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In  früherer  Zeit  war  der  totale  wirtschaftliche  Ruin  der  Be¬ 
völkerung  des  Kriegsschauplatzes  die  unvermeidliche  Folge  jedes 
Kriegs.  Die  Heere  gaben  sich  schrankenlos  dem  Raub,  der  Plünder¬ 
ung  und  der  Brandstiftung  am  Eigentum  der  Bürger  hin.  Im 
Gegensatz  dazu  greift  die  moderne  Kriegführung  den  Anforderungen 
der  Disziplin  und  der  fortgeschrittenen  Kultur  gehorchend  das 
Privateigentum  nur  an,  wenn  es  der  Kriegszweck  verlangt. 

Sofern  die  Verletzungen  des  Bürgergutes  im  Zusammenhänge 
mit  der  Kampf thätigkeit  sich  vollziehen,  wie  im  Straßenkampf 
und  bei  der  Beschießung  von  Städten,  entziehen  sie  sich  auch 
heute  noch  jeder  Beschränkung.  Der  Gefechtszweck  und  der  Selbst- 
No  erhaltungstrieb  der  Truppe  sind  übermächtig,  mag  darüber  alles 
^zu  Grunde  gehen.  Aber  auch  außerhalb  des  Gefechts  im  Zustande 
der  Ruhe  und  des  Marsches  kann  eine  moderne  Armee  zu  ihrer 
Verpflegung,  Unterkunft  und  zu  Transporten  aller  Art  auf  eine 
Inanspruchnahme  des  Privateigentums  niemals  verzichten.  An  die 
^  Stelle  des  früheren  regel-  und  maßlosen  Nehmens,  das  die  vor- 
I  ^  handenen  Hülfsmittel  vergeudete,  hat  nun  die  vollendete  militärische 
—Praxis  der  Neuzeit  systematische  und  wohlgeordnete  Verfahren 
gesetzt,  welche  die  Schädigung  der  Bürger  auf  das  Maß  des  Not¬ 
wendigen  zu  beschränken  erlauben. 

Die  Formen,  in  denen  sich  die  Eingriffe  in  das  Privateigen¬ 
tum  vollziehen,  werden  als  Requisition  und  Kontribution  bezeichnet. 
Requisitionen  sind  die  der  Bevölkerung  des  Feindeslandes  auferlegten 
Leistungen  notwendiger  Heeresbedürfnisse  in  Natura,  Kontributionen 
sind  die  von  kommunalen  oder  provinzialen  Verbänden  geforderten 
Geldzahlungen. 

Zur  theoretischen  Darstellung  dieser  Verhältnisse  ist  der  Jurist 
berufen,  denn  Requisition  und  Kontribution  bilden  eines  der  wichtigsten 
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Kapitel  des  Völkerrechts  des  Kriegs,  das  man  kurzweg  Kriegs¬ 
recht  nennt. 

Welch  außerordentlich  großen  praktischen  Wert  das  theoretische 
Kriegsrecht  besitzt  oder  doch  besitzen  könnte,  das  haben  die  zahl¬ 
reichen  Erörterungen  über  das  , Kriegsrisiko“  bewiesen,  welche 
der  Abstimmung  über  die  Bundesbank  vorangingen.  Sie  förderten 
unendliche  Widersprüche  der  Meinungen  zu  Tage. 

Für  den  Offizier,  in  dessen  Hand  die  Wahrung  der  kriegs¬ 
rechtlichen  Regeln  im  Felde  liegt,  muß  es  von  besonderm  Interesse 
sein,  klare  und  bestimmte  Vorstellungen  dersMben  sich  zu  ver¬ 
schaffen.  In  den  Lehrbüchern  des  Völkerrechts,  aus  denen  er  Be¬ 
lehrung  sucht,  findet  er  Doktrinen,  die  seinen  Widerspruch  reizen, 
statt  ihn  zu  überzeugen.  Wenn  er  von  den  Verhältnissen  eines 
Feldzuges  auch  nur  die  schwache  Vorstellung  besitzt,  die  uns  der 
Felddienst  des  Friedens  und  das  Studium  der  Kriegsgeschichte  zu 
geben  vermögen,  sieht  er  sofort  ein,  daß  die  dort  gelehrten  Theorien 
außerordentlich  human,  aber  praktisch  undurchführbar  sind. 

Es  wird  unsere  Aufgabe  sein,  eine  Darstellung  der  Requisition 
und  Kontribution  zu  geben,  welche  den  Fehler  der  bestehenden 
Doktrin  vermeidet  und  die  Anforderungen  des  Krieges  voll  und 
ganz  berücksichtigt,  soweit  uns  dies  die  beschränkte  Kenntnis  der 
Dinge  ermöglicht.  Statt  unsere  Betrachtungen  an  die  frühere 
Theorie,  an  berühmte  Staatsverträge,  an  historische  Schulbeispiele 
zu  knüpfen,  wollen  wir  versuchen,  ausgehend  von  den  sozialen  und 
militärischen  Faktoren,  welche  den  Gang  der  kriegsgeschichtlichen 
Entwicklung  bisher  bedingt  haben,  einen  Schluß  auf  die  Gestaltung 
der  Dinge  im  nächsten  Kriege,  d.  h.  auf  das  heute  geltende  Recht 
zu  ziehen. 


-  -  - 


I.  Historisclier  Teil. 


1.  Der  30jährige  Krieg. 

Wie  der  30jährige  Krieg  den  Grund  zu  der  modernen 
Staatenentwicklung  Europas  legte,  so  lenkte  er  auch  das  Kriegs¬ 
wesen  aus  seiner  primitiven  mittelalterlichen  Form  in  die  modernen 
Bahnen. 

Die  Zusammensetzung  und  Organisation  der  Heere  drücken 
dem  Kriegsrecht  einer  Zeit  den  Stempel  auf. 

Die  Armeen  des  17.  Jahrhunderts  bestanden  aus  Söldnern, 
die  für  die  einzelne  Unternehmung  von  dem  Kriegsherrn  gemietet 
waren;  jeder  einzelne  Mann  fühlte  sich  als  freier  Contrahent,  der 
unter  den  Fahnen  nicht  Ruhm  und  Ehre,  sondern  Sold  und  vor 
allem  reiche  Beute  suchte.  Aus  dieser  Sucht  nach  Beute,  welcher 
der  Kriegsherr,  bestrebt  seine  Truppen  bei  guter  Laune  zu  er¬ 
halten,  keinerlei  Widerstand  entgegensetzte,  entspringt  jene  un¬ 
erhörte  Verwüstung  der  Länder,  welche  der  Krieg  betrat;  von 
einer  Schonung  des  Bürgerguts  konnte  keine  Rede  sein,  wo  man 
das  Leben  der  Bürger  und  die  Ehre  der  Frauen  nicht  achtete. 
Die  ausgesprochene  Individualität  des  einzelnen  Soldaten,  der  eigenen 
Haushalt  führte,  seinen  Knecht  sich  hielt,  ein  spezielles  Interesse, 
den  Gewinn,  verfolgte,  drückte  aber  den  militärischen  Wert  dieser 
Armeen  gewaltig  herunter;  sie  waren  kein  Werkzeug,  das  willenlos 
in  der  Hand  des  Führers  lag,  dieser  mußte  fort  und  fort  mit  der 
Stimmung  seiner  Mannschaften  rechnen,  die  massenhaft  desertierten, 
wenn  Hunger  und  Entbehrungen  an  sie  herantraten  oder  die  er¬ 
hoffte  Beute  und  der  Sold  ausblieben. 

In  dieser  militärischen  Schwäche  liegt  der  Keim  des  Fort¬ 
schritts  verborgen. 

Der  30jährige  Krieg  zeugte  einen  der*  gewaltigsten  Feldherrn 
aller  Zeiten,  Gustav  Adolf.  An  seinen  Namen  knüpft  sich  nicht 
allein  die  Entstehung  der  modernen  Kriegsführung,  sondern  auch 
eines  Kriegsrechts,  das  gesitteter  Völker  würdig  ist. 

Gustav  Adolfs  Wirken  im  30jährigen  Kriege  ist  allerdings 
so  kurz,  daß  von  einer  nachhaltigen  Wirkung  seiner  Reformen  auf 
diesen  Krieg  keine  Rede  sein  kann,  fiel  doch  auch  die  schwedische 
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Armee  nach  seinem  Tode  in  das  alte  wüste  Treiben  zurück.  Dies 
erklärt  es  vielleicht,  daß  Hugo  Grotius,  als  er  sein  berühmtes 
,jus  belli“  schrieb,  die  Ideen  des  großen  Königs  völlig  ignorierte, 
obwohl  er  in  Schwedens  Diensten  stand.  Später  aber,  als  die 
Welt  in  ruhige  Bahnen  zurückgekehrt  war,  griff  man  auf  des 
Königs  Reformen  zurück,  und  sie  wurden  bestimmend  für  die 
Zukunft. 

Die  Neuerungen  Gustav  Adolfs  gingen  darauf  aus,  das  lockere 
Söldnerheer  zu  einer  fest  geschlossenen  Masse  umzuwandeln,  ein¬ 
heitlich  bewaffnet,  ausgerüstet  und  verpflegt.  Die  Individualität 
des  einzelnen  mußte  unterdrückt  werden,  an  ihre  Stelle  Disziplin 
und  Subordination  treten. 

Der  ursprünglich  nationale  Charakter  seines  Heeres,  das  ihn 
begeistert  verehrte,  machte  es  ihm  möglich,  seine  Ideen  auszuführen, 
und  das  Resultat  war  die  außerordentliche  militärische  Ueber- 
legenheit,  der  er  seine  Siege  verdankte. 

Unvereinbar  mit  einer  strengen  Disciplin  ist  das  Plündern 
auf  eigene  Faust,  welches  die  Habsucht  weckt  und  den  Egoismus 
des  einzelnen  an  die  Stelle  des  notwendig  einzig  herrschenden 
Gesamtinteresses  der  Armee,  die  Vernichtung  des  Feindes,  setzt. 

Thatsächlich  hat  Gustav  Adolf  die  Plünderung  aufs  strengste 
unterdrückt;  harte,  grausame  Strafen  trafen  den  Plünderer.  Aber 
er  versuchte  auch  den  sittlichen  Wert  seiner  Truppen  zu  heben: 
die  Schädigung  der  Bürger  sollte  den  Soldaten  nicht  nur  als 
Militärdelikt,  sondern  als  eine  schwere  Sünde  erscheinen,  was  er 
durch  regelmäßigen  Gottesdienst  zu  erreichen  suchte.  Oft  zwang 
er  sogar  seine  Soldaten  ihren  Proviant  mit  den  ausgehungerten 
Landleuten  zu  teilen.  Selbst  die  Plünderung  erstürmter  Städte, 
welche  die  Wissenschaft  bis  tief  in  unser  Jahrhundert  hinein  als 
geltendes  Recht  betrachtete,  band  Gustav  Adolf  an  seine  aus¬ 
drückliche  Erlaubnis,  die  er  selten  erteilte.  Beim  Sturme  von 
Creuznach  hatten  die  Schweden  die  Wälle  erstiegen,  offen  und 
unverteidigt  lagen  die  Straßen  der  Stadt  zu  ihren  Füssen.  Kein 
Mann  sprang  von  den  Wällen  herab,  alle  blieben  stehen,  des 
Königs  Befehl  gewärtigend. 

Gustav  Adolf  hat  im  Anfang  des  deutschen  Krieges  versucht, 
sein  Heer  aus  Magazinen  zu  verpflegen,  um  dem  Lande,  das  er 
als  Freund  betrat,  alle  Lasten  zu  ersparen.  Aber  sowohl  Geld¬ 
mangel  wie  die  großen  Entfernungen  vom  Heimatland  machten 
dies  bald  unmöglich,  sein  Heer  war  für  die  Verpflegung  auf  die 
Hülfsmittel  des  Landes  angewiesen,  wie  das  seiner  Gegner.  Aber 
wie  gestaltete  sie  sich  bei  jenen!  Jeder  nahm,  plünderte,  raubte 
was  ihm  geflel  und  suchte  so  auf  seine  Rechnung  zu  kommen; 
dies  führte  zu  einem  außerordentlich  schnellen  Verbrauch  der 
vorhandenen  Hülfsmittel,  und  oft  genug  zur  Hungersnot,  welche 
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die  lose  zusammenhängende,  nur  durch  materielle  Interessen  ver¬ 
bundene  Armee  zur  Auflösung  brachte. 

Gustav  Adolf  konnte  diese  Manier  nicht  adoptieren,  weil  sie 
seinen  militärischen  wie  sittlichen  Zwecken  widersprach ;  er  schuf 
eine  neue,  die  moderne  Yerpflegungsart. 

Die  langsame,  plumpe,  stabile  Kriegsführung,  welche  über¬ 
raschende  plötzliche  Unternehmungen  nicht  kannte,  erlaubte  es, 
die  Heere  meistens  beim  Bürger  zu  verpflegen,  „einzuquartieren“. 

Um  den  Bürger  vor  den  damals  üblichen,  ganz  haarsträubenden 
Ausschreitungen  der  ungebetenen  Gäste  zu  schützen,  erließ  Gustav 
Adolf  strenge  Bestimmungen  in  den  Zusätzen  zu  den  Kriegs- 
'  artikeln  von  1631. 

Sie  lauten : 

§  1.  „Die  Billets  für  Wohnungen  in  der  Stadt  sollen  den 
Soldaten  von  dem  Bürgermeister  angewiesen  werden.  Vom 
Kommandeur  bis  zum  gemeinen  Soldaten  soll  niemand 
von  den  Bürgern  etwas  verlangen  oder  annehmen,  was 
der  König  nicht  zu  seinem  Einkommen  bestimmt  hat. 

§  2.  Kein  Bürger  oder  Bauer  soll  verbunden  sein,  einem 
Soldaten  etwas  zu  gewähren,  was  nicht  in  des  Königs 
Befehlen  über  Contribution  und  Einquartierung  ent¬ 
halten  ist.“ 

In  der  Nähe  des  Feindes  traten  an  die  Stelle  der  Einquartierung 
die  Standlager  auf  freiem  Feld,  in  denen  man  sich  oft  Monate 
lang  gegenüber  lag. 

Eine  zeitgenössische  Schilderung  zeichnet  das  dann  übliche 
Verpflegungssystem : 

„Hatte  der  große  König  ein  Lager  bezogen,  so  gingen 
jeden  Morgen  mehrere  hundert  Mann  zu  Fuß  unter  einem  Obersten 
und  eine  Abteilung  Reiter  unter  einem  Rittmeister  aus  dem  Lager 
mit  dem  Befehl  gemeinsame  Beute  einzutreiben  und  alles  ins  Lager 
zu  bringen,  wo  es  vom  Generalgewaltigen  verteilt  wurde.  Zuerst 
bedachte  man  die  Küche  des  Königs,  dann  die  der  Generale, 
nachher  die  Offiziere  und  die  übrige  Mannschaft.  Jeder,  der  auf 
einem  solchen  Zuge  plünderte,  wurde  gehenkt.“ 

Was  ist  dies  anderes,  als  die  moderne  Requisition  in  bester 
Form  ? 

Wir  sehen  eine  Abteilung  unter  scharfer  Beschränkung  auf 
die  Bedürfnisse  des  Heeres  dem  feindlichen  Lande  soviel  Lebens¬ 
mittel  entnehmen,  als  zur  Verpflegung  der  Truppen  notwendig  ist. 

Der  Ausdruck  „Beute“  darf  uns  nicht  irre  machen;  nach 
dem  Recht  der  Zeit  erschien  eben  jede  Wegnahme  von  Bürgergut 
als  solche. 

Somit  ist  die  Behauptung  moderner  Schriftsteller,  daß 
Washington  die  Requisition  erfunden,  eine  kaum  zutreffende;  die 
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Requisition  ist  notwendigerweise  so  alt  wie  die  modernen  Armeen. 
Bluntschli  hat  in  seinem  , Beuterecht“  Gustav  Adolfs  Verdienste 
um  die  Civilisierung  des  Kriegsrechts  mit  keinem  Worte  erwähnt. 
Er  druckt  zahlreiche  Dokumente  ab,  ohne  der  Kriegsartikel  Gustav 
Adolfs  zu  gedenken,  obwohl  sie  vielleicht  von  größerem  Einfluß 
auf  die  Praxis  waren  wie  alles,  was  er  dort  aufi’ührt.  Denn 
später  wurden  sie  vom  großen  Kurfürsten  beinahe  unverändert 
für  seine  Armee  adoptiert,  und  allmälig  von  allen  protestantischen 
Staaten  angenommen,  so  daß  sie  ein  geradezu  epochemachendes 
Werk  waren. 

Wir  entnehmen  den  Kriegsartikeln  einige  der  Paragraphen, 
die  auf  den  Eigentumsschutz  sich  beziehen. 

§  91.  Kein  Soldat  soll  Feuer  anlegen  in  Feindesland  ohne 
dazu  befehligt  zu  sein  durch  seinen  Kapitän. 

§  95.  Wer  da  ohne  Erlaubnis  plündert  und  stiehlt,  es  sei 
in  unserem  Lande  oder  in  dem  des  Feindes,  oder  von  den  Leuten, 
welche  kommen  unser  Lager  oder  unsere  Festung  mit  Bedürf¬ 
nissen  zu  versehen,  soll  wie  für  jeden  andern  Diebstahl  gestraft 
werden. 

§  99.  Niemand  darf  es  wagen  eine  Kirche  oder  ein  Hospital 
zu  plündern,  auch  wenn  die  Festung  mit  Sturm  genommen  ist. 

Kontribution.  Wir  haben  oben  erwähnt,  welche  Rolle  der 
Sold  in  den  Heeren  des  17.  Jahrhunderts  spielte,  hat  er  ihnen 
doch  den  Namen  gegeben  „Söldner“.  Damals  erforderte  die 
Kriegsführung  wirklich  nur  Geld,  Geld  und  wieder  Geld.  Geld¬ 
mangel  des  Kriegsherrn  aber  war  gefährlicher  wie  die  feindlichen 
Kugeln  ;  wenn  der  Sold  lange  ausblieb,  verliefen  sich  die  Heere 
wie  der  Schnee  an  der  Sonne. 

Bei  der  unentwickelten  Geldwirtschaft  bildete  die  Aufbringung 
der  gewaltigen  Summen,  welche  die  Heere  verschlangen,  eine 
ewige  Kalamität;  kein  Wunder,  daß  man  versuchte  aus  den  be¬ 
setzten  Gebieten,  deren  sämtliche  Güter  man  wie  eigene  behandelte, 
möglichst  viel  bares  Geld  herauszupressen.  Da  aber  die  Bürger, 
durch  Erfahrung  gewitzigt,  beim  Herannahen  des  Heeres  ihren 
Münzvorrat  auf  das  sorgfältigste  versteckten  (man  denke  an  die 
vielen  Schätze,  die  aus  jener  Zeit  stammen),  so  förderten  auch 
die  gründlichsten  Plünderungen  äußerst  wenig  davon  zu  Tage, 
und  außerdem  führte  diese  Art  der  Entnahme  feindlicher  Geld¬ 
mittel  das  gefundene  unrettbar  in  die  Tasche  der  Soldaten  und 
nicht  in  die  Kasse  des  Feldherrn. 

Das  letztere  ward  erreicht  durch  die  sogenannten  „Brand¬ 
schatzungen“,  deren  Erfinder  die  Geschichte  nicht  überliefert  hat : 

Die  Führer  boten  den  Städten  und  Dörfern  an,  für  eine  ge¬ 
wisse  an  sie  zu  entrichtende  Geldsumme  Plünderung  und  Ein¬ 
quartierung  (beide  thatsächlich  gleichbedeutend)  von  ihnen 
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fernzuhalten.  So  führte  ein  im  Grunde  durchaus  egoistisches 
Motiv  zu  einer  Praxis,  die  sich  als  gewaltiger  Fortschritt  der 
Humanität  darstellt,  denn  die  schwerste  Geldauflage  war  milde 
im  Vergleich  zu  den  damals  üblichen  Plünderungen,  die  das 
Leben  der  Bürger,  die  Ehre  der  Frauen  ebenso  wenig  schonten 
wie  ihr  Gut. 

Brandschatzungen  sind  im  30jährigen  Kriege  an  der  Tages¬ 
ordnung,  ihr  Ertrag  floß  nicht  nur  in  die  stets  bedürftigen  Kriegs¬ 
kassen,  sondern  diente  auch  zur  Füllung  der  Taschen  höherer 
und  niederer  Führer. 

Charakteristisch  ist  hiefür  das  folgende  Dokument : 

Ein  Mansfeldischer  Offizier  schreibt:  „Ich  Jakob  Bodischen 
von  Neuhausen  über  eine  Compagnie  zu  Rossen  entbiete  euch 
von  Neustüdel  meinen  Gruß,  daß  ihr  euch  unverzüglichen  allhier 
nach  Schönwald  verfügt.  Wo  solches  nicht  geschieht,  daß  ihr 
euch  mit  mir  vergleichet,  so  will  ich  euch  wie  ihr  denn  wohl 
seid  vor  Feinde  erkennen  und  halten  und  mein  Volk  in  euer 
Städtel  schicken  euch  ganz  ausplündern  zu  lassen.  Kommt  des¬ 
wegen  morgen  zu  mir  und  bringt  Geld  mit  euch,  so  will  ich 
euch  schützen. 

Datum  Schönwalde,  30.  Januari  1620.“ 

Die  Thatsache,  daß  diese  Geldleistungen  ursprünglich  wirk¬ 
lich  Loskauf  von  Plünderung  waren,  hat  in  der  Folgezeit  Grund 
zu  einem  theoretischen  Irrtum  gegeben,  der  bis  in  unser  Jahr¬ 
hundert  in  der  Wissenschaft  lebte:  Man  betrachtete  auch  die 
Geldauflagen  der  Folgezeit  unter  diesem  Gesichtspunkt.  Daß  er 
schon  für  die  Praxis  Gustav  Adolfs  nicht  mehr  zutrifft,  daß 
Brandschatzung  und  Plünderung  von  ihm  schon  nicht  mehr 
alternativ  angewandt  wurden,  da  er  die  Plünderung  prinzipiell 
verwarf,  mag  folgende  Geschichte  beweisen: 

Gustav  Adolf  legte  im  Jahre  1632  der  Stadt  München  die 
Zahlung  von  300,000  Gulden  auf.  Es  wurde  von  den  im  Heere 
befindlichen  Deutschen  dem  König  der  Vorschlag  gemacht,  als 
Rache  für  Magdeburg  München  oder  wenigstens  das  Schloß 
plündern  zu  lassen.  Er  antwortete  darauf  unwillig:  „Wollt  Ihr, 
daß  ich  dem  Beispiel  der  alten  Gothen  folge  und  meinen  Namen 
ebenso  verhaßt  und  gefürchtet  wie  den  ihrigen  machen  soll?“ 

Die  gelehrte  Praxis  setzte  schon  damals  an  die  Stelle  der 
Brandschatzung  die  Bezeichnung  Kontribution^  die.  (wie  wir  oben 
gesehen)  auch  für  die  vom  Quartiergeber  dem  Soldaten  zu 
liefernden  Lebensmittel  und  endlich  für  die  Kriegsentschädigung 
üblich  war. 

Im  Laufe  der  Zeit  hat  der  Sprachgebrauch  die  Bezeichnung 
Kontribution  auf  die  während  des  Feldzugs  gemachten  Geld¬ 
auflagen  beschränkt. 
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2.  Achtzehntes  Jahrhundert. 

Die  mit  dem  westphälischen  Frieden  beginnende  Entwicklung 
batte  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  an  die  Stelle  der  losen 
mittelalterlichen  Staatengebilde  festgeschlossene  absolute  Monar¬ 
chien  gesetzt. 

Mit  der  landesherrlichen  Gewalt,  ihre  Hauptstütze  bildend, 
sind  die  stehenden  Armeen  entstanden,  in  denen  der  Adel,  zum 
großen  Teil  verarmt,  die  Offiziersstellen  besetzt. 

Diese  Wandlung  ist  für  das  Kriegsrecht  von  entscheidender 
Bedeutung;  erst  jetzt  kann  eine  feste,  stetig  geübte  Praxis  sich 
bilden :  Der  Offiziersstand,  einseitig  gegen  die  übrigen  Berufs¬ 
stände  abgeschlossen,  wird  zum  Träger  einer  sorgsam  gehüteten 
Tradition;  die  Kriegssitte,  früher  dem  Zufall,  der  Willkür  preis¬ 
gegeben,  tritt  festgebunden  zu  Tage.  Die  Offiziere  aller  Armeen 
erfüllt  ein  spezifisches  Standesehrgefühl,  das  auch  im  Kriege 
den  Gegner  achtet,  und  dem  Kampf  einen  ritterlichen  Charakter 
verleiht. 

Die  Mannschaften  bestehen  immer  noch  aus  Söldnern;  wenn 
sie  auch  vielfach  Landeskinder  sind,  so  tritt  doch  ihre  Staats¬ 
angehörigkeit  ganz  in  den  Hintergrund,  ein  nationaler  Gedanke 
fehlt  vollständig.  Der  Staat,  der  sich  im  Monarchen  verkörpert, 
führt  Krieg  mit  dem  Staat,  d.  h.  mit  dem  feindlichen  Monarchen, 
die  dynastischen  Interessen  sind  allein  im  Spiele.  Dies  alles 
drückt  dem  Kriegsrecht  einen  neuen  Stempel  auf;  in  dem  Krieg, 
der  sich  nunmehr  entwickelt,  kühl,  ruhig,  ohne  Leidenschaft, 
findet  es  den  denkbar  breitesten  Kaum. 

So  geschlossen  und  fest  gegliedert  die  Heere  Friedrichs  des 
Großen  und  seiner  Zeitgenossen  äußerlich  erschienen,  so  schwach 
war  ihr  innerer  Zusammenhang.  Drill  und  Furcht  vor  grausamer 
Strafe  hielt  sie  zusammen,  stärker  wie  beide  war  der  Mangel  und 
die  Entbehrung;  sie  führten  zu  massenhafter  Desertion.  Darum 
fürchtete  man  den  Mangel  wie  die  Pest.  Um  ihn  zu  verhüten, 
sorgte  die  Regierung  auch  im  Felde  für  die  Verpflegung.  In 
Magazinen  häufte  man  durch  Kauf  und  Dominiallieferung  große 
Vorräte  an;  aus  ihnen  wurde  den  Truppen  durch  ein  riesenhaft 
kompliziertes  Fuhrwesen  die  Lebensmittel  nachgeführt.  Was  der 
Soldat  über  die  gelieferte  schmale  Portion  gebrauchte,  mußte  er 
kaufen ;  dazu  wurden  im  Lager  Märkte  abgehalten,  auf  denen  die 
Landleute  freiwillig  oder  auf  Zwangsausschreibung  hin  ihre  Pro¬ 
dukte  feil  hielten.  Die  durch  die  Requisition  bedingte  Berührung 
der  Truppe  mit  der  Bevölkerung  wurde  aufs  sorgfältigste  ver¬ 
mieden,  denn  die  Erfahrung  zeigt,  daß  sie  die  moralisch  tiefstehenden 
Mannschaften  immer  zu  Excessen  verführt,  welche  die  Disziplin 
untergraben.  Nur  das  Futter  für  die  Pferde  wurde  requiriert,  weil  der 
räumliche  Umfang  dieser  Nährmittel  die  Nachfuhr  unmöglich  machte. 
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Zur  Füllung  der  Magazine,  welche  der  Armee  folgend  in 
Feindesland  angelegt  wurden,  mußte  die  Bevölkerung  des  occu- 
pierten  Gebiets  beitragen.  Im  Vormarsch  wurde  in  den  Dörfern, 
welche  im  Bereiche  des  Heeres  lagen,  von  hiezu  kommandierten 
Offizieren  festgestellt,  wie  viel  Getreide  und  Mehl  daselbst  vor¬ 
handen  sei.  Was  nicht  zur  zeitweiligen  Ernährung  der  Bewohner 
und  der  (übrigens  sehr  selten  angewandten)  Einquartierung  diente, 
mußte  auf  selbstgestellten  Fuhrwerken  von  den  Bauern  dem  Pro¬ 
viantamt  an  bestimmte  Orte  zugeführt  werden. 

Sobald  wie  möglich  pflegte  man  mit  den  Ständen  des  be¬ 
setzten  Landes  eine  Vereinbarung  über  die  notwendigen  Lieferungen 
zu  trefien.  —  Diese  Verpflegung  nach  dem  „Magazinsystem“ 
drückte  der  ganzen  Kriegsführung  ihren  Charakter  auf :  es  war  ein 
Positionskrieg,  weitausholende  Unternehmungen,  welche  die  Nach¬ 
fuhr  gefährdeten,  vermied  man.  Dies  beschränkte  die  Operationen 
auf  kleine  Räume;  die  Taktik  suchte  überdies  ebenes,  wenig  von 
Kulturen  bedecktes  Gelände,  vor  allem  nie  Dörfer. 

Wenn  man  außer  dem  Gesagten  bedenkt,  daß  der  Umfang 
der  Heere  jener  Zeit  notwendig  ein  sehr  beschränkter  war,  so 
gelangt  man  zu  dem  Bilde  eines  Kampfes,  welcher  in  jeder  Be¬ 
ziehung  die  Inanspruchnahme  des  Feindeslandes  auf  ein  Minimum 
reduzierte ;  der  Schutz  des  Privateigentums  war  im  denkbar 
höchsten  Maße  gewährleistet. 

Zur  Bestätigung  des  Gesagten  mag  hier  ein  typisches  Doku¬ 
ment  Platz  finden. 

Es  ist  ein  Befehl  Friedrichs  des  Großen  an  den  General  von 
Bredow,  und  zeigt  im  besonderen,  daß  sogar  das  Fouragieren  nicht 
ohne  Excesse  sich  vollzog. 

„Befehl  des  Königs  über  die  Bestrafung  des  unerlaubten 
Fouragierens  vom  2.  Januari  1741.“ 

„Ich  vernehme  mit  besonderem  Befremden  und  Mißfallen, 
daß  ungeachtet  ich  allen  nach  der  Schlesie  marschierenden  Re¬ 
gimentern  no(Ji  vor  ihrem  Aufbruch  auch  nach  hero  befohlen, 
auf  dem  ganzen  Marsch  die  exakteste  Ordre  zu  halten,  dennoch 
die  Lande  nicht  ohne  Grund  sich  beschweren  müssen,  wie  nicht 
nur  verschiedene  Regimenter,  ungeachtet  ich  solchen  das  Brot 
liefere  und  ihr  Traktament  ohne  Abzug  bezahlen  lasse,  dennoch 
nicht  nur  die  Dörfer  ausfouragieren,  sondern  noch  dazu  Korn, 
Brot  und  Haber  mit  sich  schleppen,  auch  wohl  gar  hie  und  da 
aus  den  Quartieren  Geld  erpressen,  dergestalt,  daß  dasjenige  Land, 
welches  ich  doch  absolument  konserviert  wissen  will,  nicht  nur 
ruiniert,  sondern  ich  selbst  in  den  hasard  und  die  Verlegenheit 
gesetzt  werden  muß,  daß  es  endlich  der  Armee  und  denen  etwa 
nachfolgenden  Regimentern  an  der  nötigen  Subsistence  wird  fehlen 
müssen.  Wenn  ich  aber  durchaus  nicht  gesonnen  bin,  dergleichen 
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HiDtansetzung  meiner  Ordres  zu  dulden,  so  behalte  ich  mir  zu¬ 
vorderst  vor,  dasjenige  obstehender  Maßen  geschehen,  nachher 
untersuchen  zu  lassen  und  diejenigen  so  wider  meine  Ordre  ge¬ 
handelt,  nach  allen  rigueur  davor  anzusehen.“ 

„Hernächst  aber  befehle  ich  hiedurch,  daß  Ihr  sofort  bei 
Eurem  Regiment  die  ernstlichste  Ordre  stellen  sollt,  damit  solches 
auf  dem  Marsche  exakte  Ordre  halten,  kein  Geld  erpressen  und 
mit  den  geordneten  Rationen  und  Portionen  zufrieden  sei ;  auch 
keinen  mehreren  Vorspann  nehmen  sollen,  als  nur  allein  vor  die 
Kranken,  wie  dann  auch  alle  übrigen  Excesse  und  Gewaltthätig- 
keiten  auf  das  sorgfältigste  verhütet  und  vermieden  werden  sollen. 
Am  allerwenigsten  soll  das  Regiment  zum  Voraus  fouragieren 
und  Fourage  aus  den  Dörfern  beitreiben,  wo  die  Armee  noch 
erst  hinkommen  soll,  noch  an  alledem  etwas  aus  seinen  Nacht¬ 
quartieren  mitnehmen.  Sollte  sich  jemand  unterstehen,  hiewider 
zu  handeln  und  diese  meine  Ordre  aus  den  Augen  setzen,  so 
werde  ich  solchen,  er  sei  wer  es  wolle,  vom  General  bis  zum 
Fähndrich  unfehlbar  kassieren  und  darunter  keine  Konsideration 
haben,  wenn  meine  Ordres  ohne  Exception  observiert  werden  sollen. 
Ihr  sollet  dieses  bei  dem  Regiment  zu  Jedermaunes  Achtung  be¬ 
kannt  machen,  auch  bei  Vermeidung  aller  Verantwortung  nach¬ 
drücklich  darauf  halten.“ 

Derselbe  Geist,  der  sich  im  Kriege  bestätigt  und  in  dem  vor¬ 
stehenden  Schriftstück  seinen  originellen  Ausdruck  findet,  zeigt 
sich  losgelöst  von  der  Praxis,  als  reiner  Ausfiuß  des  philosophisch 
freien  Geistes  des  großen  Königs  und  seiner  Zeit  in  dem  berühmten 
Freundschaftsvertrag  Preußens  mit  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  (1785). 

lieber  die  Behandlung  des  Privateigentums  in  Feindesland 
bestimmt  derselbe  in  Art.  23 : 

„Die  Unterthanen  sollen  für  ihre  Person  auf  keine  Art  ge¬ 
fährdet,  ihre  Häuser  oder  Güter  sollen  nicht  in  Brand  gesteckt, 
noch  auf  andere  Art  vernichtet  werden;  ihre  Feldep  sollen  nicht 
von  den  feindlichen  Armeen,  in  deren  Hände  sie  durch  die  Kriegs¬ 
ereignisse  fallen  können,  verheert  werden,  sondern  wenn  man  sich 
in  der  Notwendigkeit  befinden  sollte,  etwas  von  ihrem  Eigentum 
zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  zu  nehmen,  so  soll  ihnen 
der  Wert  nach  einer  annehmbaren  Schätzung  gezahlt  werden.“ 

Dieser  Vertrag  wird  von  der  Wissenschaft  als  einer  der  Marksteine 
des  Krieges  gepriesen.  Zum  ersten  Male  wird  darin  der  Schutz  des 
Privateigentums  klar  proklamiert ;  mehr  wie  das,  es  wird  den  Bürgern 
sogar  ein  Recht  auf  Entschädigung  für  die  Requisitionen  zugesprochen. 

Diese  Bestimmungen  haben  nie  anderen  als  idealen  Wert  be¬ 
sessen,  war  doch  die  Wahrscheinlichkeit  eines  Landkrieges  zwischen 
Preußen  und  den  Vereinigten  Staaten  sehr  gering. 
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Als  im  Jahre  1798  der  Vertrag  erneuert  wurde,  verlangte 
aber  Amerika  die  Streichung  des  berühmten  §  23. 

Bluntschli  beklagt  dies  tief  und  glaubt,  „die  Welt  sei  da¬ 
mals  „noch  nicht“  reif  genug  gewesen,  um  diesem  Vorbild  zu 
folgen.“ 

Er  scheint  uns  zu  vergessen,  daß  diese  Bestimmungen,  die 
für  die  Kriegsführung  Friedrichs  und  seiner  Zeitgenossen  einen 
Schein  der  Berechtigung  besaßen,  mit  der  Kraft  und  der  Leiden¬ 
schaft  der  Revolutionskriege  in  einem  unlösbaren  Widerspruch 
standen.  Weil  er  die  kriegsrechtlichen  Ereignisse  aus  ihrem 
Zusammenhang  mit  der  Geschichte  losreißt,  entgeht  ihm,  daß 
das,  was  er  als  Rückschritt  der  Humanität  verurteilt,  die  un¬ 
vermeidliche  Folge  eines  gewaltigen  ethischen  Fortschritts  war. 

Kontribution.  So  rücksichtsvoll  die  Kriegsführung  des  18. 
Jahrhunderts  im  allgemeinen  das  Feindesland  behandelte,  eines 
vermochte  sie  ihm  doch  nicht  zu  ersparen :  die  Aufbringung  eines 
Teils  der  gewaltigen  Summen,  welche  die  Heere  verschlangen. 
Man  kann  wohl  sagen,  daß  eine  absolute  Notwendigkeit  vorlag, 
Kontributionen  zu  erheben.  Rein  ackerbautreibende  Staaten,  wie 
Preußen  z.  B.  es  war,  wären  einfach  unfähig  gewesen,  den  Ab¬ 
fluß  baren  Geldes,  den  die  Löhnung  und  Verpflegung  einer  in 
Feindesland  stehenden  Armee  bedingte,  lange  auszuhalten. 

So  sehen  wir  denn  die  siegreich  vordringenden  Feldherren 
die  eroberten  Städte  und  Länder  mit  schweren  Geldauflagen 
belegen,  deren  Ertrag  nunmehr  ausschließlich  in  die  Kriegskasse 
floß. 

Die  Art  und  Weise  aber  wie  die  Kontributionen  ausgeschrieben 
und  eingetrieben  wurden,  stimmt  völlig  mit  dem  Bilde  der 
übrigen  Kriegsführung  überein.  Energielos,  künstlich,  parla- 
mentierend  und  manöverierend  statt  kräftig  und  energisch  handelnd. 

Sogar  auf  Friedrich  den  Großen,  dem  man  sonst  Mangel  an 
Energie  kaum  wird  vorwerfen  können,  trifft  dies  zu:  Im  März 
1757  legte  er  der  Stadt  Dresden  eine  Kontribution  von  300,000 
Thalern  auf.  Am  16.  März  teilte  dies  der  sächsische  Minister 
Graf  Rex  dem  Bürgermeister  mit.  Nach  langen  Erwägungen 
beschloß  der  Rat  von  Dresden  sich  an  den  preußischen  Gouverneur 
von  Retzow  zu  wenden,  um  ihn  zu  bewegen,  für  Reduktion  oder 
Aufhebung  der  Kontribution  zu  wirken.  Retzow  zeigte  sich  denn 
auch  äußerst  entgegenkommend,  glaubte  mit  den  Ratsherren,  daß 
die  Summe  unerschwinglich  sei,  und  wollte  beim  König  vorstellig 
werden.  Die  Ratsdeputierten  präsentierten  hierauf  Herrn  von 
Retzow  eine  „Bezeigung“  von  5000  Thalern,  die  ihm  keineswegs 
unerwartet  war.  Er  dankt  für  die  „Attention“  und  seinen  trif¬ 
tigsten  und  vielfältigsten  Vorstellungen  nachgebend  reduzierte 
Friedrich  die  Kontribution  auf  100,000  Thaler  „in  Erwägung, 
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daß  ihm  die  Franzosen  und  Russen  alles  Geld  in  seinen  Landen 
nehmen,  ohne  Geld  aber  kein  Krieg  zu  führen  sei**.  Dies  geschah 
am  29.  August.  Von  diesem  Zeitpunkt  an  folgen  sich  nun  in 
bunter  Reihe  kleine  Ratenzahlungen  von  8000 — 10,000  Thaler, 
Suppliken  auf  Suppliken  beim  König,  Drohung  auf  Drohung  mit 
härtester  Execution,  neue  Versprechen  an  Herrn  von  Retzow  ihm 
„Bezeigungen“  zu  erweisen,  aber  am  6.  Februar  des  folgenden 
Jahres  ist  die  verlangte  Summe  immer  noch  nicht  bezahlt. 

Unterdessen  war  die  Kriegslage  eine  für  Friedrich  immer 
schwierigere  geworden.  Am  6.  Februar  1758  traf  in  Dresden 
ein  Brief  des  preußischen  Feldkriegsdirektoriums  ein,  welcher 
Dresden  aufforderte,  innert  8  Tagen  „die  insinuationis“,  eine 
Summe  von  500,000  Thalern  zu  zahlen.  In  dem  Briefe  heißt  es 
„Solches  wird  der  Stadt  Dresden  zur  gebührenden  Achtung  be¬ 
kannt  gemacht,  auch  dabei  derselben  ohn verhalten,  daß  in  Bei¬ 
treibung  dieser  Gelder  die  größte  Rigueur  gebraucht  und  nach 
dem  von  den  französischen  Truppen  kürzlich  in  Halberstadt  ge¬ 
gebenen  Beispiel  verfahren  werden  soll;  der  dortige  Herr  Kom¬ 
mandant  Generalmajor  von  Fink,  zu  dessen  Vollstreckung  auch 
bereits  Auftrag  erhalten,  die  Stadt  wohlthun  wird  zur  Vermeidung 
aller  üblen  Folgen,  so  sie  sich  im  Entstehungsfall  zuziehen  würde, 
die  allerschleunigsten  Maßregeln  zur  Aufbringung  und  Bezahlung 
dieser  Summe  zu  ergreifen.“ 

Der  Erfolg  blieb  nicht  aus;  am  11.  April  waren  220,000 
Thaler  bezahlt  und  nachdem  am  29.  April  die  erlegte  Summe 
235,000  Thaler  erreicht  hatte,  wurde  der  Rest  in  Ansehung  einer 
mit  den  Ständen  getroffenen  Konvention  erlassen. 

In  diesen  Kontributionen  einen  Loskauf  von  Plünderungen 
zu  sehen,  wie  es  die  Wissenschaft  des  18.  Jahrhunderts  noch 
that,  ist  doch  wohl  kaum  zutreffend.  Die  Berufung  Friedrichs 
H.  auf  das  Vorgehen  der  Franzosen  scheint  uns  zu  beweisen, 
daß  dieses  als  etwas  ganz  ungewöhnliches  erschien,  und  daß 
Plünderungen  wie  scharfe  Maßregeln  gegen  die  Bevölkerung 
überhaupt  in  jener  Zeit  äußerst  selten  waren. 

3.  Die  Revolution  und  Napoleon  I. 

Die  Revolution  warf  mit  so  vielen  andern  auch  die  kunstvoll 
unnatürliche  Kriegskunst  der  18.  Jahrhunderts  über  den  Haufen. 
In  das  Chaos  an  Entwicklungskeimen,  welches  sie  gebar,  brachte 
Napoleon  I.  Ordnung  und  System  und  lenkte  damit  den  Krieg  in 
eine  neue,  die  modernste  Phase. 

An  die  Stelle  des  Söldnerheeres  trat  die  nationale  Armee. 
Diese  ist  ein  Kriegsinstrument  von  ganz  verändertem  Wert.  Die 
Disziplin,  die  in  ihr  herrscht,  gründet  sich  auf  Begeisterung  und 
Liebe  zum  Vaterland;  die  Bürgerpflicht  läßt  statt  des  Solds  den 
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Mann  unter  die  Fahnen  treten.  Mangel,  Anstrengungen,  Entbeh¬ 
rungen,  welche  das  Söldnerheer  auflösten,  vermögen  diesen  Armeen 
nicht  viel  anzuhaben.  Die  Berührung  mit  der  Bevölkerung  des 
Feindeslandes,  die  man  früher  so  sorgsam  vermied,  bietet  keine 
oder  geringere  Gefahr;  durchsetzt  mit  moralisch  tüchtigen  Ele¬ 
menten  erliegt  die  Truppe  nicht  mehr  jeder  Versuchung  zu  Raub 
und  Plünderung. 

Dem  Charakter  der  jungen  Revolutionsheere  widersprach  der 
ausgeklügelte  Stellungskrieg,  der  die  Schlachten  eher  mied  wie 
suchte ;  die  Soldaten  verlangten  nach  dem  Kampf,  nach  unaus¬ 
gesetzter  Thätigkeit.  So  führten  die  Verhältnisse  zum  Bewegungs¬ 
krieg,  der  auf  weitausholenden  Märschen  den  Feind  sucht,  und 
nach  gewonnener  Schlacht  ihn  bis  zur  Vernichtung  verfolgt.  Von 
Napoleon  zur  höchsten  Vollendung  gebracht,  wurde  der  „Bewe¬ 
gungskrieg“  zum  Typus  des  Kampfes  unserer  Zeit. 

Die  Größe  der  Heere,  nicht  mehr  durch  das  Söldnergebot 
und  materielle  Rücksichten  beschränkt,  wuchs  ins  Riesenhafte. 

In  den  ersten  Revolutionsfeldzügen  sollten  die  Truppen  nach 
dem  althergebrachten  schwerfälligen  Magazinsystem  verpflegt 
werden.  Wegen  der  Größe  der  Heere,  der  Ausdehnung  des 
Kriegsschauplatzes  und  der  unausgesetzten,  oft  unvorhergesehenen 
Bewegung  mißlang  dies  vollständig. 

So  mußte  der  Soldat  notgedrungen  vom  Lande  leben ;  die 
Revolutionsheere  nahmen  in  gewaltthätiger  Weise  alles,  was  sie 
auf  ihrem  Wege  vorfanden;  aber  sie  lebten  rein  von  der  Hand 
in  den  Mund,  ohne  jede  Rücksicht  auf  zweckmäßige,  den 
dauernden  Unterhalt  begünstigende  Verwertung  der  Vorräte  des 
Landes. 

Unter  Napoleons  Meisterhand  wurde  aus  diesem  regellosen 
Notbehelf  ein  neues  wohldurchdachtes  Verpflegungssystem,  das 
man  heute  als  das  Requisitionssystem  bezeichnet.  Ihm  dankte 
Napoleon  in  erster  Linie  seine  Siege,  weil  es  ihm  erlaubte,  der 
langsamen,  plumpen  Methode  seiner  Gegner,  die  sich  aus  Maga¬ 
zinen  verpflegten,  den  ausgedehntesten  Bewegungskrieg  entgegen¬ 
zusetzen. 

So  sehen  wir  wiederum  aus  den  verschiedensten  politischen, 
ethischen,  militärischen  Faktoren  eine  Entwicklung  hervorgehen, 
die  für  das  Kriegsrecht  von  der  allergrößten  Bedeutung  ist.  Der 
im  18.  Jahrhundert  in  weitestem  Maße  garantierte  Schutz  'des 
Privateigentums  wird  außerordentlich  reduziert,  und  dies  darf 
keineswegs,  wie  es  von  den  meisten  Publizisten  geschieht,  als  ein 
Rückschritt  bezeichnet  werden,  denn  es  ist  in  letzter  Linie  die 
Konsequenz  der  veränderten  Staatsauffässung,  die  kaum  jemand 
als  eine  rückschrittliche  wird  bezeichnen  wollen. 
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Das  Napoleonische  Requisitionssystem  beschränkt  sich  nicht 
auf  die  Entnahme  von  Lebensmitteln,  deren  das  Heer  durchaus 
bedarf.  Es  unterwirft  alles,  was  im  Feindesland  militärischen 
Wert  besitzt,  auch  alle  ^relativen“  Kriegsmittel  der  Führergewalt. 
|Das  siegende  Heer  lebt  prinzipiell  auf  Kosten  des  besiegten 
Landes. 

Auf  kleinem  Raum  ein  vollständiges  Bild  des  unendlich 
mannigfaltigen  Systems  zu  geben  ist  unmöglich,  wir  müssen  uns 
begnügen,  dasselbe  in  seinen  Grundzügen  darzustellen.  Die  In¬ 
anspruchnahme  der  Mittel  des  Feindeslandes  vollzog  sich  im 
wesentlichen  in  3  Formen: 

1.  Durch  eigentliche  Truppenrequisition, 

2.  Administrativ-Requisition  zur  Füllung  von  Magazinen. 

3.  Auflagen  von  Kriegsmateriallieferungen. 

Wir  entnehmen  unsere  Beispiele  dem  Feldzug  von  1806 — 07, 
in  welchem  die  Kriegskunst  Napoleons  ebenso  große  Triumphe 
feierte  wie  sein  Organisationstalent. 

Die  Requisition  von  Lebensmitteln  durch  die  Truppe  für  ihre 
eigenen  momentanen  Bedürfnisse  wandte  Napoleon  nur  an,  wenn 
die  Verpflegung  aus  den  Magazinen,  die  er  dem  Marsch  des 
Heeres  folgend  an  geeigneten  Punkten  anlegte,  unmöglich  war; 
aber  während  die  Kriegsführung  des  18.  Jahrhunderts  in  ihren 
militärischen  Operationen  der  Sklave  dieser  Magazine  gewesen 
war,  hat  er  sich  nie  im  geringsten  durch  die  Gefahr  von  der 
Nachfuhr  abgeschnitten  zu  werden  beeinflussen  lassen;  geschah 
dies,  so  lebte  man  eben,  so  gut  es  ging,  vom  Lande.  Hunger 
und  Entbehrung,  die  dabei  notwendig  zeitweise  eintraten,  brauchte 
er  nicht  zu  scheuen,  sie  vermochten,  wie  wir  oben  erwähnt, 
den  militärischen  Wert  seines  Heeres  nicht  stark  zu  beeinflussen. 

Die  Grundsätze,  die  er  für  die  Beitreibung  aufstellte,  sind 
zum  großen  Teil  heute  noch  maßgebend.  Wir  Anden  in  ihnen 
auch  schon  manche  Anforderungen  des  modernsten  Völkerrechts 
erfüllt,  denn  in  vielen  Beziehungen  decken  sich  die  Interessen  der 
Humanität  mit  denen  einer  vollendeten  Kriegskunst. 

Der  Marechal  Ney  bestimmt  im  Art  13  der  „Dispositions 
particulieres  ä  observer  par  l’infanterie  du  Gieme  corps“ :  „Wenn 
die  Heeresverwaltung  den  Verpflegungsdienst  nicht  zu  erfüllen 
vermag,  so  soll  für  diesen  durch  eine  besondere  Anordnung  der 
Generale  gesorgt  werden,  die  Detachemente  aussenden  werden, 
um  in  den  in  der  Nachbarschaft  des  Lagers  gelegenen  Dörfern 
Lebensmittel  und  Lagerstroh  zu  requirieren,  hiefür  ist  ein  Bon 
auszustellen.  Der  Generalstabschef  wird  hierüber  eine  besondere 
Instruktion  erlassen.“  Diese  lautet:  „Sie  werden  dem  Komman¬ 
danten  jedes  Corps  die  Zahl  und  die  Zusammensetzung  der  De¬ 
tachemente  vorschreiben,  die  er  zu  verwenden  hat,  und  die  von 
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energischen  und  entschlossenen  Offizieren  zu  führen  sind.  Die 
Kommandanten  der  Detachemente  werden  nie  aus  den  Augen  ver¬ 
lieren,  daß  die  Unordnung  alle  Hülfsquellen  zerstört,  daß  die 
Einwohner  fliehen  und  ihre  Lebensmittel  verstecken,  während  sie 
ihr  Vieh  und  die  Transportmittel  mit  sich  nehmen;  sie  werden 
also  die  schärfste  Disziplin  aufrecht  erhalten  müssen,  um  sich  in 
den  Ortschaften,  in  die  sie  gesandt  sind,  alle  die  Hülfsinittel  zu  ver¬ 
schaffen,  die  sie  brauchen.  Die  requirierten  Wagen  und  Landes¬ 
pferde  sind  mit  der  größten  Gewissenhaftigkeit  zurückzusenden. 

Endlich  werden  die  Kriegskommissare  das  Land  durch¬ 
streifen,  und  werden  alle  möglichen  Erkundigungen  über  die  vor¬ 
handenen  Hülfsquellen  einziehen,  und  den  Generalen  die  nötigen 
Angaben  machen,  welche  notwendig  sind,  um  die  Lieferungen 
möglichst  zu  verteilen.“ 

In  Ergänzung  hiezu  bemerken  wir,  daß  der  am  30.  September 
an  die  gesamte  Armee  gerichtete  Tagesbefehl  den  Soldaten  und 
Offizieren  jeden  Grads  aufs  strengste  verbot  ohne  höheren  Befehl 
zu  requirieren. 

Die  französischen  Heere  jener  Zeit  standen  nicht  auf  der  sitt¬ 
lichen  Höhe  eines  modernen  Volksheers;  Bildung  war  in  ihnen 
auch  im  subalternen  Offizierscorps  sehr  schwach  vertreten ;  so 
erklärt  es  sich,  daß  Plünderungen  trotz  aller  Bemühungen  der^ 
höchsten  Führer  sehr  häufig  waren. 

Der  Marechal  Ney  sagt  in  einem  Befehl:  „Es  sind  Aus¬ 
schreitungen  vorgekommen,  die  denen,  die  sie  begangen,  nichts 
nützen ;  einige  Elende  beschmutzen  einen  Namen,  dessen  Glanz 
zu  hüten  die  Pflicht  jedes  Soldaten  ist.  Der  Marechal,  voll 
Vertrauen  in  die  Ehre  der  französischen  Grenadiere,  empfiehlt 
jeder  Compagnie  die  Aufsicht  über  Nachzügler  und  Plünderer; 
jeder  Soldat,  der  einen  solchen  fängt,  wird  belohnt  werden.“ 

Der  Marechal  Soult  befiehlt  am  6.  Oktober  1806 'von  Am-  . 
berg  aus:  „Jeder  Soldat,  der  das  mindeste  Plünderungsvergehen  /  y 
begeht,  ist  einem  Kriegsgericht  zu  überliefern  und  zu  erschießen.“  I 

Wir  heben  aus  dem  Gesagten  hauptsächlich  die  Vorschrift 
hervor,  für  die  erhobenen  Requisitionen  Bons  auszustellen ;  sie 
findet  sich  hier  zum  ersten  Mal  und  ist  in  der  Folgezeit  außer¬ 
ordentlich  wichtig  geworden. 

Während  die  Kriege  des  18.  Jahrhunderts  nie  sehr  tief 
in  die  bekämpften  Länder  eindrangen  und  nur  relativ  kleine 
Gebietsteile  umfaßten,  überzogen  die  Feldzüge  Napoleons  das 
halbe  Europa.  Die  früher  übliche  Einsetzung  einiger  Gouverneure 
in  den  occupierten  Gebieten  genügte  nicht  mehr,  um  die  ge¬ 
störte  Verwaltung  und  Regierung  großer  Länder  fortzuführen,  sie 
genügte  vor  allem  nicht,  um  dem  Sieger  alle  Hülfsquellen  zu 
öffnen.  Hiezu  bedurfte  es  einer  wohlorganisierten  provisorischen 
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Verwaltung  des  Occupationsgebietes,  die  alle  Fäden  des  Staats¬ 
haushalts  in  ihre  Hand  nahm.  Eine  solche  Kriegsverwaltung 
schuf  Napoleons  Genie  in  Preußen  in  den  Jahren  1806  und  1807. 
Eine  unendlich  reiche  Fülle  völkerrechtlicher  Beziehungen  .ent¬ 
stand  hieraus,  die  der  Wissenschaft  neuen  Stoff  und  neuen  Impuls 
gaben. 

Die  Praxis  Napoleons  betrachtete  die  Verpflegung  der  Truppen 
durch  direkte  Requisitionen  aus  guten  Gründen  als  Ausnahme; 
die  Regel  bildete  die  Verpflegung  aus  Magazinen. 

Die  Füllung  dieser  Magazine  durch  Requisition  war  Sache 
der  Kriegsverwaltung;  sie  geschah  durch  üebereinkunft  mit  den 
Ständen,  den  Provinzialbehörden  oder  den  städtischen  Vertretungen. 

Wir  wählen  als  Beispiel  die  Verhältnisse  der  Kurmark. 

Nachdem  bis  dahin  die  französischen  Truppen  sich  durch 
direkte  Requisition  genährt  hatten,  verfügte  der  Kaiser  am  13. 
November  1806:  „Es  soll  an  jedem  Etappenort  ein  Magazin  an 
Fleisch,  Brot  und  Fourage  von  der  Provinz  eingerichtet  werden, 
zur  speziellen  Disposition  des  französischen  Etappenkommandanten  ’ 
und  Magazinrendanten. 

Der  Bedarf  für  diese,  sowie  für  die  großen  Magazine  in 
Berlin,  Potsdam,  Frankfurt  a./O.,  Brandenburg  und  Spandau  soll 
von  dem  Generalordinateur  des  Clarkeschen  Gouvernements  Lambert 
je  auf  14  Tage  bis  4  Wochen  bestimmt  werden. 

Lambert  hat  die  Befugnis,  den  Bedarf  für  die  in  der  Kurmark 
gelegenen  Magazine  von  der  kurmärkischen  Kammer  und  dem 
„Conseil  administratif“  für  Berlin  zu  requirieren.“ 

Es  wurde  fernerhin  bestimmt,  daß  über  jede  Lieferung  nach 
allen  Regeln  bureaukratischer  Kunst  ein  Borderau  aufzustellen  sei, 
mit  Zeichnung  und  Gegenzeichnung  der  verschiedenen  französischen 
und  kurmärkischen  Behörden. 

Bei  der  bevorstehenden  Ueberwinterung  des  französischen 
Heeres  auf  deutschem  Boden  traten  zu  den  genannten  Requi¬ 
sitionen  noch  solche  an  Wein  und  Branntwein;  als  Beispiel  hiefür 
mag  folgender  lakonischer  Befehl  Napoleons  dienen : 

„Prendre  tout  ce  qui  se  trouve  ä  Stettin  de  vin,  eau-de-vie., 
liqueurs,  rhum  et  rhack  pour  le  Service  de  l’armee;  on  donnera 
des  regiis  aux  xoarticuliers.'^ 

Die  bisher  betrachteten  Beitreibungen  stellen  sich  alle  als 
Gebot  der  Notwendigkeit  dar;  eine  Nachfuhr  der  Bedürfnisse  der 
Armee  aus  dem  Heimatlande  war  bei  dem  Zustand  der  Kommuni¬ 
kationen  absolut  ausgeschlossen. 

Dagegen  erscheint  die  Ausnützung  der  Industrie  und  der 
Gewerbe  des  occupierten  Landes  für  die  Zwecke  der  Armee 
durchaus  als  Konsequenz  des  Prinzips,  den  Krieg  durch  den  Krieg 
zu  nähren. 
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Klassisch  hiefür  ist  der  Rapport  des  Generalintendanten  Daru 
über  die  in  Leipzig  und  Berlin  erhobenen  Requisitionen. 

Daru  schließt  daraus,  daß  die  Armee  1806  ohne  Mäntel  und 
teilweise  in  defekter  Ausrüstung  aus  Frankreich  abmarschierte, 
daß  der  Krieg  dem  Kaiser  unerwartet  war;  wir  möchten  aber 
annehmen,  daß  er  ihn,  wie  seinen  Verlauf  wohl  voraussah  und 
darauf  rechnete,  das  Fehlende  auf  Feindeskosten  ersetzen  zu  können. 

Am  21.  Oktober  1806  befahl  der  Kaiser,  der  Stadt  Leipzig 
eine  Requisition  an  Stoff  für  8000  komplete  Offiziersuniformen 
und  150,000  Mäntel  aufzuerlegen,  zudem  die  Lieferung  von  150,000 
Paar  Schuhen  für  die  Armee.  Ebenso  hatte  Berlin  laut  Befehl 
vom  28.  Oktober  100,000  Mäntel,  100,000  Hosen,  100,000  Paar 
Schuhe  zu  liefern. 


Kontributionen.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  Kapoleon  auch 
die  Finanzkraft  der  occupierten  Länder  in  Anspruch  nahm.  Kaum 
eine  seiner  Maßnahmen  zeigt  seine  ruhig  kühle  Ueberlegung,  die 
alles  voraussah,  besser  als  die  Kontributionen,  die  er  nach  der 
ersten  Entscheidungsschlacht  den  besiegten  Staaten  auferlegte  und 
deren  Verteilung  auf  die  einzelnen  Landesteile  beweist,  wie 
systematisch  er  die  Ausnützung  des  Feindeslandes  vorbereitet  hatte. 

Am  7.  Frimaire  des  Jahres  XIV,  vier  Tage  vor  der  Schlacht 
bei  Austerlitz,  legte  er  den  Ländern  der  österreichischen  Monarchie 
eine  Kontribution  von  100  Millionen  auf,  am  Tage  nach  der  Schlacht 
bei  Jena,  inmitten  der  intensivsten  Kriegshandlung  —  der  berühmten 
Verfolgung  der  preußischen  Armee  —  erließ  er  ein  Dekret,  das 
so  merkwürdig  ist,  daß  wir  es  zum  Teil  wiederzugeben  für  wohl 
berechtigt  erachten.  Es  lautet: 

„Wir,  Napoleon,  Kaiser  der  Franzosen,  König  von  Italien, 
in  Erwägung,  daß  das  Resultat  der  gestrigen  Schlacht  die  Er¬ 
oberung  aller  Länder  des  preußischen  Königs  diesseits  der  Weser 
ist,  befehlen  und  haben  befohlen  die  folgenden  Maßnahmen,  die 
unserm  Generalintendanten,  der  Finanz-Hauptverwaltung  und  der 
Steuerverwaltung  als  Richtschnur  zu  dienen  haben. 


Art.  1.  Die  Staaten  des  Kurfürsten  von  Sachsen  zahlen  eine 
außerordentliche  Kriegskontribution  von  .  .  Fr.  25,375,000 


das  Herzogtum  Weimar 

Braunschweig- Wolfenbüttel . 

Nassau-Oranien . 

(etc.,  es  folgen  die  übrigen  Kleinstaaten); 
'die  Staaten  des  Königs  von  Preußen  diesseits 
der  Weser  (die  Stadt  Berlin  ist  darin  inbegriffen 
mit  10  Millionen) . 


2,200,000 

5,625,000 

1,300,000 


-  100,000,000 


Total  Fr.  154,425,000 
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Art.  3.  Die  Staaten  des  Herzogs  von  Sachsen-Coburg,  Anhalt- 
Waldeck,  Lippe  und  Reuß,  die  am  Kriege  nicht  Teil  genommen 
haben,  werden  in  keiner  Weise  belastet  und  zahlen  keine  Kontribution. 

Art.  4.  Der  General-Intendant  ist  berechtigt,  die  fürstlichen 
Domänen  zur  Zahlung  der  Kontributionen  beizuziehen.  Napoleon  I.“ 

Die  Höhe  der  auferlegten  Steuern  ist  nach  modernen  Begriffen 
keine  übertriebene,  man  vergleiche  sie  mit  denen,  die  Paris  1870/71 
von  einem  Tag  auf  den  andern  zahlte. 

Und  dennoch  hat  ihre  Leistung  unsägliche  Mühe  und  Schwierig¬ 
keiten  gekostet  und  war  bei  Beendigung  der  Occupation  im  Jahre 
1807  noch  nicht  vollendet.  Es  zeigt  dies,  wie  wenig  finanzkräftig 
ackerbautreibende  Staaten  sind,  welche  ohne  Mühe  riesige  Natural¬ 
lasten  zu  tragen  imstande  sind,  hat  doch  Preußen  in  derselben 
Zeit  1806 — 1807  Requisitionen  im  Betrage  von  300  Millionen  Mark 
zu  leisten  vermocht! 

Wie  Napoleon  die  einlaufenden  Gelder  benützte,  mag  folgender 
Befehl  zeigen,  der  an  den  Generalintendanten  Daru  erging: 

„Lassen  Sie  mich  wissen,  welche  Kontribution  man  Stettin 
auferlegen  könnte,  ich  wünsche,  daß  sie  sofort  verlangt  werde, 
damit  man  dem  Corps  des  Marechal  Lannes,  das  sich  dort  ver- 
sammeln  wird,  einen  Monatssold  ausbezahlen  kann.“ 

Ganz  merkwürdig  kontrastiert  gegen  die  napoleonische  Praxis 
die  Methode  des  18.  Jahrhunderts,  die  bei  seinen  Gegnern  noch 
geltend  war.  Am  Vorabend  der  Schlacht  bei  Jena  ließ  man  die 
Soldaten  hungern,  obwohl  man  in  einer  reich  gesegneten  Gegend 
stand;  die  Verpfiegungskolonnen  waren  ausgeblieben  und  Requisition 
kannte  man  nicht ;  so  weit  war  die  Schonung  des  Privateigentums 
gediehen,  daß  man  ihr  zu  Liebe  mit  hungernden  Soldaten  in  die 
Schlacht  zog,  von  welcher  das  Schicksal  des  Staates  abhing. 

Bittere  Erfahrungen  lehrten  in  der  Folgezeit  die  europäischem 
Staaten  —  England  ausgenommen  —  den  Geist  der  neuen  Zeit 
begreifen :  die  nationale  Armee  trat  an  die  Stelle  der  Söldner,  der 
Bewegungskrieg  wurde  die  Kriegsform  des  19.  Jahrhunderts  und 
mit  diesem  blieb  das  Requisitions-  und  Kontributionssystem  Napoleons, 
wenn  auch  vielfach  gemildert,  die  ständige  Form  der  Behandlung 
feindlichen  Privateigentums. 


4.  Der  deutsch-französische  Krieg  1870/71. 

Auf  Praxis  und  Theorie  des  Kriegsrechts  hat  keiner  der 
Kriege  unseres  Jahrhunderts  einen  ähnlichen  Einfluß  ausgeübt 
wie  der  von  1870/71.  Er  allein,  geschlagen  von  den  beiden  ersten 
Kulturstaaten  der  Welt,  stellt  in  großem  Maßstabe  den  Typus  des 
Kampfes  dar,  wie  er  unter  dem  Einfluß  der  verschiedenen  tech¬ 
nischen  Errungenschaften  unserer  Zeit  sich  gestalten  mußte. 
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Die  Wissenschaft  hat  sich*  außerordentlich  viel  mit  den  Er¬ 
eignissen  dieses  Krieges  beschäftigt.  Das  moderne  positive  Völker¬ 
recht  baut  sich  auf  seinen  Thatsachen  auf.  An  ihnen  mißt  die 
Doktrin  ihre  Sätze. 

Auf  Schritt  und  Tritt  genötigt,  während  der  theoretischen 
Betrachtungen  auf  sie  zurückzukommen,  begnügen  wir  uns  hier 
damit,  in  kurzen  Zügen,  die  auf  Vollständigkeit  keinen  Anspruch 
machen  können,  das  von  den  deutschen  Armeen  geübte  Requisitions¬ 
und  Kontributionswesen  darzustellen;  der  außerordentlich  reiche 
Stoff  ist  ganz  zerstreut,  schwer  aufzufinden  und  leider  bis  heute 
nicht  Gegenstand  einer  besondern  Darstellung  gewesen. 

Die  Grundsätze,  welche  für  die  deutschen  Armeen  bei  der 
Ausübung  des  Requisitionsrechtes  maßgebend  sein  sollten,  legte 
König  Wilhelm  in  der  bekannten  Proklamation  vom  11.  August 
1870  nieder.  Sie  bestimmt:  „Die  Einwohner  haben  zu  liefern, 
was  zur  Erhaltung  der  Truppen  notwendig  ist.  Das  Maß  dieser 
notwendigen  Requisition  ist  genau  anzugeben.  Diese  Requisitionen 
dürfen  von  allen  Befehlshabern  detachierter  Corps  ausgeschrieben, 
werden.  Außerordentliche  Requisitionen,  welche  im  Interesse  der 
Armee  für  notwendig  befunden  werden,  können  nur  durch  Generale 
und  die  deren  Funktionen  ausübenden  Offiziere  verfügt  werden. 
Unter  allen  Umständen  darf  von  den  Einwohnern  nur  gefordert 
werden,  was  zum  Unterhalt  der  Truppen  notwendig  ist,  und  werden 
hiefür  amtliche  Bons  ausgestellt.“ 

Wie  sich  die  thatsächlich  geübte  Praxis  zu  diesen,  beim  Be¬ 
treten  des  französischen  Bodens  ausgesprochenen  Grundsätzen  ver¬ 
hielt,  ist  äußerst  bestritten.  Sicher  ist,  daß  sie  denselben  nicht 
durchweg  entsprach.  Die  Proklamation  beruhte  eben  auf  einer 
Voraussetzung,  die  sich  als  irrig  erwies.  Der  König  hoffte  Krieg 
zu  führen  mit  den  französischen  Soldaten  und  nicht  mit  den  fran¬ 
zösischen  Bürgern;  die  Armeen  aber  fanden  in  jedem  Bürger  einen 
versteckten  oder  offenen  Feind,  stets  bereit,  ihnen  auf  jede  Art 
zu  schaden.  Es  müßten  Engel  und  nicht  durch  den  Feldzug  ab¬ 
gehärtete,  wenig  sentimentale  Soldaten  gewesen  sefii,  die  den 
lästigen,  endlosen  Chicanen  der  Bevölkerung  und  der  feindlichen 
Behörden  nicht  mit  Aehnlichem  geantwortet  hätten. 

Entgegen  allen  französischen  Behauptungen  läßt  sich  ver¬ 
muten,  daß  strafrechtliche  Verletzungen  des  Eigentums,  wie 
Plünderung,  Diebstahl,  Erpressung  äußerst  selten  gewesen  sind, 
seltener  jedenfalls  wie  in  allen  frühem  Kriegen.  Nie  zuvor  war 
eine  Armee  mit  so  viel  gebildeten,  moralisch  tüchtigen  Elementen 
durchsetzt  gewesen.  Die  Disziplin  war  immer  eine  tadellose.  Nie 
hören  wir  Klagen  der  Führer,  während  doch  die  Erfahrung  lehrt, 
daß  die  geringsten  Excesse  der  Truppe  ihren  Grund  oder  ihren 
Reflex  in  einer  Lockerung  der  Mannszucht  zeigen.  Es  erwiesen 


sich  sogar  die  ira  preußischen  Militärstrafgesetzbuch  von  1867 
enthaltenen  Bestimmungen  über  Plünderung  (§§  146,  148,  149» 
151)  als  viel  zu  scharfe;  denn  oft  genug  war  der  Thatbestand 
des  Gesetzes  erfüllt,  ohne  daß  von  einer  kriegsgerichtlich  straf¬ 
würdigen  Handlung  die  Rede  sein  konnte.  Das  Militärstrafgesetz¬ 
buch  von  1872  hat  dementsprechend  in  §  130  den  Begriff  der 
Plünderung  enger  begrenzt  und  bestimmt,  daß  Plünderung  dann 
nicht  vorliegt,  wenn  sich  die  Aneignung  nur  auf  Lebensbedürfnisse 
erstreckt  und  nicht  außer  Verhältnis  zum  Bedarf  steht,  was  der 
Richter  nach  den  Umständen  des  Falles  zu  beurteilen  hat.  Die 
Erhebung  von  Kontributionen  oder  Requisitionen  ohne  Befehl  oder 
die  Ueberschreitung  des  Maßes  bei  letztem  ist  nur  dann  Plün¬ 
derung,  wenn  sie  des  eigenen  Vorteils  wegen  geschieht  (§  129). 
Im  allgemeinen  wurden  alle  Strafen  bedeutend  gemildert. 

Die  deutsche  Kriegsführung  trug  den  Charakter  des  Bewegungs¬ 
krieges,  ausgeführt  mit  viel  gewaltigeren  Heeresmassen  wie  je 
zuvor.  Während  es  Napoleon  I.  noch  wagen  durfte,  sich  für  die 
Verpflegung  seiner  Armeen  vollständig  auf  die  Requisitionen  zu 
verlassen,  war  dies  nunmehr  unmöglich  oder  doch  sehr  gefährlich. 

Der  Unterhalt  so  vieler  auf  kleinem  Raum  versamm'elter 
Menschen  und  Pferde  aus  den  Mitteln  des  Landes  war  nur  in 
ganz  reichen  Gegenden  und  auch  da  nur  auf  kurze  Zeit  gesichert. 

Als  Mittel  zur  Füllung  der  Magazine  trat  neben  die  Requisition 
die  regelmäßige  Nachfuhr  aus  dem  Heimatlande,  nunmehr  ermöglicht 
durch  die  Eisenbahnen.  Verträge  mit  Lieferanten  führten  der  Heeres¬ 
leitung  auf  diese  Weise  die  Lebensbedürfnisse  bis  zu  den  Truppen. 
Die  Thatsache  der  riesenhaften  Eisenbahnzüge,  die  1870,  wie  schon 
1866,  alle  möglichen  Nahrungsmittel  und  Kriegsmaterial  in  das 
Feindesland  trugen,  gab  Grund  zu  einem  folgenschweren  theoretischen 
Irrtum,  den  wir  später  erörtern  werden.  Wir  erwähnen  hier,  daß 
Bluntschli  und  eine  große  Zahl  anderer  Publizisten  darin  das  Be¬ 
streben  erblickten,  die  Requisitionen  im  Feindeslande  überflüssig 
zu  machen,  um  das  Privateigentum  in  höherem  Maße  respektieren 
zu  können.  *  Wie  falsch  dies  ist,  mag  folgende  Thatsache  beweisen : 
Auf  dem  Marsch  der  HL  und  der  Maasarmee  von  Sedan  nach 
Paris,  welcher  sich  unter  normalen,  ruhigen  Umständen  vollzog, 
löste  man  die  Verträge  mit  den  deutschen  Brodlieferanten,  weit 
das  reiche  Land  mühelos  den  Bedarf  an  frischem  Brod  ergab. 

Die  Nachfuhr  aus  dem  eigenen  Land  diente  zur  Sicherstellung 
der  Verpflegung,  entsprang  aber  keineswegs  dem  Willen,  dem 
Feinde  irgend  eine  Last,  die  man  ihm  auf  bürden  konnte,  abzu¬ 
nehmen. 

Sehr  oft  waren  die  rückwärtigen  Eisenbahnverbindungen  unter¬ 
brochen  oder  nicht  hergestellt;  dies  war  z.  B.  der  Fall,  als  die 
Armeen  vor  Paris  anlangten.  Man  war  zur  Füllung  der  in  Corbeil, 
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Versailles  und  Chantilly  angelegten  Magazine  vollständig  auf  weithin 
ausgedehnte  Requisitionen  angewiesen,  die  gegenüber  der  erbitterten 
Bevölkerung,  die  überall  geflohen  war  und  Vieh  und  Korn  ver¬ 
steckt  hatte,  einen  furchtbar  harten  und  grausamen  Charakter  an- 
nahmen.  Trotz  aller  Bemühungen  gelang  es  der  III.  Armee  nicht, 
ihre  Verpflegung  sicher  zu  stellen,  die  Requisitionen  förderten 
wenig  zu  Tage.  Da  griff  man  zu  einem  Auswege,  in  welchem 
moderne  Publizisten  die  Regel  der  Zukunft  sehen  wollen.  Man 
setzte  an  die  Stelle  der  Beitreibung  den  freihändigen  Kauf  mit 
sofortiger  Barzahlung.  Sofort  faßte  die  Bevölkerung  Vertrauen, 
versteckte  Vorräte  kamen  massenhaft  zum  Vorschein,  ja,  man 
schloß  sogar  Lieferungsverträge  mit  den  Landesbewohnern. 

Oft  unternahmen  große  Truppenkörper  weitausholende  Märsche 
(Metz,  Sedan,  das  Corps  v.  d,  Tann  an  der  Loire).  Trotz  der  aus¬ 
gezeichneten  Organisation  war  eine  Nachfuhr  unmöglich,  die  Truppen 
litten  Mangel  und  waren  direkt  auf  die  Mittel  des  Landes  ange¬ 
wiesen;  in  armen  oder  schon  mitgenommenen  Gegenden  waren  sie 
oft  gezwungen,  den  Einwohnern  den  letzten  Halm,  das  letzte  Stück 
Vieh  zu  nehmen,  um  nicht  selbst  zu  verhungern. 

So  sehen  wir  im  bunten  Wechsel  die  schon  von  Napoleon  1. 
angewandten  Formen  der  Requisition  wiederkehren. 

Auch  die  Industrie  und  das  Gewerbe  des  Feindeslandes  wurden 
in  Anspruch  genommen.  Mülhausen  im  Elsaß,  so  nahe  an  der 
Grenze  gelegen,  daß  von  einer  Notwendigkeit  dort  zu  requirieren 
keine  Rede  sein  kann,  liefert  nacheinander  600  Fhinellhemden, 
150,000  Liter  Wein,  1000  Laib  Brod,  180,000  Cigarren,  375  Kilo 
Tabak,  1000  Meter  Seile  für  Schiffsbrücken,  1400  Paar  Stiefel, 
400  Paar  Schuhe,  60  Zweispänner,  800  Paar  Handschuhe,  40  Wagen 
und  120  Pferde. 

Auf  die  Ausstellung  der  Bons  wurde  von  Seite  der  höheren 
Führer  immer  viel  Gewicht  gelegt.  Wie  sich  die  Durchführung 
des  königlichen  Befehls  gestaltete,  werden  wir  an  anderer  Stelle 
erörtern. 

Als  Mittel  zur  Erzwingung  verweigerter  oder  verspäteter 
Lieferung  diente  in  erster  Linie  die  Auferlegung  einer  Kontribution, 
die  Androhung  der  direkten  Erhebung  durch  die  Truppe  (die  dabei 
nicht  sehr  zartfühlend  verfuhr),  endlich,  wo  wenig  Truppen  zur 
Verfügung  standen  und  das  Bedürfnis  ein  dringendes  war,  die 
Androhung  der  Beschießung. 

Der  Wert  aller  erhobenen  Requisitionen  betrug  134  Millionen 
Franken,  eine  Summe,  die  in  Anbetracht  der  Stärke  der  Armee 
und  der  Länge  des  Feldzugs  keineswegs  sehr  hoch  genannt  werden 
darf. 

Die  bisherige  Betrachtung  hat  uns  gezeigt,  w^elch  außer¬ 
ordentlich  wichtige  Rolle  die  Eisenbahnen  spielten.  Der  Besetzung 
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jedes  Punktes  durch  die  Deutschen  folgte  mit  einem  Aufwande 
riesiger  Energie  die  Instandstellung  und  der  Betrieb  der  vielfach 
zerstörten  und  unterbrochenen  Linien,  wobei  natürlich  alles  Vor¬ 
gefundene  Material  zur  Verwendung  gelangte.  Da  die  französischen 
Eisenbahnen  alle  Privatgesellschaften  gehörten,  so  trat  die  Heeres¬ 
leitung  zu  diesen  in  ein  ähnliches  Verhältnis,  wie  zu  dem  Fuhr¬ 
werksbesitzer,  dessen  Wagen  sie  requirierte.  Trotz  der  herrschenden 
Verwirrung  war  es  zwar  den  Franzosen  gelungen,  beim  Herannahen 
der  deutschen  Armeen  ihr  Rollmaterial  ins  Landesinnere  zurückzu¬ 
ziehen,  sodaß  nur  in  den  eroberten  festen  Plätzen  insgesamt  90  Loko¬ 
motiven  und  4000  Wagen  in  die  Hände  der  Sieger  fielen.  Sie  bildeten 
fortan  einen  Bestandteil  des  deutschen  Wagenparks  und  wurden 
beim  Friedensschluß  in  dem  Zustande,  in  dem  sie  sich  befanden, 
allmählich  zurückgesandt.  Am  Ende  des  Krieges  zerfiel  das  Bahn¬ 
netz  des  Occupationsgebietes  in  vier  Zonen ;  jede  derselben  wurde 
durch  eine  sogenannte  Kommission  verwaltet.  Die  Werkstätten, 
der  gesamte  Betrieb  wurde  durch  massenhaft  aus  Deutschland 
herbeigezogene  Arbeiter  besorgt,  die  Bahnhöfe  wurden  den  mili¬ 
tärischen  Bedürfnissen  angepaßt,  umgebaut,  ganze  Gebäude  ver¬ 
legt;  man  installierte  sich  als  „Herr“,  sagt  Jacqmin. 

Eine  Entschädigung  haben  die  französischen  Gesellschaften 
von  deutscher  Seite  nie  erhalten  und  ebenso  wenig  wurden  ihnen 
die  aus  dem  Civiltransport  fließenden  Einnahmen  ausgehändigt. 

Kontribution.  Außerordentlich  reich  und  mannigfaltig  ge¬ 
staltete  sich  die  Anwendung  der  Kontribution.  Die  deutsche  Heeres¬ 
leitung  wußte  wohl,  daß  das  sparsame  und  reiche  französische 
Volk  nichts  härter  traf  als  schwere  Geldauflagen.  Sie  war  sich 
bewußt,  welch  wichtiger  Teil  der  Widerstandskraft  des  Landes  in 
seinen  großen  finanziellen  Mitteln  lag.  So  erklären  sich  die  zahl¬ 
reichen  hohen  Kontributionen;  ob  sie  dem  Völkerrecht  entsprachen, 
werden  wir  später  erörtern. 

Der  Einnahme  einer  Stadt  folgte  beinahe  immer  die  Erhebung 
einer  Kriegssteuer,  ebenso  wurden  nach  Einrichtung  der  provisorischen 
Regierung  den  Departements  solche  auferlegt.  Es  bezahlte  z.  B. 
Paris  200  Millionen  Franken,  Orleans  600,000,  das  Departement 
Seine  et  Oise  10  Millionen. 

Einen  besonderen  Charakter  trägt  nach  Loening  die  Kontribution 
vom  Dezember  1870  im  Betrage  von  25  Fr.  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung.  Ihr  Zweck  war  die  Terrorisierung  der  Einwohner, 
die  dadurch  veranlaßt  werden  sollten,  friedliebende  Abgeordnete 
in  die  Nationalversammlung  zu  wählen. 

In  gewissen  Fällen  trat  die  Kontribution  an  Stelle  der  Re¬ 
quisitionen.  Waren  diese  letztem  in  einem  Distrikt  erfolglos 
oder  aus  irgend  einem  Grunde  unausführbar,  so  wurden  sie,  wie 
wir  oben  gesehen  haben,  durch  die  Barzahlung  und  den  freihändigen 
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Kauf  ersetzt.  Die  Kosten  wurden  gedeckt  durch  eine  Kontribution, 
die  dem  Werte  der  erforderlichen  Verpflegungsmittel  entsprach, 
und  die  in  den  Städten  sich  ohne  große  Mühe  eintreiben  ließ, 
während  auf  dem  platten  Land  kein  Halm  und  kein  Stück  Vieh 
mehr  zu  Anden  war. 

Vollständig  unter  den  Gesichtspunkt  der  Requisition  fallen 
diejenigen  Geldzahlungen,  mit  denen  sich  die  Städte  von  der  Ver¬ 
pflichtung  zur  Leistung  von  Naturalien  vertraglich  befreiten.  Es 
that  dies  z.  B.  Straßburg,  indem  es  statt  der  Verpflegung  der 
Offiziere  täglich  eine  gewisse  Summe  zahlte. 

Der  von  der  Bevölkerung  Frankreichs  mit  unerhörter  Er¬ 
bitterung  geführte  kleine  Krieg,  der  sich  in  unzähligen  Schädig¬ 
ungen  der  deutschen  Armee  kundgab,  zeitigte  eine  neue  Form  der 
Kontribution,  die  zu  reicher  Entwicklung  gelangte :  die  Geldauf¬ 
lagen  als  Strafen.  Da  es  unter  den  Verhältnissen  des  Feldzugs 
selten  möglich  ist,  die  Thäter  von  Delikten,  die  sich  gegen  die 
Sicherheit  der  ruhenden  Truppen,  gegen  den  Betrieb  der  Eisen¬ 
bahnen,  der  Post,  der  Telegraphen  richten,  ausflndig  zu  machen 
und  zu  bestrafen,  wandte  man  sich  dem  Ausweg  zu,  eine  Haft¬ 
barkeit  der  Gemeinden  für  die  auf  ihrem  Gebiete  begangenen 
Delikte  zu  statuieren.  Zu  Beginn  des  Jahres  1871  wurde  bestimmt, 
daß  die  Gemeinde,  in  deren  Gebiet  ein  Verbrechen  gegen  die 
Sicherheit  der  Armeen  von  einer  Person,  die  nicht  zur  französischen 
Armee  gehört,  verübt  wird,  eine  Kontribution  in  der  Höhe  des 
jährlichen  Grundsteuerbetrages  zu  zahlen  habe.  Es  wurde  ferner 
festgesetzt,  daß,  falls  durch  Gefährdung  eines  Eisenbahntransportes 
deutsche  Soldaten  verunglückten,  ihnen  eine  der  Haftpflicht  des 
Friedens  entsprechende  Entschädigung  zu  zahlen  sei,  welche  die 
Bewohner  des  betreffenden  Distriktes  tragen  sollten.  Man  ging 
sogar  so  weit,  die  Verantwortung  auf  die  Heimatgemeinde  des 
Thäters  auszudehnen,  eine  verwerfliche  Bestimmung,  die  übrigens 
selten  zur  Ausführung  kam,  da  eben  die  Urheber  der  Delikte  in 
den  meisten  Fällen  nicht  entdeckt  wurden. 

Als  Mittel  der  Exekution  verweigerter  oder  nicht  rechtzeitig 
erfolgter  Zahlung  dienten  Einquartierung  bei  den  reichen  Bürgern, 
in  schweren  Fällen  die  Mitnahme  von  Geiseln. 

Beispiele  solcher  Strafkontributionen  Anden  sich  in  unendlich 
reicher  Zahl. 

Altkirch  bei  Mülhausen  zahlte  20,000  Fr.,  weil  ein  Ulanen¬ 
pferd  von  einem  Bauer  angeschossen  wurde.  Mülhausen  1000  Fr., 
weil  bei  der  Gießerei  von  unbekannter  Hand  ein  Telegraphendraht 
abgeschnitten  wurde. 

Durch  Erlaß  vom  23.  Januar  1871  wurde  der  Umgebung  von 
Toul  (General-Gouvernement  Lothringen)  eine  Strafe  von  10  Millionen 
Franken  für  die  Zerstörung  der  Brücke  von  Fontelnoy  auferlegt. 
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Die  Gemeinde  Ham  zahlte  auf  Dekret  vom  18.  Januar  1871 
25,000  Fr.,  weil  ihre  Einwohner  an  einem  Anj^riff  auf  die  Eisen¬ 
bahn  teilgenommen;  Versailles  zahlte  2000  Fr.,  weil  die  Requisition 
eines  Sattelzeugs  für  einen  Gendarmerie- Offizier  nicht  rechtzeitig 
ausgeführt  wurde. 

Man  sieht,  an  großer  Milde  hat  die  deutsche  Heeresleitung 
keineswegs  gelitten.  Abgesehen  von  den  200  Millionen  Franken, 
die  Paris  bezahlte,  betrug  die  Summe  der  erhobenen  Kontributionen 
39  Millionen  Franken. 

Unter  den  Begriff  der  Kontribution  können  auch  diejenigen 
Geldleistungen  fallen,  die  an  Stelle  der  gesetzlichen  Steuern  traten. 
Da  es  der  deutschen  Kriegsverwaltung  unmöglich  war,  das  äußerst 
komplizierte  französische  Steuersystem  durchzuführen,  griff  ^e  zu 
dem  Ausweg,  eine  Kontribution  zu  erheben,  deren  Höhe  dem  bis¬ 
herigen  Ertrage  sämtlicher  direkten  und  indirekten  Steuern  in  dem 
betreffenden  Distrikte  gleichkam.  Es  lag  hierin  ohne  Zweifel 
eine  gewisse  Erhöhung  der  Steuerlast,  weil  durch  den  Krieg  die 
wirtschaftliche  Kraft  des  Landes  geschwächt  war.  Die  Summe 
der  so  eingegangenen  Steuern  betrug  bis  zum  2.  März  1871 
54,652,310  Franken. 


II.  Dogmatischer  Teil. 
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A.  Requisition. 

1.  Die  Entwicklung  der  Theorie. 

Zur  selben  Zeit,  da  Gustav  Adolf  das  Kriegsrecht  der  Praxis 
in  die  modernen  Bahnen  lenkte,  entstand  auch  das  Kriegsrecht 
der  Wissenschaft. 

Im  Jahre  1625  erschien  das  berühmte  Buch  des  Hugo  Grotius 
„de  jure  belli  ac  pacis“,  ein  grundlegendes  Werk,  das  über 
100  Jahre  lang  die  Geister  beherrschte. 

Vergeblich  suchen  wir  darin  nach  dem  Geiste,  nach  den  Ideen, 
die  Gustav  Adolfs  Kriegsartikel  durchwehen  Hugo  Grotius  schrieb 
natürliches,  philosophisches  Völkerrecht,  das  allein  ihm  einer 
wissenschaftlichen  Gestaltung  fähig  erschien.  Er  weiß  nichts  von 
der  Gegenwart,  seine  Quellen  sind  die  Bibel,  das  vergötterte  Corpus 
juris  und  römische  Autoren.  Mit  Cicero  glaubt  er:  „Da  es  er¬ 
laubt  sei,  die  Feinde  zu  töten,  so  müsse  es  noch  eher  gestattet 
sein,  ihnen  ihre  Habe  wegzunehmen.“  (Cicero  de  off.  1,  3.) 

Die  Wissenschaft  des  Kriegsrechts  entsteht  und  lebt  als  eine 
Welt  für  sich,  unbekümmert  um  die  Praxis,  von  dieser  ungekannt 
und  unbeachtet. 

Hundert  Jahre  später  (1737)  spricht  ein  Zeitgenosse  Friedrichs 
des  Großen,  der  berühmte  Bynkershoek,  noch  immer  von  einem 
Recht  über  Leben  und  Tod  der  Feinde,  dessen  erste  Konsequenz 
die  unbeschränkte  Verfügung  über  ihre  Güter  ist. 

Auch  Vattel,  ein  hochgebildeter  Mann,  der  als  Diplomat  mitten 
im  Leben,  in  der  Wirklichkeit  stand  und  als  chursächsischer 
Legationsrat  doch  sicher  die  kriegerische  Praxis  seiner  Zeit  kennen 
mußte,  die,  wie  wir  gesehen,  den  Schutz  des  Privateigentums 
geradezu  künstlich  durchführte,  schreibt  1758  noch  von  einem 
Beuterecht  an  feindlichem  Privatgut.  Er  kennt  die  Plünderung 
als  erlaubtes  Mittel,  dem  Feinde  zu  schaden,  er  empfiehlt  wohl 
Großmut  und  Mäßigung,  aber  das  klare  Prinzip,  welches  das  ge¬ 
samte  Kriegsrecht  auf  eine  neue  Grundlage  stellen  mußte,  und 
auf  dessen  Erkenntnis  die  Kriegführung  seiner  Zeit  geradezu  hin- 
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drängte,  das  ist  die  Auffassung  des  Kriegs  als  einer  Relation  von 
Staat  zu  Staat,  blieb  ihm  verborgen. 

Langsam  nur  löst  sich  die  Wissenschaft  von  den  alten  tra¬ 
ditionellen  Begrifien,  die  römisch-privatrechtliche  Gesichtspunkte 
mit  den  völkerrechtlichen  vermischten.  Sie  bleibt  immer  noch  ohne 
Kontakt  mit  der  weit  vorauseilenden  Praxis. 

Die  Requisitionen  konnten,  so  lange  die  Theorie  auf  diesem 
Standpunkte  stand,  keinerlei  Interesse  erwecken.  Wo  das  Recht 
anerkannt  wurde,  schrankenlos  zu  nehmen,  verdiente  eine  einzelne 
Form  der  Wegnahme  feindlichen  Privatguts  keine  Beachtung. 

Die  französische  Revolution  und  die  napoleonische  Zeit  brachten 
auch  hier  Wandlung. 

Ein  französischer  Jurist,  Portalis,  der  als  Prisenrichter  der 
völkerrechtlichen  Praxis  nahe  stand,  sprach  als  erster  den  Gedanken 
aus,  der  in  der  Zukunft  das  Kriegsrecht  beherrschen  sollte:  „Der 
Krieg  ist  eine  Beziehung  von  Staat  zu  Staat  und  nicht  von  In¬ 
dividuum  zu  Individuum;  zwischen  zwei  oder  mehreren  kriegführen¬ 
den  Nationen  sind  die  Bürger,  aus  denen  sich  diese  Nationen 
zusammensetzen,  nicht  Feinde  als  Menschen,  sie  sind  es  nur  als 
Soldaten.“ 

Im  Jahre  1806  wiederholte  der  Minister  Napoleons  Talleyrand 
dieselbe  Maxime  und  zog  aus  ihr  folgende  Konsequenzen:  „Das 
Völkerrecht  verbietet  es,  das  Beuterecht  auf  den  unbewaffneten, 
friedlichen  Bürger  auszudehnen,  auf  das  Privateigentum,  auf  die 
Handelswaren,  auf  die  Magazine,  die  sie  einschließen,  auf  die 
Wagen,  die  sie  transportieren.  Dies  Recht,  von  der  Civilisation 
geschajffen,  begünstigt  ihren  Fortschritt.  Ihm  verdankt  Europa 
die  Erhaltung  und  den  Fortschritt  seines  Wohlstands  inmitten 
der  Kriege,  die  es  zerrissen.“  Diese  Worte  mochten  im  Jahre 
1806,  da  Napoleons  Hand  schwer  auf  den  besiegten  Ländern 
lag,  und  die  Kontinentalsperre  Handel  und  Wandel  stocken  machte, 
beinahe  paradox  erscheinen.  Sie  haben  auch  in  der  Theorie 
keinen  Widerhall  gefunden;  dennoch  sind  sie  nicht  unwahr. 
Während  der  praktische  Staatsmann  fühlte,  daß  all  die  Maß¬ 
nahmen  des  Kaisers,  seine  harten  Requisitionen  und  Kontri¬ 
butionen  einen  ganz  anderen  Charakter  trugen,  als  den  von  Raub 
und  Plünderung,  daß  nicht  ein  Beuterecht,  sondern  der  Kriegs¬ 
zweck  sie  diktierte  und  begrenzte,  blieb  das  der  Wissenschaft 
verborgen,  die  immer  den  Zusammenhang  mit  der  Wirklichkeit, 
mit  dem  Leben  der  Zeit  noch  nicht  gefunden  hatte.  Denn  auch 
die  Schriftsteller  der  ersten  Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderts  sind 
noch  beherrscht  von  den  alten  Anschauungen. 

Klüber  z.  B.,  dessen  berühmtes  europäisches  Völkerrecht  1821 
erschien,  lehrt,  daß  ein  strenges  Recht  erlaube,  alles  bewegliche 
und  unbewegliche  Eigentum  des  Feindes  wegzunehmen.  Er  erwähnt 
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den  modernen  milderen  Kriegsgebrauch,  ohne  ihn  als  geltendes 
Recht  zu  bezeichnen. 

Ein  historisches  Ereignis  gab  den  Anstoß  zu  einer  wissen¬ 
schaftlichen  Bewegung,  welche  zur  Klärung  der  Begriffe  beitrug' 
und  die  Grundlage  für  eine  juristisch  richtige  Erfassung  der  Re¬ 
quisition  schuf.  Es  waren  dies  die  zahlreichen  Streitfragen,  welche 
sich  über  die  Gültigkeit  von  Regierungsakten  erhoben,  die  der 
König  Jeröme  von  Westphalen  während  seiner  kurzen  Regierung 
vorgenommen  hatte.  Sie  förderten  eine  reiche  Litteratur  zu  Tage,, 
deren  Resultat  eine  begriffliche  Scheidung  von  Eroberung  und 
Occupation  war,  welche,  wie  die  oben  citierten  Worte  beweisen 
auch  Klüber  noch  fern  lag.  Mit  der  Erkenntnis  der  militärischen 
Occupation  als  eines  provisorischen  Aktes,  der  keine  unbeschränkten 
Rechte  über  alle  Güter  des  Feindeslandes  gibt,  gelangte  man  erst 
dazu,  rechtliche  Schranken  der  Gewalt  des  Occupanten  aufzustellen. 

Zachariä  ist  einer  der  ersten  Gelehrten,  die  sich  der  modernen 
Anschauung  nähern.  Er  schreibt  in  seinen  „Vierzig  Büchern  vom 
Staat“ :  „Feindesgut,  das  Privateigentum  ist,  steht  unter  dem 
Schutze  des  Völkerrechts.  Es  darf  nur  ausnahmsweise  und  wiefern 
der  Zweck  des  Kriegs  nach  Zeit  und  Umständen  nicht  andere 
erreichbar  ist,  angetastet  werden.  Denn  das  Privatvermögen  der 
Unterthanen  ist  nur  soweit  ein  Bestandteil  der  Kriegsmacht  der 
Staaten,  als  einem  Staat  die  Herrschaft  über  das  Vermögen  seiner 
Unterthanen  zukommt.“  Während  Zachariä  das  Wesen  der  völker¬ 
rechtlichen  Verletzungen  des  Privateigentums  durchaus  richtig 
darstellt,  dürfte  die  juristische  Grundlage  und  die  Begrenzung,, 
die  er  ihnen  zu  geben  sucht,  kaum  zutreffend  sein.  Ausgehend 
von  dem  Satze,  daß  den  Kriegsparteien  ein  Beuterecht  am  feind¬ 
lichen  Staatsgut  zusteht,  gründet  er  das  Recht  der  Requisition 
darauf,  daß  ein  Teil  des  Bürgerguts  gleichsam  Staatsgut  und  Teil 
der  Kriegsmacht  sei,  und  zieht  die  Grenzen  des  Nehmens  dort,, 
wo  das  Verfügungsrecht  des  eigenen  Staates  auf  hört.  Diese  „Herr¬ 
schaft  über  das  Vermögen  seiner  Unterthanen“  ist  aber  ein  ganz 
unbestimmter  Begriff.  Wertvoll  bleibt  der  hier  zum  ersten  Mal 
auf  tauchende  Gedanke,  daß  die  Rechte  des  Invadenten  in  einer 
Beziehung  zu  denjenigen  der  verdrängten  Staatsgewalt  stehen, 
während  die  Identifizierung  dieser  Rechte,  die  er  versucht,  und 
die  heute  wieder  auftaucht,  den  thatsächlichen  Verhältnissen  wider¬ 
spricht. 

Auch  Heffter,  dessen  1844  erschienenes  „Völkerrecht  der 
europäischen  Staaten“  einen  Einfluß  ausübte,  wie  kaum  ein  Werk 
seit  Grotius  de  jure  belli,  leidet  noch  an  ähnlichen  Irrtümern,  die 
eine  Einwirkung  der  alten  Anschauungen  verraten.  Er  schreibt: 
„Privateigentumsrechte  Einzelner  erleiden  durch  eine  bloße  Kriegs¬ 
invasion  an  und  für  sich  keine  Veränderung,  allein  der  Sieger 
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kann  dieselben  allerdings  für  die  ihm  an  den  feindlichen  Staat 
zustehenden  Forderungen,  die  er  im  Kriege  verfolgt,  zur  Mitleiden¬ 
schaft  ziehen  und  daraus  seine  Befriedigung  suchen.  Zu  jenen 
Forderungen  gehört  aber  nicht  bloß  der  Anspruch,  welcher  die 
Veranlassung  zum  Krieg  gegeben  hat,  sondern  auch  eine  Ent¬ 
schädigung  für  die  auf  den  Krieg  verwendeten  oder  noch  zu  ver¬ 
wendenden  Opfer.  Anderseits  ist  nicht  zu  bezweifeln,  daß  die 
Unterthanen  des  bekriegten  Staates  für  dessen  Verbindlichkeiten 
auf  kommen,  wie  sie  von  ihrer  eigenen  Staatsgewalt  dafür  in  An¬ 
spruch  genommen  werden  könnten,  so  auch  dem  Feinde  unmittel¬ 
bar  für  seine  Befriedigung  haften.  Derselbe  kann  demnach  Kontri¬ 
butionen  ausschreiben,  Naturallieferungen  beitreiben  und  persönliche 
Dienstleistungen  fordern.  Auch  im  Falle  der  Not  und  des  Wider¬ 
standes  die  erforderlichen  Mittel  selbst  wegnehmen,  indem  er  dem 
künftig  wieder  geordneten  Staatsverhältnis  die  etwaige  Ausgleichung 
überläßt.  Eine  bestimmte  Grenze  des  Nehmens  kann  freilich  nicht 
vorgeschrieben  werden.“ 

Die  letzte  Behauptung  Heffters  ist  unzweifelhaft  richtig,  aber 
es  läßt  sich  wohl  ein  Prinzip  finden,  das  die  Grenze  von  Fall  zu 
Fall  bestimmt.  Wenn  er  ferner  zugibt,  daß  der  siegende  Feind 
zur  Befriedigung  seiner  Forderungen  sich  des  Privateigentums 
bemächtigen  darf,  so  wird  damit  der  Schutz  desselben  ein  bloßer 
Schein.  Was  sind  denn  diese  Forderungen?  Selten  genug  wird 
ein  Krieg  sich  um  einen  begrenzten  materiellen  Anspruch  drehen 
und  sofern  es  sich  um  Kriegskosten  und  Kriegsentschädigung 
handelt,  deren  Höhe  der  Sieger  nach  seinem  Gutdünken  bestimmt, 
so  ist  damit  eine  schrankenlose  Beraubung  der  Bürger  Völkerrecht- 
lieh  sanktioniert.  Die  äußeren  Formen  der  Eingriffe,  Kontri¬ 
butionen  und  Requisitionen,  die  er  Naturallieferungen  nennt,  hat 
Hefi'ter,  dessen  Werk  sich  mehr  wie  jedes  andere  zuvor  auf  die 
Praxis  des  Völkerrechts  gründet,  richtig  erkannt. 

Bluntschli  lehrt  in  §  652  seines  Rechtsbuchs:  „Das  Privat¬ 
eigentum  ist  auch  im  Kriege  von  Seite  der  siegenden  Kriegsgewalt 
zu  respektieren  und  darf  nur  infolge  der  militärischen  Notwendig¬ 
keit  angegriffen  werden.“ 

Damit  ist  die  Theorie  endlich  auf  dem  Boden  der  unendlich 
einfachen  und  klaren  Praxis  angelangt.  Kein  Verfügungsrecht  des 
Staates  über  das  Privatvermögen  seiner  Bürger,  keine  Befriedigung 
von  Forderungen  begründen  und  veranlassen  die  Verletzung  des 
Bürgerguts,  sondern  allein  die  militärische  Notwendigkeit. 

Die  moderne  Wissenschaft  hat  sich  aber  nicht  damit  begnügt, 
„zu  dem  Verständnis  sich  durchgedrungen  zu  haben,  daß  das  Recht 
eine  lebendige  Ordnung  in  der  Menschheit  und  nicht  eine  tote 
außer  der  Menschheit  sei,  daß  nur  das  lebendige  und  nicht  das 
tote  Recht  befähigt  sei,  mit  den  Völkern  zu  leben  und  fortzu- 
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schreiten“,  Bluntschli  war  es,  der  den  Gedanken  aussprach,  daß 
es  Aufgabe  der  Wissenschaft  sei,  die  in  der  Gegenwart  wirksame 
Rechtsüberzeugung  neu  auszusprechen.  Er  war  der  erste,  der 
auf  dem  Gebiet  des  Völkerrechts  diesen  Weg  beschritt,  und  fand 
viele  Anhänger.  Der  Erfolg  der  Genfer  Konvention  war  der  neuen 
wissenschaftlichen  Richtung  außerordentlich  günstig.  Die  neue 
Rechtsüberzeugung  aber,  die  sie  zu  Tage  förderte,  war  beherrscht 
von  dem  Gedanken  der  Humanität.  Der  Krieg  sollte  menschlicher 
werden,  vor  allem  sollten  dem  unbeteiligten,  friedlichen  Bürger  alle 
Lasten  und  aller  Schaden  erspart  bleiben. 

Der  Krieg  von  1870/71  brachte  eine  bittere  Enttäuschung. 
Vergeblich  suchte  man  darin  nach  den  thatsächlichen  Spuren  der 
„neu  ausgesprochenen  Rechtsüberzeugung.“  Die  Praxis  wußte 
nichts  davon.  Ihr  einzig  Ziel  war  immer  noch  die  Vernichtung 
des  Feindes,  das  sie  unbekümmert  um  manche  grobe  Verletzung 
des  menschlichen  Gefühls  verfolgte. 

Die  Folge  dieser  Erfahrungen  waren  erneute  humane  Be¬ 
strebungen,  deren  wichtigste  Aeußerungen  die  sog.  Kodifizierungs- 
versuche  des  Kriegsrechtes  sind.  Sie  sind  ohne  praktisches  Resultat 
geblieben,  denn  sowohl  die  Deklaration  von  Brüssel  vom  27.  August 
1874  wie  das  Manuel  des  Lois  de  la  Guerre  sur  Terre  vom  Institut 
für  Völkerrecht  sind  nirgends  als  Gesetz  eingeführt  worden,  wenn 
auch  einige  Staaten  dem  letzteren  eine  offizielle  Sanktion  zu  Teil 
werden  ließen,  indem  sie  es  den  Offizieren  der  Armee  als  Richt¬ 
schnur  in  die  Hand  gaben. 

Immerhin  beanspruchen  sie  ein  hohes  Maß  von  Beachtung, 
weil  in  ihnen  die  Meinungen  der  hervorragendsten  Vertreter  des 
Völkerrechts  und  hochstehender  praktischer  Staatsmänner  ihren 
Ausdruck  gefunden  haben. 

Eine  bedauerliche  Folge  des  Krieges  war  die,  daß  beinahe 
die  gesamte,  reiche  kriegsrechtliche  Litteratur  des  Volks,  das  von 
der  Niederlage  betroffen  wurde,  auf  schwere  Abwege  geriet:  mit 
völlig  getrübter  Objektivität  bemüht  sich  die  Mehrzahl  der  fran¬ 
zösischen  Publizisten  die  Lehre  des  Kriegsrechts  so  zu  gestalten, 
daß  das  Verfahren  der  verhaßten  Sieger  möglichst  barbarisch  und 
völkerrechtswidrig  erscheint.  Blind  vertrauen  sie  der  Wahrheit 
aller  Gräuelgeschichten,  die  der  Chauvinismus  ihrer  Landsleute 
erfand,  uneingedenk  der  unerhört  feindseligen  Haltung,  die  der 
„friedliche“  Bürger  Frankreichs  den  deutschen  Truppen  gegenüber 
einnahm. 

Andererseits  haben  moderne  deutsche  Gelehrte  unter  dem 
Vorgänge  Lüders  das  Kriegsrecht  in  wahrhaft  juristischer  Weise 
behandelt.  Frei  von  antimilitärischen  Vorurteilen,  frei  von  über¬ 
triebener  Sentimentalität  haben  sie  es  dargestellt,  so  wie  es  ist, 
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so  wie  es  unter  den  herrschenden  Faktoren  sich  gestalten  muß. 
Sie  haben  den  Weg  betreten,  in  welchem  wir  den  allein  richtigen 
zu  sehen  glauben. 

Nachdem  einmal  in  der  klaren  Erkenntnis  des  Eigentum¬ 
schutzes  die  Grundlage  und  Voraussetzung  geschaffen  war,  begann 
die  Theorie  sich  lebhaft  mit  den  völkerrechtlich  sanktionierten 
Verletzungen  desselben  zu  beschäftigen.  In  der  wissenschaftlichen 
Gestaltung,  welche  die  Requisitionen  fanden,  spiegeln  sich  die 
Schicksale  und  Strömungen  der  kriegsrechtlichen  Theorie  der  letzten 
Jahrzehnte  wieder.  Auch  hier  finden  wir  eine  das  Wesen  des  Krieges 
völlig  mißachtende  Betonung  humaner  Rücksichten.  Andererseits 
selbst  bei  den  realistischen  Schriftstellern  eine  häufige  Verkennung 
rein  militäriscb  er  Verhältnisse,  aus  welcher  falsche  Schlußfolgerungen 
hervorgehen.  Wir  werden  dies  in  den  folgenden  Erörterungen 
darzuthun  versuchen  und  uns  bemühen,  eine  auf  den  Thatsachen, 
die  wir  im  historischen  Teile  der  Arbeit  gesammelt,  sich  auf¬ 
bauende  Darstellung  der  Requisitionen  zu  geben. 

2.  Rechtsgrund  der  Requisition. 

Die  Unvermeidlichkeit  der  Requisitionen  ist  eine  unverrückbare 
Thatsache.  Wir  haben  gesehen,  daß  kein  Heersystem  und  keine 
Kriegsmethode  dieselben  entbehren  kann.  Der  Jurist  hat  sich  mit 
dem  Faktum  abzufinden,  er  hat  demselben  einen  Platz  in  seinem 
System  anzuweisen. 

Es  haben  Publizisten  die  Möglichkeit  einer  juristischen  Ge¬ 
staltung  überhaupt  geleugnet.  Funk- Brentano  und  Sorel  glauben, 
daß  es  nicht  möglich  sei,  daß  ein  Recht  bestehe,  das  Menschen 
die  Pflicht  auferlege,  dem  Feinde  Hülfsmittel  zu  liefern.  Der 
Feind  lege  daher  Kontribution  und  Requisition  nur  auf,  weil  er 
der  Stärkere  sei,  seine  Gewalt  habe  keinen  andern  Grund. 

Diese  Ansicht  widerspricht  der  äußern  Erscheinungsform  in 
den  meisten  Fällen  ebenso  sehr  wie  der  allgemein  angenommenen 
Auffassung  des  Verhältnisses  zwischen  Invadent  und  Bevölkerung. 
Die  moderne  Theorie  sieht  in  der  Invasion  und  der  effektiven 
Occupation  eines  Gebietes  eine  rechtsbegründende  Thatsache;  die 
Bevölkerung  und  der  eindringende  Feind  stehen  sich  als  Rechts¬ 
subjekte  gegenüber.  Durch  die  Invasion  wird  die  einheimische 
Staatsgewalt  verdrängt,  weil  der  Invadent  aus  Gründen  eigener 
Sicherheit  und  eigenen  Vorteils  die  Ausübung  der  staatlichen 
Autorität  an  sich  nimmt.  In  seinem  Namen  wird  Recht  gesprochen, 
seine  Organe  übernehmen  wenigstens  die  oberste  Leitung  der  Ver¬ 
waltung.  In  unzähligen  Beziehungen  tritt  er  der  Bevölkerung  als 
derzeitiger  Inhaber  der  Staatsgewalt  gegenüber,  dessen  Befehlen 
sie  zu  gehorchen  hat.  Sollte  er  nun  wirklich  als  Requirent  seinen 
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Charakter  ändern  und  nur  ein  Recht  verletzender  und  verachtender 
Stärkerer  sein? 

Nimmermehr !  Der  Zustand  ist  ein  außergewöhnlicher.  Er  ruft 
ungewöhnliche  Maßnahmen  der  provisorischen  Staatsgewalt  hervor, 
deren  erste  Sorge  eben  nicht  das  Wohl  des  Volks,  sondern  die 
Verfolgung  des  Kriegszweckes  ist. 

Es  ist  ganz  richtig,  daß  die  Requisition  sich  vielfach  als 
Gewaltakt  darstellt,  bei  dem  die  physische  Uebermacht  gerufen 
durch  Widerstand  zur  Geltung  kommt.  Aber  es  kennt  auch  das 
Recht  des  Friedens  mit  seinem  ausgedehnten  Schutz  des  Bürgers 
unbestrittene  Rechtsakte,  welche  bitter  verteidigte  Eigentumsrechte 
verletzen.  Wie  oft  stoßen  die  Zwangsenteignungen  auf  hartnäckige 
Gegenwehr!  Hier  wie  dort  ist  es  eine  zwingende  Notwendigkeit 
oder  auch  nur  das  mächtige  Interesse  einer  stärkeren  Gesamtheit, 
welche  den  einzelnen  zwingt,  auf  sein  Eigentum  an  Sachen,  welche 
dem  Bedürfnis  dieser  Gesamtheit  dienen,  zu  verzichten.  Die  Analogie 
der  Vorgänge  ist  bei  richtiger  Auffassung  der  Requisition  eine  so 
einleuchtende,  daß  die  herrschende  Meinung  dieselbe  als  kriegs¬ 
rechtliche  Expropriation  bezeichnet.  Es  wird  dadurch  der  juristische 
Charakter  vortrefflich  wiedergegeben,  ohne  daß  die  Analogie  eine 
vollständige  wäre,  wie  uns  die  folgenden  Erörterungen  zeigen  werden. 

3.  Die  Frage  der  Entschädigung. 

Die  Expropriation  des  Friedens,  losgelöst  von  dem  nicht  not¬ 
wendig  in  Aktion  tretenden  Zwangsmoment,  stellt  ein  Kaufgeschäft 
dar.  Der  Staat  vergütet  dem  Bürger  die  Objekte,  deren  Abtretung 
er  verlangt,  in  angemessener  Weise,  nach  Rechtsgrundsätzen,  die 
in  Friedensverhältnissen  durchaus  selbstverständliche  sind.  Gilt 
dies  auch  für  die  Requisition  ?  Hat  der  Bürger  ein  Recht  auf  Ent¬ 
schädigung,  und  wer  hat  sie  zu  leisten?  Die  Frage  ist  außer¬ 
ordentlich  wichtig. 

Bluntschli  glaubt,  daß  nach  natürlichen  Rechtsgrundsätzen 
auch  im  Krieg  der  Fiskus  des  requirierenden  Staats  zu  angemessener 
Entschädigung  verpflichtet  sei.  Diese  Ansicht  steht  im  Wider¬ 
spruch  mit  der  bisher  geübten  Praxis,  da  es  noch  nie  einer 
Kriegspartei  eingefallen  ist,  ihre  Requisitionen  zu  bezahlen.  Es 
bleibt  die  Frage  offen,  ob  Bluntschlis  Meinung,  der  zahlreiche 
Publizisten  ebenso  wie  die  Deklaration  von  Brüssel  und  das 
Manuel  des  Instituts  sich  im  Prinzip  angeschlossen  haben,  theore¬ 
tisch  richtig  als  Ziel  der  sich  vollziehenden  Rechtsentwicklung  zu 
betrachten  sei. 

Die  Voraussetzung  der  natürlichen  Rechtsgrundsätze,  aus 
welchen  Bluntschli  seine  Meinung  ableitet,  ist  die  ihm  eigene  Auf¬ 
fassung  der  Stellung  des  Bürgers:  er  sieht  in  diesem  eine  am 
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Kriege  vollständig  unbeteiligte  Person,  durchaus  unverantwortlich 
für  den  Krieg  und  daher  in  keiner  Weise  verpflichtet,  daraus  ent¬ 
stehende  Lasten  zu  tragen. 

Im  Prinzip  müßte  die  sofortige  Barzahlung  der  Requisition 
stattflnden.  Sie  allein  vermag  den  Bürger  mit  einiger  Sicherheit 
vor  Schaden  zu  schützen,  denn  in  Kriegszeiten,  wo  der  Kredit 
erschüttert  ist,  wirken  Requisitionen,  die  nur  Aussicht  auf  spätere 
Entschädigung  geben,  notwendig  oft  ruinös.  Man  denke  an  den 
Bauer,  dem  sein  ganzer  Futtervorrat  genommen  wird.  Wo  findet 
er  Kredit,  um  neues  sich  zu  verschaffen?  Ebenso  der  Händler, 
dessen  gesamtes  Warenlager  requiriert  wird.  Die  Barzahlung  ist 
aber  oft  praktisch  unausführbar,  denn  gerade  in  jenen  Momenten, 
wo  die  direkten  Requisitionen  hart  zu  wirken  pflegen,  fehlt  Zeit 
und  Gelegenheit,  um  komplizierte  Verwaltungsgeschäfte  vorzu¬ 
nehmen,  und  den  Truppen  wäre  die  Mitführung  der  notwendigen 
Barmittel  geradezu  unmöglich. 

Dies  erwägend,  hat  man  sich  damit  begnügt,  den  Truppen  in 
den  erwähnten  Fällen  die  Pflicht  zur  Ausstellung  von  Gutscheinen 
aufzulegen,  auf  deren  Grundlage  der  Staatsfiskus  später  die  Ent¬ 
schädigung  vornehmen  sollte.  Nachdem  die  occupierten  Gebiete 
einmal  aufgehört  haben,  Schauplatz  der  eigentlichen  Kriegshandlung 
zu  sein,  und  die  provisorische  Regierung  sich  organisiert  hat, 
vermöchte  diese  wohl,  wenn  auch  durch  einen  großen  Aufwand 
von  Mühe,  die  Einlösung  der  Bons  durchzuführen.  Die  unter 
ruhigen  Verhältnissen  sich  vollziehenden  Requisitionen  durch  die 
Verwaltungsbehörden  würden  bar  bezahlt. 

Bleibt  nun  der  Staat,  der  den  Krieg  auf  fremdem  Boden  führt, 
endgültiger  Sieger,  was  meistens  der  Fall  sein  wird,  so  wird  er 
beim  Friedensschluß  nicht  verfehlen,  sich  über  die  Kriegsentschädig¬ 
ung  hinaus  einen  Ersatz  für  die  aufgewendeten  Kosten  zu  ver¬ 
schaffen.  In  letzter  Linie  wird  also  nie  der  Sieger  die  Requisition 
bezahlen,  die  er  in  Feindesland  vorgenommen  hat. 

Loening  verwirft  die  Entschädigungspflicht  des  Requirenten, 
weil  sie  unbegründet  und  nicht  durchführbar  sei.  Er  schreibt: 
„Der  Feind  geht  von  der  Ansicht  aus,  daß  der  Krieg  von  dem 
Gegner  ungerechterweise  hervorgerufen  worden  sei.  Er  erhebt 
deshalb  den  Anspruch,  daß  der  Gegner  die  Kosten  des  Krieges 
zu  tragen  habe,  folglich  hat  letzterer  auch  die  Entschädigung  zu 
tragen  für  die  Requisitionen,  die  der  Feind  auf  seinem  Gebiet 
vorzunehmen  genötigt  war.  Ob  der  einheimische  Staat  die  Ver¬ 
pflichtung  der  Vergütung  anerkennt,  ist  dann  allerdings  eine  Sache 
des  innern  Staatsrechts,  nicht  des  Völkerrechts.“ 

Abgesehen  von  dieser  ethischen,  immerhin  recht  anfechtbaren 
Argumentation  Loenings  widersprechen  zwingende  wirtschaftliche 
Gründe  der  Zahlungspflicht  des  Requirenten.  Sie  sind  unseres 
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Wissens  noch  nie,  auch  nicht  im  Schoße  des  Instituts  oder  der 
Brüsseler  Konferenz  geltend  gemacht  worden.  Nach  unserer  oben 
geäußerten  Auffassung  des  §  42  der  Deklaration:  „Pour  toute 
requisition  il  sera  accordee  une  indemnite  ou  delivr4  un  re9u“ 
würde  der  Fiskus  im  Verlaufe  des  Krieges  teils  die  von  der  Truppe 
ausgestellten  Bons  nach  billiger  Schätzung  einlösen,  teils  die  von 
den  Verwaltungsbehörden  erhobenen  Requisitionen  bar  bezahlen. 

Da  nun  nach  der  herrschenden  Meinung  die  Erhebung  von 
Kontributionen  außerordentlich  eingeschränkt  ist,  so  sieht  sich 
die  Kriegsverwaltung  gezwungen,  alle  baren  Geldmittel,  derer  sie 
bedarf,  aus  der  Heimat  zu  beziehen.  Der  Unterhalt  einer  kriegs¬ 
starken  Armee  erfordert  ungeheure  Summen,  die,  wenn  das  Heer  im 
Feindeslande  steht,  nur  zum  Teil  im  eigenen  Lande  bleiben.  Ein 
Teil  des  Geldes  wandert  als  Sold  ins  Feindesland,  wird  dort  aus¬ 
gegeben  und  in  Umlauf  gesetzt  und  bedeutet  in  gewissem  Sinn 
einen  Gewinn  der  feindlichen  Bevölkerung.  Wenn  nun  unter  Weg¬ 
fall  der  Kontribution  alles  das,  was  bisher  die  Requisition  kosten¬ 
los  ergab,  bezahlt  werden  muß,  so  erfordert  dies  eine  gewaltige 
Steigerung  der  Ausgaben  während  des  Kriegs,  einen  vermehrten 
Geldabfluß  aus  dem  eigenen  Lande  und  zugleich  eine  Stärkung  der 
Finanzkraft  des  Feindeslandes  zu  einer  Zeit,  wo  eine  Schwächung 
desselben  in  allen  militärisch  wichtigen  Beziehungen  zu  den  natür¬ 
lichsten  Interessen  des  Angreifers  gehören  muß. 

Abgesehen  von  dem  zuletzt  erwähnten  Punkte  mag  dagegen 
eingewendet  werden,  daß  ja  beim  Friedensschluß  Gelegenheit  zum 
Ersatz  aller  Kosten  sich  biete  in  einer  Erhöhung  der  Kriegsent¬ 
schädigung. 

Ohne  uns  ein  Urteil  in  einer  zweifellos  schwierigen  national¬ 
ökonomischen  Frage  anmaßen  zu  wollen,  bezweifeln  wir,  daß  eine 
Summe  Geldes,  nach  dem  Friedensschluß  bezahlt,  ein  Aequivalent 
für  die  aus  der  Bezahlung  der  Requisitionen  entstandenen  Verluste 
bilde.  Wir  glauben,  daß  ein  Land  in  einer  Periode  wirtschaftlicher 
Stockung,  wie  ein  Krieg  sie  bildet,  nichts  schwerer  empfinden 
muß,  als  einen  fortwährenden  Abfluß  baren  Geldes  nach  außen 
ohne  momentanen  wirtschaftlichen  Gegenwert,  und  daß  eine  später 
in  Friedenszeit  dem  Fiskus  zugehende  Geldmenge  hiefür  kein 
Aequivalent  schafft. 

Es  scheinen  uns  daher,  ganz  abgesehen  von  ethischen  Bedenken, 
rein  wirtschaftliche  Interessen  die  Erfüllung  der  Entschädigungs¬ 
pflicht  in  der  besprochenen  Weise,  die  allerdings  den  denkbar  größten 
Schutz  des  Privateigentums  garantiert,  unmöglich  zu  machen. 
Verlegen  wir  aber,  wie  dies  Voigts-Rhetz  in  den  Verhandlungen 
der  Brüsseler  Konferenz  vorschlug,  den  Zeitpunkt  der  Entschädi¬ 
gung  auf  den  Friedensschluß  und  stellen  während  des  Kriegs  nur 
Bons  aus,  so  wird  dadurch  der  Art.  42  der  Deklaration  zu  einem 
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hohlen  Theorem.  Der  Occupant  pflegt  sofort  nach  Friedensschluß: 
die  in  seinem  Besitz  befindlichen  Gebiete  zum  größten  Teil  zu 
räumen,  und  da  er  die  keineswegs  einfache  Einlösung  der  Bons^ 
nicht  von  heute  auf  morgen  durchzuführen  vermöchte,  müßte  er 
notwendig  den  gegnerischen  Staat  damit  betrauen.  Woher  bezieht 
dieser  die  nötigen  Geldmittel?  Sicher  nicht  vom  Sieger,  sondern 
aus  seiner  eigenen  Staatskasse ;  denn  jener  wird  dem  Besiegten  im 
Friedensvertrag  die  Verpflichtung  hiezu  auferlegen.  Wir  befinden 
uns  in  einem  circulus  viciosus;  wir  kommen  immer  wieder  darauf 
zurück,  daß  in  letzter  Linie  der  eigene  Staat  es  ist,  der  alle  aut 
seinem  Gebiete  erhobenen  Requisitionen  bestreitet.  Der  Gedanke 
liegt  nahe,  daß  es  viel  einfacher  wäre,  jedem  Staat  die  Entschädigung 
seiner  Bürger  für  alle  durch  den  Krieg  entstandenen  Schäden 
prinzipiell  zu  überlassen. 

Bluntschli  wendet  dagegen  ein,  daß  der  Staat  die  Entschädigungs¬ 
pflicht  nicht  anerkennen  werde,  „weil  ihn  die  Requisitionen,  die- 
er  weder  begehrt  noch  empfangen  habe,  nicht  berühren.  Der 
Friedensschluß  regle  diese  Verhältnisse  selten  und  daher  sei  eine 
Befriedigung  der  Bürger  unwahrscheinlich.  “  Durch  das  Mittel  einer 
völkerrechtlichen  Satzung  will  er  dazu  gelangen,  den  Bürger 
vor  einem  ganz  verwerflichen  Mangel  an  Großmut  seiner  eigenen 
Regierung  zu  schützen,  einen  Effekt  zu  erreichen,  der  viel  besser 
und  viel  klarer  durch  ein  staatsrechtliches  Gesetz  gewonnen  würde.. 
Ist  das  die  Aufgabe  des  Völkerrechts? 

Die  Billigkeit  erfordert  es  sicher,  daß  die  Lasten,  welche  ein 
Krieg  verursacht  hat,  von  allen  Gliedern  einer  Nation  gleichmäßig 
getragen  werden:  „der  Staat  und  in  dem  Staat  die  Gesamtheit 
des  Volks  sind  es,  die  die  Verantwortlichkeit  zu  tragen  haben, 
nicht  der  Einzelne.“  Deswegen  hat  der  Staat,  wie  bei  der  Ex¬ 
propriation  für  ein  nationales  Werk,  die  Bürger,  die  durch  die 
Kriegsereignisse  direkten  Schaden  an  ihrem  Eigentum  erlitten  haben, 
zu  entschädigen,  mag  dieser  von  ihm  selbst  oder  von  der  feind¬ 
lichen  Armee  verursacht  worden  sein.  Dies  hat  Frankreich  sowohl 
1814  und  1815  als  auch  1870/71  gethan. 

Im  einzelnen  hat  die  Art  der  Erfüllung  der  Entschädigungs¬ 
pflicht  durch  den  Requirenten  sowohl  der  Brüsseler  Konferenz 
als  den  einzelnen  Publizisten  Anlaß  zu  weitläufigen  und  interessanten 
Erörterungen  gegeben. 

In  den  meisten  Ländern  bestehen  Gesetze  oder  feststehende 
Gebräuche,  welche  die  Leistungen  der  Bevölkerung  gegenüber  der 
eigenen  Armee  in  Kriegs-  und  Friedenszeiten  regeln.  Gewisse 
Heeresbedürfnisse,  wie  Stroh  u.  dgl.,  sind  unentgeltlich  oder  doch 
nur  zu  einem  Bruchteil  ihres  Wertes  zu  liefern.  Da  es  nun  zweifellos 
widersinnig  wäre,  dem  siegreichen  Feinde  Lasten  zuzumuten,  welche 
die  eigene  Armee  nicht  einmal  trägt,  unterscheidet  Bluntschli: 
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<i)  Leistungen,  welche  einfach  aus  Kriegs-  und  Steuerpflicht 
ohne  Entschädigung  gefordert  werden  können.  Der  Umfang 
derselben  wird  entweder  durch  Landesgesetzgehung  oder  durch 
die  Uebung  bestimmt; 

b)  Leistungen,  welche  das  Maß  überschreiten  und  daher  nach 
natürlichem  Recht  nur  gegen  Entschädigung  zu  fordern  sind. 

Daran  hat  sich  die  Erörterung  geknüpft,  ob  für  die  Bestimmung 
fler  entgeltlichen  und  unentgeltlichen  Leistungen  das  heimische  Gesetz 
■des  eindringenden  F eindes  oder  das  des  Territoriums  gültig  sei.  Rouard 
2.  ß.  zieht  aus  der  Substituierungstheorie  den  sichern  Schluß,  daß 
das  Gesetz  des  Ortes  gelte,  während  der  Abgesandte  der  Schweiz 
bei  der  Brüsseler  Konferenz,  Oberst  Hammer,  den  gegenteiligen 
Standpunkt  einnahm.  Man  mag  die  Frage  lösen,  wie  man  will, 
so  kann  der  Fall  eintreten,  daß  man  die  feindliche  Bevölkerung  milder 
behandelt  als  die  eigene!  Wir  glauben  der  Kontroverse  nur  theo¬ 
retischen  Wert  beilegen  zu  können.  Bluntschlis  Vorschlag  scheint 
uns  im  Felde  unausführbar.  Die  strikte  Durchführung  der  Requi¬ 
sitionsgesetze  ist  schon  im  Frieden  oft  recht  kompliziert,  im  Kriege 
wäre  sie  unmöglich,  da  der  ganze  Yerwaltungsapparat,  den  sie 
voraussetzen,  dann  fehlt  und  der  requirierende  Offlzier  sicher  keine 
Zeit  und  Lust  gehabt  haben  wird,  sich  über  das  Gesetz  des  Feindes 
zu  orientieren.  Für  uns,  die  wir  die  Entschädigungspflicht  über¬ 
haupt  leugnen,  ist  die  berührte  Frage  bedeutungslos,  sie  ist  aber 
bemerkenswert,  weil  sie  die  Konsequenzen  zeigt,  zu  denen  die  gegen¬ 
teilige  Meinung  führt. 

Die  unter  gewissen  Kriegslagen  eintretende  Barzahlung  der 
Heeresbedürfnisse,  die  wir  im  historischen  Teile  kennen  gelernt,  steht 
mit  der  Entschädigungspflicht  in  keinerlei  Zusammenhang,  da  sie  nur 
^inen  Notbehelf  bildet,  was  von  Lueder  vollständig  verkannt  wird. 

Unbestritten  von  der  Theorie,  von  der  Praxis  anerkannt  und 
geübt  bleibt  die  Pflicht  des  Requirenten  zur  Ausstellung  der  Bons. 
Der  Zweck  derselben  ist  ein  doppelter:  erstens  bieten  sie  eine 
gewisse  Garantie  gegen  Ueberschreitungen  und  Mißbrauch  des 
Requisitionsrechts.  Der  Offizier  oder  der  Verwaltungsbeamte,  der 
mit  der  Ausführung  der  Requisition  betraut  ist,  wird  unwillkürlich 
viel  sorgfältiger  Vorgehen,  wenn  er  aus  dienstlicher  Pflicht  eine 
-Quittung  in  den  Händen  des  Betroffenen  lassen  muß,  die  den  Beweis 
■eines  Mißbrauchs  enthalten  würde;  er  ist  gezwungen,  sich  Rechen¬ 
schaft  über  die  erhobenen  Quantitäten  zu  geben.  Im  fernem  bilden 
die  Bons,  die  für  jede  Requisition  ausgestellt  werden,  ohne  Unter¬ 
schied  an  sich  entgeltlicher  oder  unentgeltlicher  Leistung,  die  Grund¬ 
lage  einer  späteren  Entschädigungsforderung  gegen  den  eigenen 
Staat.  Wie  sich  diese  vollzieht,  ob  in  erster  Linie  die  Gemeinden 
ihren  Angehörigen  haften  und  sie  den  Regreß  an  den  Staat  haben 
u.  s.  f.,  ist  nicht  Gegenstand  unserer  Betrachtung. 
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Um  den  genannten  Zwecken  zu  entsprechen,  müssen  die  Bons 
gewissen  Anforderungen  genügen.  Das  Manuel  des  Instituts  ver¬ 
langt  mit  Recht  in  §  60,  „daß  Maßregeln  getroffen  werden,  welche 
den  ernsthaften  Charakter  und  die  regelrechte  Ausstellung  dieser 
Quittungen  wahren.“  Als  notwendige  Bestandteile  eines  rechts¬ 
gültigen  Bons  wären  zu  fordern:  Bezeichnung  und  Quantität  der 
erhobenen  Requisitionsobjekte,  Datum  und  Unterschrift  mit  An¬ 
gabe  des  Corps,  dem  der  requirierende  Offizier  angehört,  und  der 
Kommandostelle,  von  welcher  der  Befehl  zur  Requisition  ausgeht. 

Veranlaßt  wurde  der  zitierte  Artikel  des  Manuel  durch  die 
zahllosen  Klagen,  welche  die  Franzosen  über  die  Ausstellung  der 
Bons  im  Kriege  1870/71  erhoben.  Der  gemäßigte  Rouard  schreibt: 
„Die  Preußen  begnügten  sich,  Empfangsscheine  zu  geben,  die  oft 
unlesbar  und  meistens  ohne  jeden  rechtlichen  Wert  waren.“  Dies 
ist  sicher  nicht  unwahr;  aber  es  ist  unrichtig,  den  deutschen 
Offizieren  einen  Vorwurf  daraus  zu  machen.  Selten  wird  eine 
Pflichtverletzung  der  Grund  gewesen  sein.  Wir  vermuten,  daß 
eher  die  vorbereitende  Ausbildung  für  derartige  im  Frieden  von 
der  Intendantur  geübten  Geschäfte  fehlte,  daß  Mangel  an  Schreib¬ 
material,  Eile,  Unkenntnis  der  Sprache  und  Mangel  an  Entgegen¬ 
kommen  der  Bevölkerung  die  Ursachen  bildeten. 

Es  ist  klar,  daß  eine  regelrechte  Ausstellung  der  Empfangs¬ 
scheine  bei  den  durch  die  Verwaltungsbehörden  erhobenen  und 
beinahe  immer  den  Gemeinden  auferlegten  Requisitionen  keinerlei 
Schwierigkeiten  bietet,  wohl  aber  aus  den  eben  genannten  Gründen 
bei  den  Beitreibungen  durch  die  Truppe.  Um  ihnen  zu  begegnen 
möchten  wir  vorschlagen,  den  requirierenden  Offizieren  ein  Heft 
mit  gedruckten  zweckentsprechenden  Quittungsformularen  mitzu¬ 
geben;  ähnlich  einem  Checkbuch  eingerichtet,  würden  die  gleich¬ 
zeitig  mit  der  Quittung  ausgefüllten  Souchen  eine  fortlaufende 
Kontrolle  über  die  von  der  Einheit  erhobenen  Requisitionen  bieten 
und  könnten  mit  den  übrigen  Urkunden  nach  dem  Friedensschluß 
der  gegnerischen  Regierung  auf  ihr  Gesuch  hin  ausgehändigt 
werden,  um  die  von  den  Gemeinden  eingereichten  Forderungen 
zu  verifizieren.  Die  vorgedruckten,  womöglich  mehrsprachigen 
Formulare  würden  die  Ausfertigung  der  Quittungen  in  jeder  Be¬ 
ziehung  erleichtern  und  das  Vorhandensein  der  zur  Rechtsgültigkeit 
notwendigen  Elemente  garantieren. 

4.  Die  Ausführung  der  Requisition. 

Während  ein  geordnetes  Verfahren  und  zahlreiche  Rechts¬ 
mittel  den  Bürger  im  Frieden  vor  einem  Mißbrauch  des  Expro¬ 
priationsrechts  schützen,  sind  solche  Garantien  im  Kriege  außer¬ 
ordentlich  schwer  zu  gewähren.  Die  Umstände  fordern  gebieterisch 
einfach  und  schnell  zum  Ziele  führende  Maßnahmen. 
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Doch,  verlangt  nicht  nur  das  Völkerrecht,  sondern  das  eigene 
Interesse  der  auf  fremden  Boden  lebenden  Armee  strengste  Ordnung 
im  Requisitionswesen.  Wird  diese  nicht  beobachtet,  kommen 
Plünderungen  vor,  wird  allzu  rücksichtslos  verfahren,  so  verbreitet 
sich  die  Nachricht  davon,  meistens  unendlich  übertrieben,  mit  Windes¬ 
eile  über  das  Land  und  die  Armee  findet  überall  verlassene  Dörfer, 
die  Vorräte  versteckt,  das  Vieh  weggetrieben. 

Es  gehen  hier  die  Forderungen  des  Völkerrechts  mit  denen 
der  Praxis  Hand  in  Hand,  und  dem  entsprechend  sind  die  heute 
von  der  Theorie  aufgestellten  Grundsätze  der  letztem  entnommen, 
und  sind  uns  schon  aus  den  historischen  Betrachtungen  bekannt. 

Wir  erinnern  an  die  Befehle  Neys  im  Jahre  1806,  an  die 
Proklamation  des  Königs  von  Preußen  im  Jahre  1871. 

Das  Recht  zur  Anordnung  von  Requisitionen  wird  auf  die 
höhern  Führer  beschränkt,  deren  Stellung  und  reife  Erfahrung 
ein  Maßhalten  eher  garantiert  als  das  selbständige  Vorgehen  der 
untern  Organe,  die  unter  den  abstumpfenden  und  abhärtenden 
Einflüssen  des  Feldzuges  leicht  zur  Härte  und  Rücksichtslosigkeit 
neigen.  Kleinere  detachierte  Corps  dürfen  natürlich  zu  ihrem 
eigenen  Unterhalt  selbständig  requirieren.  Außerordentliche  Re¬ 
quisitionen,  welche  nicht  ein  unmittelbares  Bedürfnis  der  Truppe 
decken,  werden  als  Akt  der  Kriegsverwaltung  den  Generalen  Vor¬ 
behalten. 

Mehr  Schwierigkeiten  bietet  das  Zusammengehen  von  Theorie 
und  Praxis  in  der  von  ersterer  allgemein  aufgestellten  Forderung, 
daß  die  Leistung  im  Verhältnis  zu  den  Hülfsmitteln  des  Landes 
stehen  solle. 

Wir  unterscheiden  praktisch  die  unmittelbare  Requisition  durch 
die  Truppe  für  ihre  momentanen  Bedürfnisse,  welche,  wenn  möglich 
unter  Vermittlung  der  Kommunalbehörden,  sonst  durch  direkte  Er¬ 
hebung  beim  Einwohner  geschieht,  und  die  große  Länderstrecken 
umfassenden  Requisitionen  zur  Füllung  von  Magazinen,  die  beinahe 
immer  durch  die  Vermittlung  der  Behörden,  seien  es  kommunale 
oder  provinziale,  ausgeführt  werden. 

Die  Anwendung  der  beiden  Formen  richtet  sich  nach  den 
Verhältnissen  und  dem  Verlauf  des  Krieges;  ein  ruhiger,  stabiler 
Zustand  erlaubt  die  ausschließliche  Anwendung  des  letztgenannten 
Verfahrens,  heftige  Bewegungsoperationen  zwingen  zu  den  erstem. 

Die  unmittelbaren  Beitreibungen,  die  nur  subsidiär  angewandt 
werden,  wenn  die  Verpflegung  aus  den  Magazinen  unmöglich  ist, 
gestatten  selten  die  Einhaltung  des  geforderten  Maßes.  Dieses 
wird  nicht  durch  die  Gesamtleistungsfähigkeit  des  Landes,  sondern 
durch  das  Bedürfnis  der  Truppe  gegeben.  Es  gibt  nur  eine  Möglich¬ 
keit,  die  Last  zu  mildern:  sie  besteht  in  einer  möglichst  gleich¬ 
mäßigen  Verteilung  derselben.  Es  ist  demnach  Sache  der  höchsten 
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anwesenden  Kommandostelle,  der  das  Recht  zur  Auflegung  von 
Requisitionen  allein  zusteht,  die  Dörfer  und  Ortschaften  auf  Grund 
ihrer  Größe  den  einzelnen  Truppenkörpern  zuzuweisen.  Aufgabe 
der  Unterführer  ist  es,  durch  Detachemente  ihrer  Einheiten  die 
Requisitionen  ausführen  zu  lassen  unter  Angabe  der  benötigten 
Quantitäten,  entsprechend  dem  vorhandenen  Bedürfnis,  das  sehr 
oft  nicht  gedeckt  werden  wird,  auch  wenn  man  dem  Bauer  das 
letzte  Stück  Vieh  und  den  letzten  Halm  nimmt.  Mit  der  Führung 
der  Detachemente  werden  besonders  energische,  intelligente,  wo¬ 
möglich  der  Landessprache  kundige  Offiziere  betraut.  Im  einzelnen 
Falle  ist  es  Sache  des  Offiziers,  die  Grenze  des  Nehmens  zu  be¬ 
stimmen,  ebenso  hat  er  auf  Grund  einer  richtigen  Schätzung  den  Bon 
auszustellen.  Wenn  möglich,  d.  h.  wenn  es  die  Zeit  erlaubt  und 
die  Leute  willig  sind,  so  wird  man  immer  die  Vermittlung 
der  Ortsbehörde  in  Anspruch  nehmen,  indem  man  an  sie  die 
Forderung  stellt,  bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunkt  die  geforderten 
Quantitäten  zusammenzubringen  oder  auch  nur  ihre  Kenntnisse 
der  Verhältnisse  für  die  direkte  Erhebung  sich  zu  Nutze  macht. 

In  stark  beanspruchten  Gegenden  genügt  die  Autorität  der 
Lokalbehörden  für  das  erstgenannte  Verfahren  meistens  nicht. 
Die  Einwohner  verstecken  ihre  Vorräte  und  geben* sie  willig  nicht 
heraus;  dann  wird  es  zur  Aufgabe  der  Truppe,  bei  dem  einzelnen 
Bauer  zu  suchen.  Hiebei  liegt  die  Versuchung  zum  Exceß 
außerordentlich  nahe.  Das  Gegenübertreten  des  Soldaten  im  Ge¬ 
fühl  seiner  Gewalt  und  des  widerstrebenden  Bürgers  ist  für 
schwache  und  ungebildete  Naturen  ein  gewaltiger  Anreiz  zum 
Mißbrauch.  Ihn  zu  hindern  ist  Sache  der  Disziplin. 

Ganz  besonders  schwierig  liegen  die  Dinge,  wenn  die  Truppe 
in  verlassenen  Ortschaften  zu  requirieren  hat.  Es  ist  juristisch 
klar,  daß  die  zurückgelassenen  Mobilien  nicht  res  derelictse  sind, 
aber  der  Krieg  stumpft  das  feine  Gefühl  für  Mein  und  Dein  ab. 
Es  wird  dann  eben  alles  genommen,  was  irgendwie  der  Truppe 
dient,  ohne  genaues  Maß  und  ohne  Beschränkung  auf  das  absolute 
Bedürfnis:  Kleider,  Wäsche,  Pelz  und  Wein  vor  allem. 

Ob  ein  Bon  auszustellen  ist,  wenn  passiver  oder  aktiver 
Widerstand  zu  überwinden  war,  wird  dem  Taktgefühl  des  Offiziers 
überlassen. 

Völkerrechtlich  viel  günstiger  gestalten  sich  die  Requisitionen 
hinter  der  Armee,  die  wir  Administrativ- Requisitionen  nennen 
wollen.  Sie  dienen  zur  Füllung  der  Lebensmittelmagazine,  die 
im  Rücken  des  kämpfenden  Heeres  in  fortlaufender  Linie  (Etappen¬ 
linie)  angelegt  werden,  oder  zur  Deckung  von  außergewöhnlichen 
Truppenbedürfnissen,  wie  Kleiderersatz,  Wein  und  Branntwein  bei 
Winterfeldzügen.  Sie  gehen  in  der  Regel  nicht  von  den  mili¬ 
tärischen  Organen  aus,  sondern  von  der  provisorischen  Admini- 
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strativgewalt,  dem  Gouverneur  oder,  wie  sie  1870  nach  der 
entsprechenden  französischen  Behörde  genannt  wurden,  den  Prä¬ 
fekten. 

Es  werden  kommunalen  oder  provinzialen  Verbänden  (De¬ 
partements,  Kantonen,  städtischen  Gemeinwesen,  Landbezirken) 
Leistungen  auferlegt,  die  bis  zu  einem  gewissen  Termin  an  den 
Etappenort  abzuliefern  sind.  An  Stelle  des  einfachen  Bons  tritt 
eine  regelrechte  Urkunde,  oder  auch  Zahlungs- An  Weisungen  auf 
bestimmte  Staatskassen,  die  allerdings  für  die  Dauer  des  Krieges 
nur  illusorischen  Wert  besitzen,  da  diese  vom  Invadenten  geleert 
sind  und  ihnen  jede  Einnahmequelle  fehlt.  Es  tritt  hiebei  immer¬ 
hin  scharf  zu  Tage,  daß  es  die  substituierte  Staatsgewalt  ist,  welche 
einen  Verwaltungsakt  ausführt,  denn  1870/71  haben  französische 
Gerichte  derartige  Anweisungen  nach  dem  Kriege  als  rechtskräftig 
anerkannt  und  die  betreffenden  Kassen  zur  Zahlung  verurteilt. 

Es  ist  Sache  des  geübten  Verwaltungsbeamten,  die  Leistungs¬ 
fähigkeit  eines  Bezirkes,  der  einen  weiten  Umfang  haben  kann, 
richtig  zu  schätzen.  Bei  der  Bestimmung  des  Maßes  der  Requi¬ 
sition  wird  er  sich  der  Forderungen  des  Völkerrechts  bewußt  sein. 
Er  wird  auch  im  Auge  behalten,  daß  es  nichts  Schlimmeres  für  die 
Armee  gibt,  als  eine  erbitterte  Bevölkerung  im  Rücken,  welche 
geneigt  ist,  die  empfindlichen  Verbindungslinien  mit  der  Heimat 
(Eisenbahnen)  in  jeder  Art  zu  stören,  und  die  Aufgabe  der  Etappen¬ 
behörden  in  jeder  Weise  zu  erschweren. 

Die  einzelnen  Lokalbehörden  übernehmen  die  ihnen  zufallenden 
Quoten  der  Leistungen,  seien  es  Lebensmittel  oder  gewerbliche 
Produkte,  auf  Rechnung  des  Gemeinwesens,  das  die  geforderten 
Objekte  von  den  Produzenten  oder  Händlern  erwirbt,  wodurch 
die  Last  von  vornherein  auf  das  gerechteste  verteilt  wird  und 
den  einzelnen  nur  indirekt,  wie  z.  B.  in  einer  Erhöhung  der 
Steuern,  berührt. 

Die  wenig  zahlreichen  Truppen,  die  in  den  occupierten  Ge¬ 
bieten  Zurückbleiben,  kommen  nur  zur  Verwendung,  um  nicht 
erfolgte  oder  verspätete  Lieferungen  zu  erzwingen.  Die  Frage, 
welche  Repressalien  völkerrechtlich  zulässig  sind,  liegt  außerhalb 
des  Rahmens  unserer  Betrachtung. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  daß  es  ein  Irrtum  ist,  wenn 
Geffken  in  seinen  Anmerkungen  zu  Heffter  und  Rivier  die 
Requisition  beim  Einwohner  und  diejenige  durch  Vermittlung  der 
Ortsbehörde  prinzipiell  trennen,  behauptend,  daß  1870  die  erstere 
die  Praxis  der  Deutschen  gewesen  sei,  1815  die  Engländer  in 
Frankreich  die  letztere  angewandt  hätten. 

Wenn  1870  die  direkte  Requisition  häufig  war,  so  lag  das 
an  den  Umständen,  Bewegungskrieg  und  widerstrebende  Bevölke¬ 
rung,  aber  nicht  an  einem  Prinzip,  das  ganz  verwerflich  wäre. 
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Daß  die  Engländer,  die  ja  heute  noch  auf  dem  Standpunkte  des 
18.  Jahrhunderts  stehen  (Söldnerheer),  1815  das  letztere  Verfahren 
anwandten,  lag  daran,  daß  Wellington  nach  altem  Stil  streng 
dem  System  Friedrichs  11.  folgte,  alles  durch  die  Verwaltungs¬ 
behörden  besorgen  ließ.  Die  Folge  war,  daß  er  nach  der  Schlacht 
bei  Waterloo  zwei  volle  Tage  später  als  Blücher  vor  Paris  an¬ 
langte;  hätte  dieser  vor  Waterloo  ebenso  verfahren,  so  wären 
sie  wahrscheinlich  beide  des  Marsches  nach  Paris  enthoben 
gewesen. 

Auch  in  anderer  Beziehung  wird  die  Praxis  der  Engländer 
vielfach  als  Muster  genannt.  Bluntschli  z.  B.  hebt  rühmend 
hervor,  daß  sie  in  dem  Kriege  gegen  Abessinien  die  gesamte 
Verpflegung  durch  Nachfuhr  besorgten,  um  dem  Feinde  die  Lasten 
des  Krieges  zu  ersparen.  Er  scheint  uns  dabei  zweierlei  zu 
vergessen:  erstens,  daß  es  in  weiten  zu  passierenden  Gebieten 
dort  überhaupt  nichts  zu  requirieren  gab,  zweitens  daß  für  die 
Engländer,  deren  Soldatenmaterial  aus  der  Hefe  des  Volkes 
stammt,  immer  noch  die  gleichen  Gründe  zur  Vermeidung  der 
Requisition  vorliegen,  die  für  Friedrich  II.  bestimmend  waren. 

5.  Die  Objekte  der  Requisition. 

a)  Die  quantitative  Begrenzung. 

Wir  haben  schon  mehrfach  erwähnt,  daß  die  Requisition  in 
vielen  Fällen  die  Folge  einer  absoluten  Notwendigkeit  ist,  inner¬ 
lich  berechtigt  wie  die  im  Notstand  begangene  Handlung.  Die 
Praxis  beschränkt  sich  aber  keineswegs  darauf  zu  requirieren,  wenn 
diese  absolute  Notwendigkeit  vorliegt.  Sie  thut  es  auch,  wenn 
sie  anders,  d.  h.  durch  Nachfuhr  aus  der  Heimat  die  Bedürfnisse 
zu  decken  vermöchte,  sie  lebt  bewußt  auf  Kosten  des  Feindeslandes. 

Die  herrschende  Theorie,  bemüht,  den  Satz  vom  Schutze  des 
Privateigentums  in  seinen  Konsequenzen  durchzuführen,  hält  dies 
für  völkerrechtswidrig;  nur  „wo  die  Möglichkeit,  auf  andere  Weise 
für  die  Bedürfnisse  der  Soldaten  zu  sorgen,  nicht  vorhanden  ist“ 
darf  nach  ihrer  Auffassung  zur  Requisition  geschritten  werden. 
Bluntschli  glaubt,  „daß  es  Sitte  der  neuern  Kriegsführung  sei, 
möglichst  durch  vertragsmäßig  bezahlte  Lieferung  für  Nahrung 
und  Kleidung  der  Armee  zu  sorgen.“  Auch  der  realistische  Lueder 
teilt  diesen  Standpunkt.  Er  citiert,  um  den  französischen  An¬ 
klagen  entgegen  zu  treten,  einen  Ausspruch  Felix  Dahns,  der 
bekanntlich  die  deutschen  Siege  miterfocht:  „die  Kriegsgeschichte 
kennt  kein  Beispiel,  in  welchem  die  Verpflegung  der  Armee  in 
so  weiter  Entfernung  von  der  Heimat  durch  mit-  und  nachgeführte 
Vorräte  bewerkstelligt  wurde."  Also  glaubt  auch  Lueder,  diese 
Nachfuhr  sei  zur  Entlastung  des  Feindeslandes  geschehen;  er 
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glaubt  wirklich,  die  deutsche  Heeresleitung  habe  wo  immer 
möglich  den  Bedürfnissen  der  Truppen  durch  Nachfuhr  aus  der 
Heimat  genügt. 

Die  historische  Betrachtung  hat  uns  gezeigt,  daß  dies  ein 
Irrtum  ist.  Ueberdies  steht  die  modernste  Generalstabswissenschaft 
noch  immer  nicht  auf  diesem  Standpunkt.  General  Bronsart  von 
Schellendorf,  der  die  herrschende  militärische  Auffassung  als 
Autorität  vertreten  dürfte,  schreibt:  „Es  gilt  der  Grundsatz,  daß 
man  auf  Feindeskosten  lebt,  d.  h.  die  Magazine  müssen  aus  den 
Mitteln  des  Feindeslands  zusammengebracht  werden,  soweit  die& 
angeht..  Durch  Nachschub  aus  dem  eigenen  Land  ist  jedem 
Mangel  vorzubeugen.“ 

Es  bleibt  die  Frage  zu  erörtern,  ob  der  Standpunkt  der 
Theorie  als  Ziel  der  sich  vollziehenden  Rechtsentwicklung  zu  be¬ 
trachten  sei.  Wir  glauben  nicht,  daß  dies  unter  den  heutigen 
Heeresverhältnissen  der  Fall  sein  wird.  Loening  sagt  mit  Recht: 
„Der  vordringende  Staat  wird  behaupten,  zu  dem  Kriege  genötigt 
worden  zu  sein  und  sich  deshalb  in  einem  gerechten  Kriege  zu 
befinden;  der  Gegner,  der  den  Krieg  verursacht  hat,  sei  auch  mit 
Recht  verpflichtet,  alle  Lasten  des  Krieges  zu  tragen  und  zunächst 
seien  die  Gemeinden  und  die  einzelnen  Bewohner  für  die  Sünden 
ihrer  Regierung  haftbar.  Sie  seien  deshalb  gehalten,  die  ihnen 
auferlegten  Lasten  zu  tragen.“ 

Der  letzte  Passus  muß  den  größten  Widerspruch  aller  der¬ 
jenigen  erregen,  welche  aus  dem  Grundsatz,  daß  der  Krieg  eine- 
Relation  von  Staat  zu  Staat  ist,  den  Begrifi  des  „friedlichen 
Bürgers“  gefolgert  haben.  Es  frägt  sich  eben  sehr,  ob  das 
Schlagwort  des  „friedlichen  Bürgers“  zutriflft,  ob  es  dem  Wesen 
des  modernen  Kriegs  entspricht. 

Feraud-Giraud,  der  wie  seine  Landsleute  alle  wenig  geneigt 
ist,  einer  Auffassung  sich  anzuschließen,  welche  das  Vorgehen  der 
Preußen  1870/71  rechtfertigt,  schreibt:  „es  gibt  auch  heute  noch 
und  mehr  wie  je  eine  Solidarität  zwischen  dem  Staat  und  den 
Bürgern,  die  ihn  zusammensetzen.  Die  Nation  ist  die  Gesamtheit 
aller  Bürger,  der  bewaffneten  und  der  unbewaffneten.  Wenn  es 
richtig  ist,  während  des  Krieges  anzunehmen,  daß  der  Kampf  und 
die  Feindseligkeiten  auf  die  Truppen  der  beiden  Staaten  sich  be¬ 
schränken,  wenn  ihnen  speziell  das  Schicksal  der  Nation  an  vertraut 
ist,  die  Sorge  ihre  Rechte  zu  verteidigen  und  zur  Geltung  zu 
bringen,  so  kann  man  doch  nicht  sagen,  daß  es  nur  zwei  Armeen 
gibt,  die  allein  im  Kampfe  interessiert  sind  und  allein  in  seine 
Folgen  verwickelt.“ 

Ja,  uns  scheint  für  den  modernen  Krieg,  der  geführt  wird 
durch  Armeen,  welche  die  gesamte  wehrfähige  Mannschaft  der 
Nation  umfassen,  die  engste  Verbindung  zwischen  Heer  und  Volk 
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geradezu  charakteristisch  zu  sein.  Die  Thatsache  der  Mobilisation, 
welche  Hunderttausende  aus  ihrem  bürgerlichen  Berufe  heraus¬ 
reißt,  trägt  die  Folgen  des  Krieges  von  vornherein  durch  alle 
(jlieder  der  Nation,  tausend  Betriebe  stocken,  unzählige  Familien 
verlieren  ihren  Ernährer,  sie  alle,  die  Millionen,  die  Zurückbleiben, 
sind  aufs  engste  mit  dem  Heer  und  mit  seinen  Schicksalen  ver¬ 
knüpft,  sie  alle  empfangen  in  den  Soldaten  der  Invasionsarmee 
keine  gleichgültige  Persönlichkeit,  sie  stehen  ihm  nicht  friedlich 
gegenüber,  sie  sehen  in  ihm  den  Feind  und  behandeln  ihn,  wenn 
auch  nicht  mit  der  Waffe,  als  solchen. 

Die  riesenhaften  Kosten  des  Kriegs  spannen  andererseits  die 
Kräfte  der  Nation,  deren  wirtschaftliches  Leben  vielfach  unter¬ 
brochen  ist,  aufs  äußerste  an.  Dies  alles  drängt  mehr  wie  je 
darauf,  den  Krieg  zu  kürzen,  den  Gegner  überall  zu  treffen,  wo 
er  verwundbar  ist.  Und  das  ist  er  auch  in  der  wirtschaftlichen 
Kraft  seiner  Bevölkerung.  Ueberdies  verlangt  ein  gewaltiges 
wirtschaftliches  Interesse,  alle  Lasten,  die  man  dem  Feinde  auf¬ 
bürden  kann,  von  der  eigenen  Nation  abzuwälzen. 

Das  Gefühl  des  „gerechten  Kriegs“,  das  Loening  betont,  wird 
heute  übermächtig  in  den  Massen  leben,  europäische  Kriege  gegen 
den  Willen  der  Völker,  nicht  getragen  von  ihrer  opferwilligen 
Begeisterung,  sind  kaum  denkbar. 

Aus  diesen  Gründen  können  wir,  ohne  blind  gegen  die  Wirk¬ 
lichkeit  zu  sein,  den  Standpunkt  der  herrschenden  Meinung  nicht 
teilen.  Wir  halten  dafür,  daß  in  den  Schranken  des  Völkerrechts, 
wie  sie  Praxis  und  Theorie  in  andere  Beziehungen  gesetzt,  eine 
maßvolle,  wirtschaftliche  Inanspruchnahme  des  bekämpften  Volkes 
nicht  nur  ethisch  berechtigt,  sondern  wirtschaftlich  wie  militärisch 
notwendig  ist. 

„Die  Notwendigkeit“,  welche  die  Requisition  in  Beziehung 
auf  ihre  quantitative  Ausdehnung  begründet  und  begrenzt,  ist 
eben  kein  einfacher,  absoluter  Begriff,  sondern  aus  den  mannig¬ 
faltigsten  Elementen  zusammengesetzt.  Uebrigens  ist  die  „Not¬ 
wendigkeit“,  welche  die  Grundlage  der  Zwangsenteignung  des 
Friedens  bildet,  oft  genug  nichts  weniger  als  eine  absolute. 

bj  Die  qualitative  Degrensung  der  Requisit ionsohjeMe. 

Die  Objekte  der  Requisition  sind  nach  ihrer  Art  so  unendlich 
mannigfaltig  wie  die  Lebensbedürfnisse  einer  im  Felde  stehenden 
Armee.  Eine  Aufzählung  ist  somit  unmöglich.  Eine  Begrenzung 
gibt  der  Begriff  des  Notwendigen,  der  am  ehesten  negativ  bestimmt 
wird.  Objekte,  die  in  keiner  Weise  dem  Unterhalt  der  Armee  direkt 
nutzbar  sind,  alle  Luxussachen,  Geld,  Kunstwerke  u.  s.  f.,  sind 
von  der  Requisition  ausgeschlossen. 
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Den  Großteil  der  verlangten  Leistungen  bilden  naturgemäß; 
die  Lebensmittel,  Vieh,  d.  h.  Fleisch,  Gemüse,  Brot.  Von  fran¬ 
zösischer  Seite  ist  die  Ausdehnung  auf  Genußmittel:  Wein,  Brannt¬ 
wein  und  vor  allem  Tabak  als  völkerrechtswidrig  bezeichnet  worden. 

Der  moderne  Bewegungskrieg  spannt  die  Kräfte  der  Soldaten 
aufs  äußerste  an;  die  schlechte  Ernährung,  die  im  18.  Jahrhundert 
üblich  war,  ist  heute  einfach  undenkbar.  Jedes  vorhandene  Mittel, 
den  Soldaten  frisch,  schlagfertig,  bei  gutem  Mute  zu  erhalten,, 
muß  geradezu  angewandt  werden  und  dazu  gehören  bei  den  Kultur¬ 
völkern  ohne  Zweifel  Spirituosen.  Daß  der  Sieger  das  qualitativ 
Beste  verlangt,  was  zu  finden  ist,  wird  ihm  kaum  zu  verübeln 
sein.  Die  diesen  Grundsatz  verfolgende  deutsche  Praxis  von  1870/71 
war  es,  die  vor  allem  den  Zorn  und  die  Erbitterung  der  Franzosen 
hervorrief,  die  leider  einen  Widerhall  in  den  Schriften  ihrer 
Publizisten  gefunden  haben.  Zum  Schaden  der  Wissenschaft  ver¬ 
schafften  sich  ihre  maßlosen  Vorwürfe  durch  die  Stellung  ihrer 
Urheber  vielfach  Beachtung  und  Glauben. 

Der  Krieg  mit  seinen  Strapazen  führt  notwendig  einen  sehr 
starken  Abgang  an  Kleidungsstücken  herbei.  Der  Ersatz  der  Uni¬ 
formen  durch  Requisition,  wie  ihn  Napoleon  1.  ausführte,  wird 
heute  kaum  mehr  in  großem  Maßstabe  angewandt  werden,  da  die 
Nachfuhr  aus  dem  Heimatland  dafür  viel  schneller  und  besser 
sorgt.  Immerhin  ist  er  nicht  ausgeschlossen,  wie  die  Requisition 
von  6000  Paar  Hosen,  die  1871  der  Stadt  Eiboeuf  aufgelegt 
wurde,  beweist.  Dagegen  ist  bei  dem  modernen  Bewegungs¬ 
kriege,  der  zwingt,  die  Trains  zu  beschränken  und  den  einzelnen 
Mann  so  wenig  wie  möglich  zu  belasten,  das  Bedürfnis  an 
Wäsche,  Schuhen,  Unterkleidern  ein  fortwährendes.  Die  Mög¬ 
lichkeit  einer  Erneuerung  aus  den  Mitteln  des  Feindeslandes 
ist  auf  dem  flachen  Lande  in  sehr  geringem  Maße  vorhanden,, 
um  so  eher  in  Städten  mit  großen  Magazinen,  besonders  aber, 
wo  eine  Industrie  die  betreffenden  Artikel  liefert.  Wir  erinnern 
an  die  Requisitionen,  die  Mülhausen  auferlegt  wurden. 

Ja,  man  wird  sogar  im  Notfall  auf  die  der  Bevölkerung  zum 
eigenen  Gebrauch  gehörenden  Sachen  greifen,  was  1870/71  oft 
geschehen  ist.  General  Voigts- Rhetz  schreibt  1870  an  den  Maire 
der  Stadt  Versailles,  der  eine  Requisition  von  6000  Hemden  und 
2000  Paar  Schuhen  auferlegt  war:  „es  ist  nicht  notwendig,  daß 
die  geforderten  Sachen  alle  neu  seien;  soweit  die  Vorräte  der 
Geschäfte  nicht  hinreichen,  muß  man  eben  die  Einwohner  heran¬ 
ziehen,  um  den  Bedarf  zu  kompletieren.  Es  wird  nicht  unbillig 
sein,  zuerst  auf  die  Abwesenden  zu  greifen  und  bei  ihnen  nach 
Schuhen  und  Hemden  zu  suchen.“ 

Ausgeschlossen  ist  nach  positivem  Völkerrecht  die  Requisition 
von  Dingen,  deren  Leistung  eine  indirekte  Mitwirkung  an  den 
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Feindseligkeiten  gegen  das  Vaterland  darstellen  würde,  wie  z.  B.  die 
Lieferung  von  Patronen  und  Waffen,  wo  Fabriken  solche  herstellen. 

Zu  einer  lebhaften  wissenschaftlichen  Kontroverse  hat  die 
Requisition  von  Fuhren  geführt,  die  in  allen  Kriegen  in  weitem 
Umfange  angewandt  wurde,  um  sich  endlose  Trains  zu  ersparen. 
Die  Berechtigung  dazu  ist  völkerrechtlich  unbestritten.  Dagegen 
hat  die  1870  regelmäßig  verlangte  Begleitung  des  Wagens  durch 
einen  Fuhrmann  vielen  Widerspruch  erfahren,  da  man  in  derselben 
einen  Zwang  zur  Teilnahme  an  Kriegshandlungen  zu  sehen  glaubte. 
Es  hat  diesen  Standpunkt  hauptsächlich  der  frühere  holländische 
Kriegsminister  Den  Baer  Portugael  im  Institut  für  Völkerrecht 
vertreten. 

In  den  meisten  Fällen  ist  der  Zusammenhang  der  Thätigkeit 
des  Fuhrmanns  mit  der  eigentlichen  Kriegshandlung  ein  so  loser, 
daß  von  einer  Teilnahme  daran  die  Rede  nicht  sein  kann,  so  z.  B. 
bei  den  häufigen  Fuhren  zum  Verwundeten-Transport.  Abgesehen 
davon  liegt  die  Begleitung  im  Interesse  des  Fuhrwerkbesitzers, 
da  eine  Garantie  für  die  Rückgabe  sonst  oft  nicht  geleistet  werden 
kann.  Eine  völkerrechtlich  geregelte  Dauer  der  Benützung,  wie 
sie  von  Seite  der  Wissenschaft  oft  vorgeschlagen  wurde,  ist  praktisch 
unmöglich.  Feraud-Giraud  bemerkt  sehr  richtig  zu  dem  Bemühen 
französischer  Publizisten,  die  deutsche  Praxis  als  völkerrechtswidrig 
darzustellen:  „Man  muß  sich  nicht  bemühen,  Garantien  zu  suchen, 
die  denen,  welchen  sie  nützen  sollen,  mehr  schaden  als  nützen.“ 

Immerhin  ist  die  Möglichkeit  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Aus¬ 
führung  der  Transporte  z.  B.  bei  Belagerungen  in  eine  sehr  nahe 
Beziehung  zu  den  Kriegshandlungen  tritt  und  gerade  dann  wird 
man  ihrer  nicht  entbehren  können.  Feraud-Giraud  verlangt  für 
diesen  Fall,  daß  der  Fuhrmann  unter  einem  Zwang  handle,  der 
als  absolut  zu  betrachten  sei,  um  für  den  entstehenden  Pflichten- 
konfiikt  nur  eine  Lösung  offen  zu  lassen.  Die  Frage  hat  praktische 
Konsequenzen. 

Das  Generalgouvernement  im  Elsaß  hat  1870  verordnet,  daß 
zu  militärischen  Zwecken  requirierte  Fuhrleute,  die  durch  böswilliges 
Verlassen  ihrer  Fuhrwerke  den  Truppen  Schaden  zufügen,  mit 
Gefängnis  bis  zu  fünf  Jahren  eventuell  mit  dem  Tode  bestraft 
werden.  Eine  derartige  Strafbestimmung  wäre  in  den  letztgenannten 
Fällen  nach  Feraud-Giraud  unzulässig,  da  sie  eine  Pflicht  des 
Fuhrmanns  statuiert,  d.  h.  der  Fuhrmann,  dem  es  gelingt,  sein 
Fuhrwerk  zu  verlassen,  weil  eben  der  Zwang  kein  absoluter  war, 
dürfte  nicht  bestraft  werden.  In  der  Praxis  wird  sich  die  Durch¬ 
führung  dieser  an  sich  sehr  logischen  Unterscheidung  kaum  durch¬ 
führen  lassen.  Der  Offizier  wird  vor  allem  wenig  geneigt  sein, 
psychologische  Erwägungen  darüber  anzustellen,  wo  der  absolute 
Zwang  eintreten  muß. 
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c)  Die  Eisenbahnen. 

Wir  haben  früher  auf  die  außerordentlich  wichtige  Rolle  hin¬ 
gewiesen,  welche  die  Eisenbahnen  im  Kriege  spielen.  Ihre  Be¬ 
nützung  im  eigenen  wie  im  Feindesland  ist  geradezu  bedingend 
für  die  Verwendung  von  Heeren  modernen  Umfangs,  denn  ohne 
die  gewaltige  Leistungsfähigkeit  dieses  Transportmittels  wäre  die 
Nachführung  von  Kriegsmaterialien  und  Lebensmitteln,  der  Rück¬ 
transport  der  zahllosen  Verwundeten  und  Gefangenen  undenkbar. 

Jede  im  Feindesland  vordringende  Armee  wird  es  ihre  erste 
Sorge  sein  lassen,  die  vorhandenen  Schienenwege  so  schnell  wie 
möglich  sich  nutzbar  zu  machen  unter  Verwendung  alles  vor¬ 
handenen  Materials. 

Die  Berechtigung  hiezu  ist  völkerrechtlich  feststehend  und 
unbestritten.  Soweit  die  Eisenbahnen  Eigentum  des  Staates  sind, 
unterstehen  sie  wie  alles  andere  Staatsgut  ohne  weiteres  der  Ver¬ 
fügung  des  Occupanten.  Die  Berechtigung  zur  Benützung  der 
Privateisenbahnen  leitet  die  herrschende  Meinung  aus  dem  Charakter 
derselben  als  eminent  wichtiges  Kriegsmaterial  ab,  das  man  nicht 
in  den  Händen  des  Feindes  lassen  dürfe,  und  stellt  sie  in  eine 
Linie  mit  der  Beschlagnahme  von  Waffen  Vorräten  und  andern 
Kriegsmitteln,  welche  Privaten  gehören. 

Dies  ist  an  sich  zweifellos  zutreffend,  aber  Gesichtspunkte 
für  die  Behandlung  zahlreicher  Einzelfragen,  die  sich  aus  der 
Benützung  der  Privatbahnen  durch  den  Occupanten  ergeben,  bietet 
diese  Betrachtungsweise  nicht.  Ein  innerer  Zusammenhang  besteht 
eben  nicht  zwischen  der  Sequestrierung  eines  privaten  Waffen¬ 
magazins,  das  man  nimmt,  um  es  nicht  in  die  Hände  des  Feindes 
fallen  zu  lassen  und  der  Besitznahme  einer  Eisenbahn,  die  man 
nimmt,  um  sie  zu  benützen.  Dagegen  springt  die  Analogie  zur 
Requisition  eines  Fuhrwerks  in  die  Augen.  Hier  wie  dort  nehmen 
wir  Privaten,  resp.  privaten  juristischen  Personen,  Aktiengesell¬ 
schaften,  Mobilien  weg,  um  sie  unsern  Zwecken  nutzbar  zu  machen 
und  sie  später  zurückzugeben.  Hier  wie  dort  taucht  die  Frage 
der  Entschädigung,  der  Zulässigkeit  eines  Zwangs  gegenüber  den 
Angestellten  auf.  Wir  glauben  daher  mit  vollem  Recht  die  Be¬ 
nützung  der  Privatbahnen  im  Gegensatz  zur  herrschenden  Meinung 
dem  Gesichtspunkt  der  Requisition  unterstellen  zu  dürfen  und  sie 
in  den  Kreis  unserer  Betrachtung  zu  ziehen. 

Trotz  der  Wichtigkeit,  welche  dem  Kriegsrecht  der  Eisen¬ 
bahnen  naturgemäß  zukommt,  hat  es  bis  heute  von  der  Wissen¬ 
schaft  wenig  Beachtung  gefunden.  Lorenz  vom  Stein  regte  zuerst 
die  Schaffung  eines  „Völkerrechts  der  Eisenbahnen  in  Kriegszeiten“ 
im  Schoße  des  Instituts  für  Völkerrecht  an  und  stellte  die  Grund¬ 
züge  desselben  in  einer  Abhandlung  fest.  Die  Folge  dieser  An¬ 
regung  war  ein  vom  Institut  herausgegebenes  „Projet  de  regiement 
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international  sur  les  chemins  de  fer  en  teraps  de  guerre“,  das  sich 
in  der  Behandlung  der  Privatbahnen  den  Vorschlägen  Steins  anschloß. 

Soweit  das  Material  der  Eisenbahnen  immobil  ist,  Bahnkörper 
und  Stationsgebäude  u.  s.  f.,  unterliegt  es  den  gleichen  Gresetzen 
wie  jede  private  Immobilie,  doch  tritt  dabei  der  militärische  Zweck 
scharf  zu  Tage.  Wir  erinnern  an  den  Ausspruch  Jacqmins  über 
die  deutsche  Praxis  1870:  s’y  installerent  en  maitre  et  en 

maitre  absolu.“  Das  mobile  Material  dagegen,  Wagen  und  Loko¬ 
motiven,  wird  nach  den  Regeln  der  Requisition  vom  Invadenten 
übernommen.  Stein  stellt  die  Forderung  auf,  daß  den  Beamten 
der  Gesellschaft  ein  Empfangschein  ausgestellt  werde,  der  die 
Nummern  der  Wagen  enthält  und  von  einem  Offizier  unterschrieben 
wird.  Dieser  Bon  soll  die  Basis  der  Rücklieferung  beim  Friedens¬ 
schluß  bilden.  Dem  wird  ohne  weiteres  beizustimmen  sein,  da  es 
den  für  andere  Requisitiousobjekte  analog  geltenden  Grundsätzen 
entspricht. 

Streitig  ist  die  Art  des  Benützungsrechts  der  Wagen  und 
Lokomotiven.  Stein  stellt  mannigfache  Bedingungen  auf:  er  be¬ 
hauptet,  daß  das  Gebrauchsrecht  genau  genommen  nur  für  Kriegs¬ 
zwecke  existiere,  daher  sei  der  Requirent  für  die  Substanz  verant¬ 
wortlich,  sobald  er  andern  Gebrauch  davon  mache,  z.  B.  für 
Privattransporte.  Es  soll  ihm  verboten  sein,  die  Wagen  in  den 
Registern  seinem  eigenen  Material  gleichzustellen. 

Diese  Bestimmung  halten  wir  für  vollständig  unpraktisch. 
Die  requirierten  Wagen  bilden  thatsächlich  für  die  Dauer  des 
Krieges  einen  Bestandteil  des  Rollmaterials  des  Occupanten;  sie 
gehen  vollständig  in  demselben  auf  und  werden  ohne  Wahl  wie 
die  eigenen  benützt.  Der  Eisenbahnbetrieb  in  Kriegszeiten  und 
im  Feindesland  insbesondere  nimmt  die  Kräfte  des  Personals  in 
äußerster  Weise  in  Anspruch.  Er  trägt  dort  so  sehr  den  Charakter 
des  Improvisierten,  der  Maßnahmen  von  Fall  zu  Fall,  daß  es  un¬ 
möglich  wäre,  die  von  Stein  geforderten  Beschränkungen  des  Be¬ 
nützungsrechts,  die  eine  genaue  Kontrolle  verlangen,  durchzuführen. 

Der  Art.  12  des  „ Projet ‘‘  bestimmt,  „der  Requirierende  ist 
gehalten,  das  Rollmaterial  gut  zu  verwalten  und  imstande  zu  halten.  “ 
Die  Ausführung  dieser  Forderung  liegt  im  Interesse  der  Sicher¬ 
heit  des  Betriebs  und  wird  daher  vom  Occupanten  ohne  weiteres 
eingehalten  werden. 

Wichtiger  ist  die  Bestimmung  des  Art.  13  des  „Projet“ : 
„Am  Ende  des  Kriegs  ist  der  Requirierende  gehalten,  das  Material 
so  zurückzugeben,  wie  er  es  erhalten  hat;  im  Falle  des  Verlustes 
tritt  Entschädigung  ein.“  Die  Annahme  oder  Verwerfung  dieses 
Artikels  ist  eine  Prinzipienfrage.  Wer  die  Zahlungspflicht  des 
Invadenten  für  die  Requisition  behauptet,  wird  ihm  ohne  weiteres 
beistimmen.  Wir  thun  es  nicht,  aus  Gründen,  die  wir  an  anderer 
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Stelle  dargelegt  haben.  Nach  unserer  Meinung  muß  das  Material 
am  Ende  des  Kriegs,  so  tvie  es  ist,  ordnungsmäßigen  Gebrauch 
vorausgesetzt,  abgeliefert  werden  und  die  eventuelle  Entschädigung 
für  Verluste  und  die  Deteriorisierung  liegt  dem  eigenen  Staate 
ob.  Dies  ist  der  Standpunkt  der  deutschen  Praxis  von  1870/71. 
Die  französischen  Unterhändler  haben  in  den  Verhandlungen  von 
Frankfurt  wiederholt  den  Versuch  gemacht,  einen  Anspruch  auf 
Schadenersatz  für  die  Eisenbahngesellschaften  zu  erheben.  Von 
deutscher  Seite  wurde  auf  die  stereotyp  wiederkehrenden  Anträge 
gar  nicht  eingegangen. 

In  Bezug  auf  die  übrige  Behandlung  der  Privatbahnen  ver¬ 
langt  Stein  eine  strenge  Scheidung  von  Verwaltung  und  Betrieb; 
der  Occupant  soll  nur  den  letztem  übernehmen,  die  erstere  aber 
durchaus  unberührt  lassen.  Dies  scheint  uns  unter  der  Voraus¬ 
setzung  möglich,  daß  die  feindlichen  Privatgesellschaften  sich  dazu 
verstehen,  in  genau  dasselbe  Verhältnis  zum  Occupanten  zu  treten, 
wie  sie  es  in  Kriegszeiten  zur  eigenen  Staatsgewalt  thaten, 
d.  h.  sie  stellen  sich  ihm  mit  ihrem  gesamten  Personal  und 
Material  zur  Verfügung,  doch  werden  die  obersten  Betriebsbeamten 
durch  militärische  Organe  ersetzt.  Dann  werden  sie  fordern 
können,  daß  die  sämtlichen  Einnahmen,  die  aus  dem  Civilverkehr 
fließen,  ihnen  zukommen  u.  s.  f.,  überhaupt,  daß  die  Verwaltung 
vollständig  unberührt  bleibe. 

In  der  Praxis  wird  sich  das  Verhältnis  wahrscheinlich  nie  so 
gestalten.  Die  sich  zurückziehende  Armee  wird  verlangen,  daß 
sämtliches  Wagenmaterial  der  Eisenbahnen  ins  Landesinnere  zurück¬ 
gezogen  werde,  um  es  vor  der  Occupation  zu  retten  und  sich 
selbst  ein  wichtiges  Kriegsmittel  zu  erhalten.  Die  eindringende 
Kriegspartei  findet  die  Linien  an  empfindlichen  Stellen  (Brücken, 
Tunnels)  unterbrochen,  die  Bahnhöfe  verlassen,  Material  nur  in 
eroberten  Festungen.  Mit  ihren  eigenen  Mitteln,  lauter  eigenen 
Beamten,  eigenem  Material  wird  sie  den  Betrieb  erölBfnen  müssen. 
Es  ist  unmöglich,  ihr  unter  diesen  Umständen  zuzumuten,  daß  sie 
die  Verwaltung  unberührt  lasse  und  die  aus  dem  civilen  Verkehr 
fließenden  Einnahmen  an  die  Gesellschaften  abführe. 

Es  ist  allerdings  zu  beachten,  daß  nach  Steins  Ansicht  der 
Occupant  das  Recht  besitzt,  die  Beamten  der  Privatbahnen  zur 
Fortführung  ihrer  Funktionen  zu  zwingen.  Wir  treffen  hier  auf 
eine  ähnliche  Streitfrage  wie  bei  der  Requisition  von  Fuhren. 
Stein  gelangt  auf  eine  eigentümliche  Art  zur  Behauptung  des 
Zwangsrechts  gegenüber  den  Angestellten.  Er  schreibt:  „Die 
Beamten  der  Privatbahnen  sind  durch  civilen  Kontrakt,  welcher 
der  vis  major  weicht,  gebunden,  und  schulden  nur  insoweit  Ge¬ 
horsam,  als  die  vis-major,  im  Kriege  die  bewaffnete  Macht  des 
Feindes,  sie  nicht  zwingt  einer  andern  Leitung  zu  folgen.  Die 
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Beamten  der  Staatsbahnen  aber  sind  Staatsbeamte  und  durch  be¬ 
sondere  Treue  und  Disziplin  gebunden.  Der  Feind  hat  demnach 
das  Recht,  das  Personal  der  Privatbahnen  zum  Gehorsam  zu 
zwingen  und  sie  im  Weigerungsfall  zu  bestrafen.  Die  Beamten 
der  Staatsbahn  aber  kann  er  im  Weigerungsfälle  nur  entlassen  und 
durch  seine  eigenen  Beamten  ersetzen.“ 

Moynier  hat  im  Institut  lür  Völkerrecht  die  scharfe  Betonung 
der  Verschiedenheit  der  Kontrakte  und  die  daraus  gezogenen 
Konsequenzen  bekämpft.  Wir  glauben  mit  Recht;  die  Funktionen 
der  Beamten  sind  bei  Privat-  und  Staatsbahnen  sachlich  vollständig 
dieselben;  die  eminent  öffentlich-rechtliche  Bedeutung  der  Eisen¬ 
bahnen  ebenfalls.  Die  Pflichtverletzung  des  einen  Beamten  hat 
dieselben  schweren  Folgen  wie  diejenige  des  andern.  Warum  also 
einem  rein  formellen  Moment  solche  Bedeutung  beilegen  ?  Wir 
glauben  mit  Moynier,  daß  die  Beamten  der  Privatbahnen  wie 
diejenigen  der  Staatsbahnen  zu  behandeln  seien  und  zwar  nach 
Maßgabe  des  Art.  45  des  Manuel:  Die  Beamten  und  Staats¬ 
angestellten  aller  Klassen,  die  einwilligen^  ihre  Thätigkeit  fort¬ 
zusetzen,  genießen  den  Schutz  des  Occupanten. 

Die  deutsche  Heeresleitung  hat  im  Jahre  1870/71  den  Stein- 
schen  Standpunkt  eingenommen  und  das  Eisenbahnpersonal  durch 
Zwang  zur  Weiterführung  seiner  Funktionen  veranlassen  wollen. 
Jacqmin  citiert  Fälle,  in  denen  die  Maires  eingeladen  wurden, 
dafür  zu  sorgen,  daß  sämtliche  in  ihrer  Gemeinde  wohnenden 
Bahnangestellten  den  Dienst  wieder  aufnehmen  und  sich  auf  ihrem 
Posten  einflnden.  Im  Weigerungsfälle  sollte  die  Gemeinde  eine 
Kontribution  bezahlen  und  die  betreffenden  vor  ein  Kriegsgericht 
gestellt  werden.  Der  Erfolg  dieser  Erlasse  war  ein  kläglicher. 
Kaum  ein  einziger  Beamter  fand  sich  ein. 

Es  ist  uns  überhaupt  unverständlich,  wie  es  möglich  sein 
sollte,  ein  so  subtil-kompliziertes  Ding  wie  den  Eisenbahnbetrieb 
mit  gezwungenen  Leuten  fortzuführen,  von  denen  jeder  durch 
die  geringste  Pflichtverletzung  unendliches  Unglück  zu  stiften 
imstande  ist. 

d)  Eximierte  ObjeJäe. 

Zum  Schluß  unserer  Betrachtung  über  die  Requisition  mag 
noch  eine  Frage  berührt  werden,  die,  obwohl  ihre  Beantwortung 
kaum  zweifelhaft  sein  kann,  im  Kriege  1870/71  praktisch  ge¬ 
worden  ist. 

Gibt  es  Objekte,  die  an  und  für  sich  der  Requisition  unter¬ 
liegen,  d.  h.  ihrer  Natur  nach  geeignete  Requisitions -Objekte 
sind,  aber  aus  völkerrechtlichen  Gründen  als  eximiert,  von  der 
Requisitionsbefugnis  des  Invadenten  ausgeschlossen  erscheinen  ? 

Im  Kriege  1870/71  haben  zahlreiche  englische  Staats- 


51 


angehörige,  die  in  Frankreich  wohnten,  bei  Fürst  Bismarck 
gegen  die  Inanspruchnahme  ihrer  Güter  protestiert.  Immer  ver¬ 
geblich. 

Es  ist  ganz  selbstverständlich,  daß  eine  derartige  Neutralität 
aus  militärisch-praktischen  wie  juristischen  Gründen  nicht  exi¬ 
stiert.  So  gut  wie  das  Besitzum  dieser  Fremden  im  Frieden  der 
Staatshoheit  des  Territoriums  unterliegt,  steht  es  im  Kriege 
unter  der  provisorischen  Macht  des  Occupanten.  Die  englische 
Regierung  hat  1870  diesen  Standpunkt  völlig  geteilt  und  jede 
diplomatische  Vermittlung  abgelehnt. 

Dasselbe  läßt  sich  von  Schiffen  neutraler  Eigentümer  in 
Binnengewässern  sagen,  gleichgültig,  ob  diese  auch  das  Meer  be¬ 
fahren  ;  denn  mit  dem  Eintritt  in  das  Binnengewässer  geht  der 
rechtliche  Charakter  des  Seeschiffes,  d.  h.  das  Recht  der  neu¬ 
tralen  Flagge  unter.  Die  besondern  Verhältnisse  des  Seerechts 
scheinen  uns  nicht  darin  begründet  zu  sein,  daß  das  Schiff  als 
Mobilie  einen  besondern  Charakter  in  sich  trägt,  sondern  darin, 
daß  das  Meer  herrenlos  ist  und  das  Schiff,  räumlich  von  jeder 
Staatsgewalt  getrennt,  doch  einem  Gesetz  unterstehen  muß  und 
daher  dasjenige  des  Vaterlandes  mit  sich  trägt.  Für  das  Schiff 
im  Binnengewässer  fällt  jeder  Grund  dahin,  es  anders  zu  behandeln 
als  irgend  eine  andere  einem  Ausländer  gehörende  Mobilie. 

Die  Frage  ist  praktisch  geworden,  als  die  deutsche  Heeres¬ 
leitung  im  Jahre  1870  fünf  englische  Seeschiffe,  die  bei  Duclair 
unterhalb  Rouen  auf  der  Seine  lagen,  requirierte  um  sie  zu  ver- 
versenken  und  damit  die  Seine  für  die  französischen  Kriegsschiffe 
zu  sperren. 

Auf  eine  englische  Beschwerde  hin  nahm  Fürst  Bismarck  in 
seiner  Unterredung  mit  dem  englischen  Gesandten  in  Versailles  den 
obigen  Standpunkt  ein  und  lehnte  eine  Entschädigungspflicht  Deutsch¬ 
lands  ab.  Aus  politischen  Gründen  und  Courtoisie  gegen  Eng¬ 
land  beharrte  er  später  nicht  darauf  und  die  englischen  Rheder 
erhielten  nach  Schätzung  des  englischen  Handelsministers  eine 
Entschädigung  von  176,883  Fr.,  die  Frankreich  in  Form  einer 
Kontribution  trug.  Calvo  sieht  darin  allerdings  einen  Beweis, 
daß  Fürst  Bismarck  innerlich  von  der  Rechts  Widrigkeit  des  deut¬ 
schen  Vorgehens  überzeugt  gewesen  sei. 
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B.  Kontribution. 

1.  Die  Entwicklung  der  Theorie. 

Die  historische  Betrachtung  hat  uns  gezeigt,  wie  die  krieger¬ 
ische  Praxis  des  17.  Jahrhunderts  die  Brandschatzungen  erfand,, 
durch  welche  sich  die  Bewohner  des  bekämpften  Landes  mit  hohen 
Summen  von  der  sonst  regelmäßig  geübten  Plünderung  loskauften. 

Die  ältere  Theorie,  als  deren  berühmten  Vertreter  wir  Hugo 
Grotius  kennen  gelernt,  ist  noch  so  sehr  von  den  römischen  An¬ 
schauungen  beherrscht,  daß  sie  der  neuen  Kriegssitte  wenig  Be¬ 
achtung  schenkt. 

Im  Laufe  der  Zeit  änderte  sich,  wie  wir  gesehen,  der  Charakter 
der  Geldauflage.  Aus  der  früheren  Brandschatzung  wurde  die 
Kontribution;  die  früher  alternativ  angewandte  Plünderung  ver¬ 
wandelte  sich  zum  selten  gebrauchten  Exekutionsmittel. 

Der  erste  Schriftsteller  des  18.  Jahrhunderts,  welcher  die 
Kontribution  in  ihrer  veränderten,  specifisch  wirtschaftlichen  Be¬ 
deutung  erkennt,  ist  Christian  Wolff.  Er  spricht  der  siegenden 
Kriegspartei  das  Recht  zu,  Geldleistungen  von  den  Einwohnern 
zu  fordern,  um  den  Unterhalt  der  Truppe  zu  bestreiten,  docK 
sollen  dieselben  in  einem  billigen  Verhältnis  zur  Leistungsfähig¬ 
keit  des  Landes  stehen.  Die  Plünderung  scheint  ihm  nur  dann 
erlaubt,  wenn  die  Kontribution  nicht  geleistet  wird. 

Vattel  geht  wieder  auf  die  alte  verlassene  Brandschatzung 
zurück  und  schreibt:  „Die  Plünderung  des  Landes  und  der  ofienen 
Städte  hat  man  durch  einen  Gebrauch  ersetzt,  der  zu  gleicher 
Zeit  menschlicher  und  für  den  Souverain,  der  den  Krieg  führt, 
vorteilhafter  ist.  Es  ist  dies  die  Kontribution.  Der  Staat,  der 
einen  gerechten  Krieg  fuhrt,  darf  verlangen,  daß  das  feindliche 
Land  seine  Armee  unterhalte  und  die  Kriegskosten  bestreite;  indem 
die  Bewohner  des  feindlichen  Landes  sich  dieser  Kriegsauflage 
unterwerfen,- werden  ihre  Güter  vor  Plünderungen  bewahrt;  wenn 
aber  ein  General  einen  fleckenlosen  Ruf  genießen  will,  so  muß  er 
die  Kontributionen  mäßigen  und  sie  der  Leistungsfähigkeit  des 
betrofienen  Landes  anpassen.“ 

Die  von  Vattel  wieder  aufgenommene  Anschauungsweise, 
welche  die  Kontribution  in  enge  Beziehung  zur  Plünderung  bringt, 
ist  bis  in  unsere  Zeit  von  Einfluß  gewesen,  obwohl  sie  den  That- 
sachen  völlig  widerspricht.  Moser,  Martens  und  Klüber  teilen  sie. 

Hefi“ter,  der  auch  hier  den  Boden  veralteter  Anschauung  ver¬ 
läßt,  versucht  die  Kontribution  auf  eine  neue  rechtliche  Grund¬ 
lage  zu  stellen.  Er  anerkennt  ihre  Berechtigung,  „weil  der  Sieger 
das  Privateigentum  für  die  ihm  an  den  feindlichen  Staat  zustehen¬ 
den  Forderungen,  die  er  im  Kriege  verfolgt,  zur  Mitleidenschaft 
ziehen  und  daraus  seine  Befriedigung  suchen  kann.“  Aus  den- 
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selben  Gründen  sucht  Heffter,  wie  wir  gesehen,  die  Zulässigkeit 
der  Requisition  abzuleiten ;  seine  Argumentation  erscheint  uns 
hier  aus  denselben  Gründen  wie  dort  unzutreffend. 

Bluntschli,  den  man  als  den  Vater  der  neuesten  Theorie  be¬ 
zeichnen  darf,  die  den  Schutz  des  Privateigentums  verficht,  findet 
für  die  Kontribution  keinen  Platz  in  seinem  System;  er  verneint 
ihre  Berechtigung,  Er  schreibt:  „Das  civilisierte  Kriegsrecht 
erkennt  kein  Recht  zur  Plünderung  mehr  an,  es  kann  also  auch 
nicht  mehr  von  einem  Loskauf  dieses  Rechts  die  Rede  sein.“ 

Nach  unserer  Auffassung  wäre  die  logische  Voraussetzung 
seiner  Schlußforderung,  die  von  zahlreichen  Publicisten  wiederholt 
wird,  die  alternative  Anwendung  von  Plünderung  und  Kontribution 
durch  die  Praxis.  Wie  wir  schon  mehrfach  betont,  ist  aber  der 
Kontribution  schon  im  18.  Jahrhundert  der  Charakter  eines  Los¬ 
kaufs  von  Plünderung  vollständig  verloren  gegangen.  Die  Plün¬ 
derung  war  höchstens  ein  neben  andern  Repressalien  selten  geübtes 
Mittel  zur  Erzwingung  verweigerter  Leistungen. 

Die  von  dem  civilisierten  Kriegsrecht  mehr  und  mehr  voll¬ 
zogene  Unterdrückung  der  Plünderung  kann  daher  auf  das  Fort¬ 
bestehen  oder  den  Untergang  der  Kontribution  keinerlei  Einfluß 
ausüben,  da  der  innere  Zusammenhang  mit  jener  schon  längst 
nicht  mehr  besteht. 

Unabhängig  davon  muß  allerdings  die  moderne  Theorie  zum 
gleichen  Resultate  gelangen,  wenn  sie  den  Schutz  des  Privat¬ 
eigentums  als  Grundsatz  in  seinen  Konsequenzen  verfolgt.  Sie 
kann  die  Kontribution  in  ihren  bisherigen  Formen,  deren  Zweck 
es  war,  Geldmittel  zur  Deckung  der  laufenden  Kosten  der  Kriegs¬ 
führung  zu  liefern,  nicht  billigen. 

Die  Requisition  als  Verletzung  des  Privateigentums  ist  nach 
herrschender  Meinung  einzig  berechtigt  infolge  einer  absoluten 
Notwendigkeit,  die  allerdings  häufig  eintritt.  Diese  selbe  Not¬ 
wendigkeit  zur  Erhebung  von  Geldleistungen  ist  nur  in  ganz 
seltenen  Fällen  denkbar.  Ein  absolutes  Bedürfnis  nach  Geld  ist 
in  der  Regel  ausgeschlossen,  es  kann  eben  nicht  eintreten,  weil 
das  Recht  besteht,  den  Bedarf  in  natura  zu  nehmen.  Dement¬ 
sprechend  leugnet  die  moderne  Theorie  die  Berechtigung  „reiner 
Kontributionen“,  deren  Zweck  allein  die  Füllung  der  Kriegskasse 
sein  kann  und  hält  einzig  diejenigen  Auflagen  für  berechtigt,  die 
ausnahmsweise  an  Stelle  der  Requisition  treten.  Wir  glauben  im 
Gegensatz  dazu,  daß  die  militärische  Notwendigkeit  (die  sich  nicht 
mit  der  absoluten  deckt)  auch  heute  noch  zur  Erhebung  eigent¬ 
licher  „reiner“  Kontributionen  zwingt,  und  daß  dieselben  keines¬ 
wegs  als  völkerrechtswidrig  zu  betrachten  sind. 

Im  übrigen  kennt  das  Kriegsrecht  noch  zwei  Arten  von 
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Geldauflagen  von  ganz  verschiedenem  Zweck  und  unbestreitbarer- 
Berechtigung.  Es  sind  dies: 

1.  Kontributionen  als  Bußen,  den  Gemeinden  auferlegt  für 
die  auf  ihrem  Gebiet  begangenen  Verletzungen  der  Kriegs¬ 
gesetze. 

2.  Kontributionen  als  Ersatz  der  gesetzmäßigen  Steuern,  einem 
Bedürfnis  der  Kriegsverwaltung  entsprungen. 

2.  Die  eigentlichen  Kriegskontributionen. 

Während  die  herrschende  Meinung,  vertreten  durch  beide 
Kodiflkationen  und  die  hervorragendsten  Publicisten,  darüber  völlig 
einig  ist,  daß  Kontributionen  nur  als  Ersatz  für  Requisitionen 
erlaubt  sind,  gehen  die  Meinungen  darüber,  was  man  unter  diesem 
„Ersatz“  sich  vorzustellen  habe,  gewaltig  auseinander. 

Lueder  schreibt,  nachdem  er  bemerkt,  wie  sehr  die  Geld¬ 
auflagen  bei  richtiger  Auffassung  der  Requisitionen  in  den  Hinter¬ 
grund  treten  müssen:  „Indessen  es  bleiben  Fälle  denkbar,  in  denen 
die  Lieferung  der  benötigten  Gegenstände  in  Geld  abgelöst  wird^ 
weil  dieselben  z.  B.  in  einer  heranzuziehenden  Oertlicbkeit  fehlen, 
in  einer  benachbarten  Ortschaft  oder  Gemeinde  aber  reichlich 
vorhanden  sind  und  nun  für  das  von  der  ersteren  zu  zahlende 
Geld  in  der  letztem  erworben  werden.“ 

Wir  glauben  mit  Guelle,  daß  die  Kriegspartei,  die  nach  diesem 
Rezept  bandeln  wird,  noch  nicht  existiert.  Es  wird  keiner  Heeres¬ 
leitung  der  Welt  einfallen,  statt  den  Bedarf,  da  wo  er  sich  reich¬ 
lich  findet,  zu  requirieren,  anderswo  eine  Kontribution  zu  erheben 
und  dann  zu  kaufen,  besonders  nicht  unter  den  drängenden  Ver¬ 
hältnissen,  auf  welche  die  Doktrin  die  Inanspruchnahme  des  Privat¬ 
eigentums  beschränkt  wissen  will. 

Das  von  Loening  angeführte  Beispiel  scheint  uns  noch  weniger 
zuzutrefifen.  Die  Geldleistung,  welche  Straßburg  1870  statt  der 
Naturalverpflegung  der  Offiziere  zahlte,  war  eine  vertragliche  Ab¬ 
lösung  der  Quartierpflicht.  Die  Freiwilligkeit  der  Leistung,  die 
auf  Vertrag  beruht,  raubt  ihr  den  Charakter  der  Kontribution. 

Es  ist  aber  der  Fall  wohl  denkbar,  daß  eine  eigentliche 
Kontribution  an  Stelle  einer  Requisition  tritt  und  wie  jene  be¬ 
gründet  ist  durch  eine  absolute  Notwendigkeit. 

Als  die  HL  Armee  1870  vor  Paris  anlangte,  waren  ihre 
Verbindungen  mit  der  Heimat  unterbrochen,  die  Etappenlinien 
noch  nicht  hergestellt.  Die  Armee  war -für  ihre  Verpflegung  auf 
Requisitionen  angewiesen.  Diese  führten  aber  zu  keinem  Resultat- 
Man  kaufte  deswegen  die  Heeresbedürfnisse,  ein  Vorgehen,  das 
erfahrungsgemäß  immer,  selbst  in  scheinbar  völlig  erschöpften 
Lande  alles  Gewünschte  zu  Tage  fördert.  Da  die  Armee  selbst- 
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verständlich  nicht  die  nötigen  Summen  mit  sich  führte,  um  aus 
eigenen  Mitteln  zu  bezahlen,  mußte  sie  notgedrungen  Kontributionen 
erheben:  diese  traten  somit  an  Stelle  der  Requisition.  Wir 
glauben  in  diesem  Fall  den  von  der  Theorie  als  völkerrechtlich 
zulässig  anerkannten  Ersatz  der  Requisition  durch  eine  Kontri¬ 
bution  zu  sehen. 

Sowohl  Loening  wie  Rolin-Jacquemyns  knüpfen  ihre  Erörter¬ 
ungen  direkt  an  die  Ereignisse  des  Krieges  1870/71  an.  Sie 
stehen  in  Bezug  auf  die  Kontribution  beide  auf  den  Boden  der 
modernsten  Theorie  und  halten  augenscheinlich  die  von  den  Deutschen 
geübte  Kontributionspraxis  derselben  konform. 

Bei  unserer  Kenntnis  der  Ereignisse  des  Krieges,  die  infolge 
einer  mangelnden  Darstellung  der  betreffenden  Verhältnisse  aller¬ 
dings  nur  eine  lückenhafte  ist,  können  wir  die  Mehrzahl  der 
erhobenen  Kontributionen  nicht  mit  den  modernen  Grundsätzen 
in  Einklang  bringen.  Wir  haben  keinen  Grund,  die  Aechtheit 
der  von  Guelle  wiedergegebenen  Dekrete  anzuzweifeln.  Er  druckt 
u.  a.  einen  von  General  von  Blumenthal  Unterzeichneten  Erlaß  ab, 
welcher  jedem  Departement  1  Million  Franken  auferlegt,  die  zur 
Entschädigung  der  aus  Frankreich  ausgewiesenen  Deutschen  und 
der  Eigentümer  deutscher  Schiffe,  die  von  französischen  Kapern 
geraubt  worden  waren,  dienen  sollten. 

Welcher  Klasse  von  Geldleistungen  ist  diese  Kontribution 
unterzuordnen  ?  Sie  paßt  nach  unserm  Ermessen  in  keine  der 
heute  theoretisch  anerkannten. 

Die  Mehrzahl  der  Kontributionsdekrete  nennt  allerdings  in 
scheinbarer  Uebereinstimmung  mit  der  geltenden  Meinung  als 
Grund  der  Kontribution  die  Deckung  der  Kosten  der  Natural¬ 
verpflegung  der  Truppen.  Wäre  dies  mehr  wie  eine  Formel  ge¬ 
wesen,  so  hätte  die  Barzahlung  der  Truppenbedürfnisse  sehr 
häufig  stattfinden  müssen;  unseres  Wissens  aber  hat  man  dazu 
nur  als  Notbehelf,  wie  in  dem  mehrfach  citierten  Falle  der  111.  Armee 
gegriffen. 

Dagegen  glauben  wir  mit  Recht  zu  vermuten,  daß  der  Sold 
der  Truppen  und  die  sehr  bedeutenden  Feldzugszulagen  der  Offiziere 
aus  französischem  Gelde  bestritten  wurden. 

Die  deutsche  Praxis  hat  überhaupt  nicht  requiriert  oder 
Kontributionen  erhoben,  sie  hat  requiriert  und  Kontributionen 
erhoben,  jedes  an  seinem  Ort.  ln  den  Städten ,  die  naturgemäß 
wenig  Vorräte  an  Lebensmitteln  bergen,  that  man  das  letztere, 
auf  dem  platten  Lande  das  erstere.  Aus  dem  Erlös  der  Kontri¬ 
butionen  irgend  etwas  auf  dem  Lande  zu  kaufen,  solange  die 
Requisitionen  dort  noch  den  Bedarf  ergaben,  wie  dies  Lueder 
vorschlägt,  ist  nie  jemandem  eingefallen.  Nach  unserer  Auf¬ 
fassung  ist  eine  große  Zahl  der  von  den  Deutschen  erhobenen 
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Kontributionen  weder  Kriegssteuern  als  thatsäcblicher  Ersatz  der 
Requisitionen,  noch  Bußen,  noch  Steuern  gewesen,  sondern  Kon¬ 
tributionen  im  alten  Sinne  des  Wortes;  Geldleistungen,  dem  feind¬ 
lichen  Lande  auferlegt,  um  die  laufenden  Kosten  des  Kriegs  ihm 
aufzubürden. 

Loening  scheint  uns  durch  seine  Behandlung  der  Kontribution 
in  einen  Widerspruch  mit  der  von  ihm  vertretenen  Auffassung 
der  Requisition  zu  treten.  Er  schreibt  dort:  „Der  Gegner,  der 
den  Krieg  verursacht  habe,  sei  auch  mit  Recht  verpflichtet,  alle 
Lasten  des  Krieges  zu  tragen  und  zunächst  seien  die  Gemeinden 
für  die  Sünden  der  Regierung  haftbar.“ 

Wir  sehen  nicht  ein  warum  das  Feindesland,  das  nach  Loening 
verpflichtet  ist  alle  Lasten  des  Krieges  zu  tragen,  nicht  auch  das 
Bedürfnis  des  Invadenten  an  barem  Gelde  decken  sollte?  Involviert 
denn  die  immer  nur  Verbänden  auferlegte  Geldleistung  einen 
schwerem  Eingriff  in  das  Privateigentum  als  die  Requisition? 

Es  ist  bezeichnend,  daß  der  einzige  Schriftsteller,  der  das 
Kriegsrecht  in  seinen  Beziehungen  zu  wirtschaftlichen,  d.  h. 
Handelsverhältnissen  bearbeitet  hat,  den  Standpunkt  der  herrschen¬ 
den  Meinung  nicht  teilt. 

Masse  schreibt:  „Da  eine  Armee  im  Feindesland  notwendig 
leben  muß,  und  eine  siegreiche  Armee  nicht  gehalten  werden 
kann  die  laufenden  Kosten  des  Kriegs  zu  tragen  oder  vorzu¬ 
schießen,  erlaubt  das  Recht  der  Notwendigkeit,  das  feindliche 
Gebiet  mit  Kontributionen  zu  belegen.“ 

Es  ist  wiederum  ein  Recht  der  Notwendigkeit,  das  nach 
Masses  Ansicht  die  Kontribution  begründet,  aber  eben  keine  Not¬ 
wendigkeit,  die  sich  als  der  letzte,  einzig  mögliche  Ausweg  dar¬ 
stellt.  Sie  ist  hier  wie  bei  den  Requisitionen  zusammengesetzt 
aus  manigfaltigen  Faktoren,  rein  ethischen,  militärischen,  vor 
allem  aber  wirtschaftlichen. 

lieber  das  ethische  Element  läßt  sich  streiten.  Die  Ver¬ 
treter  der  verschiedenen  Richtungen  werden  sich  darüber  niemals 
einigen;  die  einen  sehen  eben  im  Kriege  nur  ein  furchtbares 
Uebel,  die  andern  ein  Moment  der  Völkerentwicklung,  das  seine 
Aufgabe  einzig  erfüllt,  wenn  es  die  Nationen  voll  und  ganz  ergreift 
und,  weit  über  den  Rahmen  der  kämpfenden  Armeen  hinaus  tief  ein¬ 
schneidend  in  das  wirtschaftliche  und  soziale  Leben,  die  Völker 
aufrüttelt  und  ihre  Leidenschaften  weckt. 

Das  militärische  Interesse,  die  besetzten  Gebiete  in  ihrer 
finanziellen  Kraft  zu  treffen  und  damit  die  Widerstandskraft 
des  Feindes  zu  schwächen,  ist  kaum  zu  leugnen,  besonders  wenn, 
wie  1870,  der  wirtschaftliche  Schwerpunkt  des  Landes  dort  liegt. 
Es  handelt  sich  keineswegs  darum,  das  Privateigentum  zu  ver¬ 
nichten,  den  Bürger  zu  berauben,  sondern  darum,  die  im  Occu- 


57 


pationsgebiete  in  Form  baren  Geldes  vorhandenen  Mittel  zu  bannen, 
dem  Zwecke  der  Armee  nutzbar  zu  machen,  statt  der  Bevölkerung 
die  Möglichkeit  zu  lassen,  durch  Geld  die  eigene  Armee  zu  unter¬ 
stützen.  Denn  es  ist  klar,  daß  heute,  wo  die  entwickelte  Technik 
(eventuell  auch  die  des  Auslands)  in  überaus  kurzer  Zeit  unge¬ 
heure  Mengen  an  Kriegsmaterial  zu  erstellen  imstande  ist,  wo 
andererseits  der  Unterhalt  der  Armeen  riesenhafte  Summen  ver¬ 
schlingt,  in  reichen  Geldmitteln  ein  wichtiger  Teil  der  Widerstands¬ 
kraft  des  bekämpften  Landes  liegt. 

Ein  dritter  wirtschaftlicher  Faktor  ist  vielleicht  der  aus¬ 
schlaggebende. 

Man  nehme  an,  daß  eine  Armee  von  einer  Million  Soldaten 
in  Feindesland  stehe;  der  Feldzug  daure  ein  Jahr.  Den  Tages¬ 
sold  des  Heeres  nur  zu  1,000,000  Franken  gerechnet,  ergibt 
dies  für  ein  Jahr  365  Millionen,  die  in  einer  Zeit  wirtschaft¬ 
licher  Stockung,  unterbrochenen  Außenhandels,  ins  Feindes¬ 
land  wandern,  eine  schwere  Last  für  ein  finanzkräftiges  Land, 
für  ein  armes,  oder  auch  nur  rein  ackerbautreibendes  einfach  uner¬ 
träglich. 

Wir  glauben  daher,  daß  bei  aller  Bewunderung  und  Achtung, 
welche  die  Bestrebungen  des  modernen  theoretischen  Völkerrechts 
verdienen,  die  von  ihm  geforderten  Beschränkungen  der  Kontri¬ 
butionen  zunächst  wenig  Aussicht  auf  Verwirklichung  besitzen. 

Es  ist  als  sicher  anzunehmen,  daß  in  den  Kriegen  der  Zukunft 
den  Einwohnern  Geldleistungen  auferlegt  werden,  die  sich  als 
eigentliche  „reine  Kontributionen“  qualifizieren. 

Sie  werden  hauptsächlich  die  Städte  trefiPen,  die  naturgemäß 
für  Requisitionen  wenig  ergiebig  sind.  Da  die  Kontributionen 
das  Privateigentum  stets  nur  kollektiv  belasten,  indem  sie  immer 
Verbänden  aufgelegt  werden,  drücken  sie  thatsächlich  weniger 
als  jene. 

Die  früher  für  die  Requisitionen  behauptete  Entschädigungs¬ 
pflicht  des  eigenen  Staates  wird  auch  hier  aus  denselben  Gründen 
zu  statuieren  sein;  die  Kontributionen  nehmen  dadurch  den  Charakter 
einer  Zwangsanleihe  an. 

Loening,  der,  wie  mehrfach  erwähnt,  die  reine  Kontribution 
verwirft,  gibt  zu,  daß  Kriegssteuern,  deren  Zweck  es  ist  die 
feindliche  Bevölkerung  zu  terrorisieren,  sie  zur  Nachgiebigkeit  zu 
zwingen,  völkerrechtlich  zulässig  seien.  Er  begründet  dies  mit 
den  besonderen  Verhältnissen  des  Feldzugs.  Das  nutzlose  Hin¬ 
ziehen  desselben  veranlaßte  z.  B.  1870  die  deutsche  Regierung,  auch 
diejenigen  französischen  Landesteile,  die  nicht  Kriegsschauplatz 
gewesen  waren,  durch  eine  harte  Kontribution  die  Schwere  des 
Krieges  fühlen  zu  lassen. 
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Wir  glauben  mit  Lueder,  daß  diese  Meinung  mit  den  Sätzen 
von  der  Unverletzlichkeit  des  Privateigentums  und  der  Stellung 
der  Privaten  im  Kriege,  so  wie  die  herrschende  Meinung  sie  auf¬ 
faßt,  schlechthin  in  Widerspruch  steht.  Sie  paßt  nicht  in  das 
System  der  modernen  Theorie.  Halten  wir  dagegen  die  Recht¬ 
mäßigkeit  der  reinen  Kontributionen  aufrecht,  so  bedarf  es  einer 
besondern  Begründung  dieser  Kriegssteuer  nicht. 

Ob  der  „Schrecken“  als  Mittel  moderner  Kriegsführung  zu¬ 
lässig  ist,  lassen  wir  hier  dahingestellt.  Es  ist  dies  nicht  Gegenstand 
unserer  Betrachtung.  Dagegen  liegt  ohne  Zweifel  in  Loenings 
Meinung  die  Anerkennung  der  Thatsache,  daß  ein  unendlich 
wichtiges  Moment  des  Widerstandes  in  der  ungeschwächten  Finanz¬ 
kraft  eines  Landes  verborgen  liegt,  und  er  scheint  uns  damit  selbst 
die  Unhaltbarkeit  der  Theorie,  welche  die  Kontribution  verwirft, 
darzuthun. 

Ueberschreitet  man  in  der  Verklausulierung  der  Kriegs¬ 
führung  die  zulässige  Grenze,  raubt  man  dem  Angreifer  zu  viele 
wirksame  Mittel  des  Angriffs,  so  werden  dadurch  die  Kriege  ver¬ 
längert,  die  Entscheidung  verzögert  und  das  Endresultat  ist  das 
Gegenteil  des  Erstrebten,  eine  viel  größere  Schädigung  der  be¬ 
teiligten  Länder. 

Die  Garantie  dafür,  daß  die  indirekten  Verletzungen  des 
Privateigentums ,  welche  die  Kontributionen  involvieren ,  nicht 
höher  steigen,  als  es  die  militärische  Notwendigkeit  verlangt, 
daß  sie  nicht  wie  in  alter  Zeit  ein  Mittel  der  Beraubung  und 
Bereicherung  werden,  bietet  uns  die  fortschreitende  Gesittung  der 
Nationen. 

3.  Die  Ausführung  der  Kontributionen. 

Die  mannigfachen  Bedingungen,  an  welche  die  moderne 
Theorie  die  Erhebung  der  Kontributionen  knüpft,  bleiben  auch 
ohne  die  engen  Schranken,  in  welche  sie  dieselbe  zu  bannen  sucht, 
in  voller  Gültigkeit. 

Die  Ausschreibung  von  Kontributionen  soll  den  höchsten 
Führern  der  Armee  bezw.  dem  Chef  der  Civilverwaltung  Vorbe¬ 
halten  sein.  Bei  diesen  Amtsstellen  ist  die  Einsicht  zu  vermuten, 
welche  notwendig  ist,  um  die  Höhe  der  Kontributionen  im  billigen 
Verhältnis  zu  der  finanziellen  Kraft  des  Landes  richtig  zu  be¬ 
messen.  Den  besten  Maßstab  dafür  geben  die  bestehenden  Steuern 
und  ihr  bisheriger  Ertrag.  Man  wird  daher  entsprechend  den 
Forderungen  des  Manuel  und  der  Deklaration  an  die  bestehenden 
Steuerverhältnisse  sich  anlehnen,  was  1870  thatsächlich  geschehen 
ist.  Es  wird  dadurch  auch  eine  der  Leistungsfähigkeit  ent¬ 
sprechende,  durchaus  gerechte.Verteilung  der  Last  auf  die  einzelnen 
Gemeinwesen  gewährleistet.  Der  Occupant  legt  die  Geldleistungen 
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entweder  den  Provinzen  auf  und  überläßt  ihnen  die  Verteilung' 
unter  die  einzelnen  kommunalen  Verbände,  oder  er  teilt  jedem 
derselben  direkt  eine  Quote  zu. 

Eine  der  direkten  Requisition  entsprechende  Form  der  Er¬ 
hebung  fehlt  naturgemäß.  Die  Notwendigkeit,  die  zu  jenen  immer 
nur  subsidiär  angewandten  Beitreibungen  zwingt,  ist  hier  undenk¬ 
bar.  Sie  ist  auch  als  Exekutionsmittel  bei  verweigerter  Zahlung 
unmöglich,  da  ein  Suchen  nach  Geld  ohne  weiteres  zu  Raub  und 
Plünderung  führen  würde  und  außerdem  keine  Aussicht  auf  Er¬ 
folg  bietet. 

Als  Mittel  zur  Erzwingung  verweigerter  Zahlung  dienen  allerlei 
Repressalien,  Aushebung  von  Geiseln,  schwere  Einquartierung  u.  s.  f. 
Die  völkerrechtliche  Zulässigkeit  derselben  zu  entscheiden,  ist  nicht 
unsere  Aufgabe. 

Wie  für  die  Requisitionen,  so  ist  auch  für  die  Kontribution 
ein  Bon  auszustellen,  der  den  Ausweis  für  die  Entschädigungs¬ 
forderung  an  den  eigenen  Staat  bilden  wird.  Die  Quittung  wird 
immer  streng  juristische  Form  besitzen  können,  da  Umstände,  die 
dies  erschweren,  undenkbar  sind. 

4.  Die  Kontribution  als  Steuer. 

Die  erst  durch  den  modernen  großen  Krieg  entwickelte  Ver¬ 
waltung  des  Occupationsgebietes  durch  den  Invadenten  hat  eine 
besondere  Form  von  Geldauflagen  ins  Leben  gerufen,  die,  obwohl 
den  oben  besprochenen  Kontributionen  innerlich  fremd,  doch  in 
der  äußern  Erscheinungsform  mit  denselben  übereinstimmt. 

Die  eindringende  Kriegspartei  erhält  nach  modernem  Völker¬ 
recht  durch  die  Occupation  eines  Gebietes  den  usus  fructus  sämt¬ 
licher  Einkünfte  der  verdrängten  Staatsgewalt,  deren  wichtigsten 
Bestandteil  beinahe  überall  die  Steuern  bilden. 

Die  Erhebung  derselben  bietet  keine  Schwierigkeiten,  wenn 
die  einheimischen  Beamten  einwilligen,  ihre  Funktionen  unter  der 
Herrschaft  des  Occupanten  fortzuführen.  Dies  wird  aber  außer¬ 
ordentlich  selten  der  Fall  sein,  die  Mehrzahl  wird  ihren  Posten 
verlassen. 

Da  nun  die  Steuergesetzgebung  der  meisten  Länder  eine  sehr 
komplizierte  ist  und  einen  ausgedehnten,  wohlgeschulten  Ver¬ 
waltungsapparat  voraussetzt,  so  vermag  der  Occupant  mit  seinen 
auf  ein  Minimum  reduzierten  Organen  unmöglich  nach  derselben 
zu  verfahren.  Er  ersetzt  deswegen  die  sämtlichen  gesetzmäßigen 
Steuern  mit  ihren  vielfältigen  Quellen  durch  eine,  dem  Betrage 
des  jährlichen  Steuerergebnisses  gleichkommende  Kontribution,  die 
er  auf  Grund  der  bestehenden  Repartition  auf  die  Kommunal¬ 
verbände  verteilt.  Dies  ist  völkerrechtlich  allgemein  gebilligt. 
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5.  Die  Kontribution  als  Strafen. 

Während  der  Occupation  eines  feindlichen  Landes  haben  hinter 
der  kämpfenden  Armee  im  Occupationsgebiet  verschwindende 
Minoritäten  die  gewaltige  feindselige  Majorität  der  Bevölkerung 
im  Zaume  und  in  Unterordnung  zu  halten.  Sie  müssen  diese  ver¬ 
hindern,  in  irgend  welcher  Weise  die  Armee  an  ihrer  empfind¬ 
lichsten  Stelle,  ihren  Verbindungslinien  mit  der  Heimat,  zu  schädigen. 
Durch  physische  Ueberlegenheit  läßt  sich  dies  nicht  erreichen,  da 
die  geringen  zurückbleibenden  Truppenabteilungen  an  wenigen 
Punkten  vereinigt  bleiben. 

Das  eigene  Interesse  an  Ruhe  und  Ordnung,  das  man  bei  der 
Bevölkerung  in  Anspruch  nimmt,  genügt  nicht,  das  Rechtsbewußtsein 
existiert  dem  Feinde  gegenüber  nicht.  Man  muß  einen  zweiten 
Hebel  der  Herrschaft  einsetzen,  die  Furcht,  die  Abschreckung. 

Die  gerichtliche  Verfolgung  begangener  Delikte  ist  ein  un¬ 
genügendes  Schutzmittel.  Sie  trifiPt,  wenn  es  überhaupt  gelingt, 
den  Thäter  hei  dem  Mangel  an  willigen  Zeugen  zu  finden,  nur 
den  einzelnen  fanatisierten  Bewohner,  der  dadurch  zum  Märtyrer 
wird.  Man  muß  Strafmittel  wählen,  welche  keine  lange  Unter¬ 
suchung  voraussetzen  und  welche  mit  dem  Delinquenten  alle  die 
treffen,  welche  Neigung  haben.  Gleiches  zu  thun.  Es  muß  ein 
gemeinsames  Interesse  an  der  Verhinderung  von  Delikten  erzeugt 
werden,  das  jeden  veranlaßt,  ein  wachsames  Auge  auf  seine  Mit¬ 
bürger  zu  haben.  Das  wirksamste  und  sicher  humanste  Strafmittel, 
das  diese  Wirkung  zu  erzeugen  vermag,  sind  Kontributionen,  die 
man  den  Gemeinden,  auf  deren  Gebiet  eine  That  gegen  die  Sicher¬ 
heit  der  Armee  begangen  wird,  auferlegt. 

Im  Kriege  1870/71  ungeheuer  oft  angewandt,  sind  diese  Straf- 
Kontributionen  von  der  herrschenden  Meinung  als  zulässig  ange¬ 
nommen. 

Französische  Schriftsteller,  die  durch  ihre  Objektivität  und 
ihre  wissenschaftliche  Stellung  unbedingte  Beachtung  verdienen, 
haben  das  Prinzip  der  Gemeindehaftung,  welches  in  dieser  Straf¬ 
methode  liegt,  bestritten.  Feraud-Giraud  behauptet,  daß  mit  der 
Occupation  die  Polizeigewalt  auf  den  Occupanten  übergehe  und 
daher  sei  es  seine  Pflicht,  für  die  öffentliche  Sicherheit  zu  sorgen. 

Wenn  es  auch  Thatsache  sei,  daß  der  böse  Wille  der  Ein¬ 
wohner  oft  den  Thäter  unauffindbar  mache,  so  konstituiere  dieser 
böse  Wille  doch  keine  Teilnahme  und  faktisch  sei  der  Delinquent 
oft  der  Mehrheit  der  Gemeinde,  die  man  für  den  Akt  verantwortlich 
mache,  unbekannt.  Eine  That  motu  proprio  unternommen  sei  un¬ 
möglich  von  der  Gesamtheit  zu  tragen. 

Dagegen  ist  in  erster  Linie  einzuwenden,  daß  der  Grundsatz 
der  Haftung  der  Gemeinde  für  Delikte,  die  auf  ihrem  Terri- 
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torium  begangen  wurden,  kein  neuer  ist,  sondern  daß  er  gerade 
in  Frankreich  in  Friedenszeiten  vielfach  gültig  war  und  sogar 
heute  noch  ist.  Das  Gesetz  vom  10.  Vendemaire  des  Jahres  IV 
(Titel  IV,  Art.  1)  bestimmt:  „Jede  Gemeinde  ist  verantwortlich 
für  die  Vergehen,  die  auf  ihrem  Gebiet  begangen  werden  durch 
offene  Gewalt  oder  bewaffnete  oder  unbewaffnete  Zusammenrottung, 
seien  dieselben  gegen  Personen  oder  gegen  das  Eigentum  gerichtet, 
ebenso  wie  auch  für  den  Schadenersatzanspruch,  der  daraus  ent¬ 
steht.“  Feraud-Giraud  glaubt  nun,  daß  dies  Gesetz  für  die  Lösung 
einer  modernen  Rechtsfrage  bedeutungslos  sei,  da  es  in  einer  Zeit 
entstand,  wo  das  Prinzip  der  „personnalite  des  peines“  noch  nicht 
galt.  Dies  ist  für  die  Verhältnisse  des  Friedens  gewiß  zutreffend, 
und  abgesehen  davon  ist  die  Stellung  der  Gemeinde  gegenüber 
dem  Staat  eine  andere  geworden.  Sie  tritt  dem  letzteren  nicht 
mehr  als  eine  geschlossene  Gesamtheit  gegenüber,  deren  Vertreter 
die  Gemeindebehörden  sind,  sondern  die  letztem  üben  als  Organe 
der  Staatsgewalt  die  Polizeigewalt  aus  und  daher  sind  sie  allein 
verantwortlich  für  die  Ordnung  in  ihrer  Gemeinde. 

Alle  diese  Erwägungen  vergessen  das  Eine :  die  besonderen 
Verhältnisse  des  Kriegs.  Das  Gebot  der  Selbsterhaltung  der  Armee 
kennt  diese  Bedenken  nicht.  Da  sie  jedes  gegen  sie  gerichtete 
Delikt  notwendig  bestrafen  muß  und  ihr  die  Mittel,  den  Thäter 
zu  finden,  meistens  fehlen,  so  kann  sie  den  Grundsatz  der  personnalite 
des  peines,  d.  h.  der  Beschränkung  der  Straffolgen  auf  den  Thäter 
allein,  nicht  respektieren.  Die  fraglose  Ungerechtigkeit,  daß 
die  Strafe  notwendig  zahlreiche  Unschuldige  trifft,  ist  weniger 
groß  in  einer  so  ungewöhnlichen  Situation,  wo  der  Gesamtheit  der 
Trieb  und  die  Lust  zum  Delikt  innewohnt  und  daher  die  ab¬ 
schreckende  Wirkung  der  Strafe  aufs  Höchste  gesteigert  werden  muß.  - 

Bei  der  Bemessung  dieser  Kontribution  wird  wiederum  der 
Steuerertrag  der  Gemeinde  einen  untrüglichen  Maßstab  bieten ; 
wie  wir  gesehen,  sind  1870,  abgesehen  von  unbedeutenden  Delikten, 
zu  deren  Bestrafung  kleinere  Summen  genügten,  vielfach  die  jähr¬ 
lichen  Grundsteuererträge  maßgebend  gewesen. 

Daß  der  Erfolg  der  Strafkontributionen  ein  ausgezeichneter 
war,  steht  außer  Frage;  viel  Unglück  wurde  durch  sie  verhütet 
und  dem  heillosen  Respekt,  den  die  sparsame  französische  Land¬ 
bevölkerung  vor  ihnen  empfand,  ist  ohne  Zweifel  die  relativ  un¬ 
gestörte  Durchführung  des  Etappenverkehrs  zum  großen  Teil  zu 
verdanken  gewesen. 

Das  Gleiche  wird  sich  kaum  von  der  zwar  selten  ausge¬ 
führten  Ausdehnung  der  Gemeindehaftung  auf  die  Heimat  des 
Delinquenten  behaupten  lassen,  die  natürlich  voraussetzte,  daß 
man  denselben  kannte,  aber  seiner  nicht  habhaft  war. 
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Diese  Bußen  konnten  nicht  abschreckend,  sondern  mußten 
erbitternd  wirken,  denn  sie  trafen  nicht  nur  zahlreiche  am  Delikt 
Unbeteiligte,  sondern  Leute,  denen  die  Fähigkeit  es  zu  hindern 
völlig  fehlte.  Wie  sollte  eine  Gemeinde  das  Thun  und  Lassen  jedes 
einzelnen  ihrer  Glieder  außerhalb  ihrer  Gemarkung  beaufsichtigen  ? 

Tritt  es  im  Laufe  der  Zeit  klar  zu  Tage,  daß  eine  Gemeinde 
an  einem  Delikt  völlig  unbeteiligt  war,  so  bleibt  dem  Occupanten 
die  Möglichkeit,  die  Kontribution  zurückzuzahlen  und  sich  damit 
in  hohem  Maß  das  Zutrauen  der  Bevölkerung  zu  erringen. 

Es  bietet  dies  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Vorteil  dieser 
Repressalie  vor  allen  andern. 
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